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Vorwort der Autoren

Ökonomische Zwänge und gesetzliche Bestimmungen führen in vielen Non-
profit-Organisationen vermehrt dazu, dass im betrieblichen Alltag betriebswirt-
schaftliche Fragestellungen zutage treten – und von den Verantwortlichen gelöst 
bzw. beantwortet werden müssen. Dies erfordert ein zumindest fundiertes Grund-
lagenwissen betriebswirtschaftlicher Zusammenhänge.

Aber – viele derjenigen, die sich in die betriebswirtschaftliche Materie einlesen 
wollen, stoßen oftmals schnell an Grenzen: zum einen fehlt es vielen Lehrbüchern 
an einem expliziten Bezug zum Nonprofit-Bereich und zum anderen ist ein Groß-
teil der Fachliteratur sprachlich so (komplex) abgefasst, dass gerade Personen, wel-
che zum ersten Mal mit diesem Fachgebiet in Berührung kommen, Mühe haben, 
die darin vermittelten Informationen aufzunehmen und in die betriebliche Praxis 
transferieren zu können. Dem will dieses Buch bewusst entgegentreten: es ist Ziel 
der Autoren, eine leicht verständliche, aber dennoch fachlich fundierte und umfas-
sende Einführung in die Welt der Betriebswirtschaftslehre zu geben. Zur besseren 
Veranschaulichung und zur leichteren Übertragbarkeit der Inhalte in den betrieb-
lichen Kontext der Leser/innen werden bewusst ausschließlich Beispiele aus dem 
Umfeld gemeinnütziger Organisationen aufgeführt. 

Zielgruppe für dieses Buch sind Mitarbeiter/innen aus gemeinnützigen Ein-
richtungen, welche mit dem breiten Themenfeld der Betriebswirtschaftslehre 
nicht oder bislang nur rudimentär in Berührung gekommen sind. Insbesondere 
richtet es sich an Nachwuchsführungskräfte ohne wirtschaftswissenschaftlichen 
Hintergrund, welche aufgrund einer größeren Verantwortungsübernahme in der 
Organisation nunmehr mit der Erfordernis konfrontiert werden, betriebswirt-
schaftliche Fragestellungen bearbeiten zu müssen und betriebswirtschaftliche 
Steuerungsinstrumente zielgerichtet einzusetzen.

Die Idee für dieses Buch entstand im Zusammenhang mit Fortbildungsver-
anstaltungen des Projektes ERiS – Erfolgschancen in der Sozialwirtschaft, welches 
im Rahmen des Programms „rückenwind – Für die Beschäftigten in der Sozialwirt-
schaft“ durch das Bundesministerium für Arbeit und Soziales und den Europä-
ischen Sozialfonds gefördert wurde. In Fortbildungsveranstaltungen für Berufs-
einsteiger und Nachwuchsführungskräfte, welche von den Autoren durchgeführt 
wurden, war die Betriebswirtschaftslehre mehrfach Gegenstand: mit Fokus auf 

Vorwort
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betriebswirtschaftlichen Grundlagen, auf Organisationsrecht sowie auf Control-
ling. Die Teilnehmer/innen haben die Inhalte mit großem Interesse aufgenommen 
– standen jedoch vor der Herausforderung, die für viele neue Thematik in einem 
doch recht begrenzten Zeitraum erfassen zu müssen. Eine dazu spiegelbildliche 
Herausforderung ergab sich für die Autoren: das Thema der betriebswirtschaftli-
chen Steuerung konsistent und in der erforderlichen fachlichen Tiefe und Präzision 
verständlich aufzubereiten – und auch Teilnehmer/innen für die Thematik gewin-
nen zu können, welche damit bis dato keine oder nur wenig Berührungspunkte 
hatten.

Gerade in der (berufsbegleitenden) Fortbildung von Fach- und Führungskräf-
ten tritt eine Schwierigkeit besonders zutage, welche wohl jede/r Student/in zur 
Genüge kennt: auf der einen Seite gibt es Präsenzveranstaltungen, in welchen mit 
erklärenden Worten, Diskussionen und nicht zuletzt Folienvorträgen Wissen ver-
mittelt werden soll. Auf der anderen Seite steht die Herausforderung, die Inhalte 
vor- und nachzubereiten – und dafür die entsprechende Literatur zu finden und 
zu nutzen. Dies mag im Rahmen des Studiums noch bewerkstelligbar sein – bei 
einer berufstätigen Zielgruppe hingegen ist eine aufwändige Literaturrecherche in 
den allermeisten Fällen schon alleine aus Zeitgründen nicht darstellbar. Erschwert 
wird dies weiterhin durch die Begebenheit, dass es Fach- und Lehrbücher auf der 
einen Seite und Foliensätze für Vorlesungen bzw. Fortbildungsveranstaltungen auf 
der anderen Seite gibt – eine systematische Verzahnung zwischen diesen Medien 
jedoch in aller Regel nicht gegeben ist. 

Diese Lücke soll bewusst geschlossen werden: daher wurde, als Ergänzung zu 
diesem Buch, ein Foliensatz entwickelt, welcher für Schulungszwecke eingesetzt 
werden kann. Dessen Aufbau und Inhalt orientiert sich explizit an dem des Bu-
ches, weswegen dieses wiederum ideal für die Vor- und Nachbereitung von Fort-
bildungsveranstaltungen eingesetzt werden kann. Die Teilnehmer/innen haben 
so die Möglichkeit, ohne großen Zeitaufwand für Literaturrecherche zwischen den 
Medien Fachbuch und Präsentation zu „springen“ und so die Inhalte besonderes 
effizient verinnerlichen zu können.

VorwortVorwort
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Der Aufbau des Buches orientiert sich am Titel: Wenn man sich mit betriebs-
wirtschaftlicher Steuerung von Nonprofit-Organisationen befassen möchte, er-
scheint es zielführend, sich in einem ersten Schritt damit zu beschäftigen, was unter 
Betriebswirtschaftslehre zu verstehen ist. Mit dieser Fragestellung befasst sich das 
erste Kapitel, welches sich mit der Geschichte der Betriebswirtschaftslehre ausein-
andersetzt, Analyseperspektiven aufzeigt, wichtige Grundbegriffe erklärt und die 
Schnittstellen der Betriebswirtschaftslehre zu anderen Wissenschaften aufzeigt. 
Wenn an dieser Stelle dann ein grundlegendes Verständnis für den Gegenstand der 
Betriebswirtschaftslehre gegeben ist, stellt sich in Bezug auf den Titel des Buches 
unweigerlich eine weitere Frage – und zwar, was unter Nonprofit-Organisationen 
zu verstehen ist und welche Besonderheiten diese aufweisen. Diese Frage kann 
aus verschiedenen Sichtweisen heraus bearbeitet werden: aus einer soziologi-
schen und politikwissenschaftlichen, aus einer gesellschaftsrechtlichen sowie aus 
einer steuerrechtlichen Sichtweise heraus. Dem entsprechend werden im zweiten 
Kapitel Nonprofit-Organisationen und ihre spezifischen Funktionen und Charak-
teristika dargestellt – und eine Abgrenzung zu anderen Organisationen, bspw. aus 
dem gewerblichen Bereich, ermöglicht. Im Dritten Kapitel werden die wichtigsten 
Rechtsformen von Nonprofit-Organisationen, der eingetragene Verein (e.V.) und die 
Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), behandelt, bevor im vierten Kapi-
tel steuerrechtliche Rahmenbedingungen im Zusammenhang mit dem Status der 
Gemeinnützigkeit skizziert werden. Die dann folgenden Kapitel beschäftigen sich 
schließlich mit denjenigen Teilbereichen der Betriebswirtschaftslehre, welche für 
eine betriebswirtschaftliche Steuerung von Nonprofit-Organisationen maßgeblich 
sind: so werden in Kapitel fünf das betriebliche Rechnungswesen skizziert und in 
Kapitel sechs Grundlagen von Investition und Finanzierung dargestellt. Kapitel sie-
ben befasst sich zum Abschluss mit dem Thema Corporate Governance als inner-
betrieblichem Steuerungs- bzw. Regelungsrahmen.

Betriebswirtschaftliche Steuerung in gemeinnützigen Organisationen – ein 
Unterfangen, welches vor dem Hintergrund von Sachzielorientierung und gemein-
wohlorientierter Ausrichtung nicht selten kontrovers, teilweise ablehnend disku-
tiert wird. Nichts desto trotz: im Nonprofit-Bereich ist die wirtschaftliche Perspek-
tive in den allermeisten Fällen unverzichtbar, alleine schon vor dem Hintergrund 
entsprechender gesetzlicher Bestimmungen. Doch dies bedeutet mitnichten, dass 
hierdurch die Orientierung am gemeinnützigen Zweck der Organisation obsolet 
wird. Ganz im Gegenteil: eine betriebswirtschaftliche Steuerung gemeinnütziger 

Vorwort
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Organisationen kann und soll dazu beitragen, den Zweck der Organisation mög-
lichst effizient, d. h. ressourcenschonend, und vor allem dauerhaft zu erfüllen. 

In diesem Sinne soll dieses Buch den Leser/innen einen Einblick vermitteln, wie 
eine betriebswirtschaftliche Steuerung und eine gemeinwohlorientierte Ausrich-
tung von Nonprofit-Organisationen gemeinsam gedacht und umgesetzt werden 
kann.

Neunkirchen / Saarbrücken im Oktober 2012 
Dirk Bach / Michael Hamm

Vorwort
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1 // Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre 

1	 Grundlagen der Betriebswirtschaftslehre

1.1	 GESCHICHTE DER BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEHRE

Die Geschichte der Betriebswirtschaftslehre muss aus zwei Perspektiven her-
aus betrachtet werden: zum einen die Beschäftigung mit Frage- und Problemstel-
lungen aus einzelnen Teilbereichen der Betriebswirtschaftslehre und zum anderen 
mit der Entwicklung und Verbreitung der Betriebswirtschaftslehre als Teilgebiet 
der Wirtschaftswissenschaften und damit verbunden im Rahmen von Forschung 
und Lehre an Hochschulen.

Nimmt man die erste Perspektive – d. h. die Beschäftigung mit einzelnen Teil-
bereichen der heutigen Betriebswirtschaftslehre – ein, so ist zu konstatieren, dass 
sich Menschen damit schon seit mehreren hundert Jahren, teilweise sogar seit 
mehreren tausend Jahren beschäftigen. So handelt es sich bei einem der ersten 
schriftlich fixierten Dokumente der Menschheit um einen Buchhaltungsbeleg aus 
einer Tempelwirtschaft und aus dem Zeitraum um das Jahr 3000 v. Chr. sind Frag-
mente einer Fabrikbuchhaltung überliefert. Das faszinierende daran: diese erste 
überlieferte Buchhaltung zeigt durchaus deutliche Parallelen zum heutigen be-
trieblichen Rechnungswesen. So wurden bereits damals verschiedene Kostenstel-
len für einzelne Betriebsteile geführt, ein Inventarverzeichnis gepflegt sowie eine 
Gewinn- und Verlustrechnung aufgestellt. 

Darüber hinaus finden sich Überlieferungen, die belegen, dass es im alten 
Ägypten um das Jahr 2000 v. Chr. erste Schulen gab, welche sich der Verbreitung 
von kaufmännischem Wissen widmeten. Und nicht nur dort – auch die griechi-
schen Gelehrten befassten sich mit der Weiterentwicklung und Verbreitung sol-
chen Wissens. Exemplarisch zu nennen ist hier Aristoteles, welcher sich nicht nur 
der Menschenführung widmete, sondern zugleich auch Regeln für erfolgreiches 
Wirtschaften aufstelle, die bis heute Gültigkeit besitzen: so empfiehlt er regelmä-
ßige Erfolgsrechnungen durchzuführen, nur solche Investitionen durchzuführen, 
die auch gewinnbringend sind und schließlich warnt er davor, Entscheidungen zu 
treffen, welche die Gefahr bergen, den Betrieb als Ganzes zu gefährden. Mit an-
deren Worten: Aristoteles hat sich mit Personalführung, dem betrieblichen Rech-
nungswesen, der Investitionsrechnung und dem Risikomanagement befasst. 
Ebenfalls auf griechische Gelehrte zurück geht die bis heute gebräuchliche Eintei-
lung von allgemeinen Grundsätzen wirtschaftlichen Handelns und den speziellen 
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Erfordernissen in bestimmten Arten von Betrieben, bspw. in Handels- oder land-
wirtschaftlichen Betrieben. Heute spricht man in diesem Zusammenhang von All-
gemeiner Betriebswirtschaftslehre und Spezieller Betriebswirtschaftslehre (mehr 
dazu in Kapitel 1.5). 

Im Mittelalter fand nicht nur eine weitere Verbreitung kaufmännischen Wis-
sens statt – es wurden auch einzelne Wissensgebiete signifikant weiterentwickelt: 
exemplarisch zu nennen ist die Weiterentwicklung des betrieblichen Rechnungs-
wesens hin zur doppelten Buchhaltung und zur Darstellung von Ergebnissen im 
Zeitablauf. Besonders bemerkenswert in diesem Zusammenhang ist die Tatsache, 
dass hierbei eine Struktur geschaffen wurde, die es erlaubte, die gleiche Systematik 
betrieblicher Buchhaltung in verschiedensten Arten von Betrieben gleichermaßen 
anzuwenden. Damit war eine Grundlage geschaffen, betriebliche Entwicklungen 
zu analysieren und miteinander zu vergleichen, um hieraus allgemein gültige 
Schlüsse zu ziehen. Damit war eine zentrale Voraussetzung für die Etablierung der 
Betriebswirtschaftslehre als eigenständige Wissenschaft gegeben. In diesem Zu-
sammenhang fand eine zunehmende Abkehr von der bis dahin üblichen Betrach-
tung besonders gelungener (oder misslungener) Einzelfälle hin zu einer theoreti-
sierenden Arbeitsweise statt – womit ein weiterer Grundstein für die Entwicklung 
der Betriebswirtschaftslehre als eigenständige Wissenschaft gegeben war.

In den gleichen Zeitraum fällt eine Reihe von bedeutenden Veröffentlichun-
gen, in welchen vielfach versucht wurde, das zu diesem Zeitpunkt vorhandene 
kaufmännische Wissen zu aggregieren, zu systematisieren und zu publizieren. Ei-
nes dieser Werke ist das „Kaufmanns-Lexicon“ von Carl Günther Ludovici, welcher 
als Begründer der Deutschen Betriebswirtschaftslehre gilt (Bellinger 1967).

Als Geburtsjahr der Betriebswirtschaftslehre wird in der Literatur vielfach das 
Jahr 1898 angeführt, in dem die ersten Handelshochschulen in Leipzig und Aachen 
gegründet wurden, welche in späteren Jahren, insbesondere nach dem zweiten 
Weltkrieg, vielfach zu Universitäten ausgebaut wurden. Daneben entwickelte sich 
an den Fachhochschulen und Akademien ein eher praxisorientierter Zweig der Be-
triebswirtschaftslehre, welcher die Tradition der (alten) Handelsschulen aufnahm 
und den Schwerpunkt in der Vermittlung von praxisbezogenem betriebswirt-
schaftlichem Wissen forcierte.
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Zu den herausragenden Vertretern der Betriebswirtschaftslehre im 20. Jahr-
hundert gehören die Professoren Eugen Schmalenbach und Erich Gutenberg. 
Schmalenbach prägte die Entwicklung der Betriebswirtschaftslehre durch seine 
Grundidee, einen Betrieb gedanklich in mehrere Teilbetriebe bzw. Abteilungen auf-
zuteilen, welche wie selbständige Unternehmen miteinander interagieren und die 
von ihnen erbrachten Leistungen untereinander in Form von Verrechnungspreisen 
erfassen. Folge dessen sind sowohl betriebsspezifische Aufbau- und Ablaufdia-
gramme sowie entsprechende Kontenpläne und Kostenrechnungen. Gutenberg 
richtete seine Aufmerksamkeit auf den betrieblichen Produktionsprozess, in wel-
chem er einen Kombinationsprozess von verschiedenen Produktionsfaktoren er-
kannte: dabei unterschied er zwischen sog. ‚Elementarfaktoren’ und ‚dispositiven 
Faktoren’ (mehr dazu in Kapitel 1.3).

Auch wenn im Rahmen dieses Buches die Geschichte der Betriebswirtschafts-
lehre nur kurz und holzschnittartig dargestellt werden kann, so ist dennoch deut-
lich geworden, dass sich Menschen seit jeher mit betriebswirtschaftlichen Frage-
stellungen befassten und Fragestellungen, welche in der heutigen Zeit aktuell zu 
sein scheinen, oftmals mitunter schon lange bekannte Probleme darstellen. Anders 
ausgedrückt: „ Die Wissenschaft entfaltet sich in der Geschichte dadurch, dass im-
mer wieder neue Probleme auftauchen und gelöst werden, und dass bekannte Pro-
bleme erneut diskutiert werden, weil neue Methoden ersonnen wurden, die bisher 
ungelöste Probleme zu lösen imstande sind oder bereits gelöste Probleme leichter 
und besser lösen lassen als bisher.“ (Bellinger 1967)

Vor diesem Hintergrund verfügt die heutige Betriebswirtschaftslehre über ei-
nen reichhaltigen Erfahrungsschatz an Erkenntnissen und Methoden, um damit 
bekannten Fragestellungen entgegen zu treten und neue Fragestellungen beant-
worten zu können. Dabei wird – dies ist eines der hervorstechendsten Merkmale 
der Betriebswirtschaftslehre – nicht nur auf „eigene“ Erkenntnisse zurückgegriffen, 
sondern systematisch Wissen aus anderen Wissenschaftsbereichen einbezogen 
und für betriebswirtschaftliche Fragestellungen nutzbar gemacht.
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1.2	 BERÜHRUNGSPUNKTE ZU ANDEREN WISSENSCHAFTEN

Wie die obigen Ausführungen gezeigt haben, hat sich die Betriebswirtschafts-
lehre aus Bedürfnissen und Fragestellungen menschlichen Handelns entwickelt 
– und war nicht von vornherein als Wissenschaft konzipiert. Vielmehr hat sich 
über Jahrhunderte hinweg das Beobachtungs- und Erkenntnisfeld der Betriebs-
wirtschaftslehre gefestigt und weiterentwickelt, so dass sich aus der anfänglichen 
Notwendigkeit, Mengenbestände zu erfassen, eine komplexe wissenschaftliche 
Disziplin entwickelt hat. Im Kanon der Wissenschaften ist daher die Betriebswirt-
schaftslehre zu den Realwissenschaften zu zählen, für die charakteristisch ist, dass 
sie sich wissenschaftlich mit realen Sachverhalten befassen (insofern zählen bspw. 
auch die Naturwissenschaften zu den Realwissenschaften). Innerhalb der Realwis-
senschaften zählt die Betriebswirtschaftslehre zum Feld der Geisteswissenschaf-
ten – wobei allerdings anzumerken ist, dass sich an vielen Universitäten und Hoch-
schulen Fakultäten der „Wirtschafts- und Sozialwissenschaften“ (teilweise auch in 
Verbindung mit Rechtswissenschaften) herausgebildet haben, was letztlich spezi-
ell in den vergangenen Jahren dazu geführt hat, dass die Betriebswirtschaftsleh-
re nunmehr weniger unter der Überschrift Geisteswissenschaft sondern als Teil-
bereich der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften auftritt und wahrgenommen 
wird (Wöhe 1996).

Die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften umfassen eine Reihe wissen-
schaftlicher Disziplinen: so bspw. die Betriebs- und Volkswirtschaftslehre als Kern 
der Wirtschaftswissenschaften, die Soziologie, die Pädagogik, und die Politikwis-
senschaft. Zwischen diesen Disziplinen bestehen zum Teil große Berührungspunk-
te und Interdependenzen – und zum Teil haben sich aus (verschiedenen) Teilberei-
chen der Wirtschafts- und Sozialwissenschaften neue Disziplinen hierausgebildet. 
Anschauliches Beispiel hierfür ist die Wirtschaftspädagogik, welche Elemente aus 
der Betriebs- und Volkswirtschaftslehre sowie aus der Pädagogik miteinander ver-
bindet.

Die Begründung für die Zusammenarbeit mit anderen Disziplinen ergibt 
sich alleine schon aus der Aufgabe der Betriebswirtschaftslehre, also „alles wirt-
schaftliche Handeln, das sich im Betrieb vollzieht, zu beschreiben und zu erklären 
und schließlich auf Grund der erkannten Regelmäßigkeiten und Gesetzmäßigkei-
ten des Betriebsprozesses wirtschaftliche Verfahren zur Realisierung praktischer 
betrieblicher Zielsetzungen zu entwickeln.“ (Wöhe 1996). Unabhängig von den 
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Begrifflichkeiten (diese werden in den folgenden beiden Unterkapiteln noch näher 
beleuchtet), stellen sich bei „wirtschaftlichem Handeln in einem Betrieb“ weitere, 
über das rein Wirtschaftliche hinausgehende Fragestellungen: dies können techni-
sche Fragen (bspw. wie eine Produktion automatisiert werden kann), rechtliche Fra-
gen (bspw. in welcher Rechtsform der Betrieb am Geschäftsverkehr teilnimmt und 
wer für den Betrieb verbindliche Willenserklärungen abgeben darf – mehr dazu 
in Kapitel 3) oder soziologische und psychologische Fragen (bspw. wie die Zusam-
menarbeit von Menschen in einem Betrieb organisiert werden kann und wie diese 
motiviert werden können) sein. Anhand dieser Beispiele wird schnell klar, dass die-
se Fragestellungen nicht ausgeblendet werden können und dürfen, wenn fundier-
te Aussagen über wirtschaftliches Handeln in Betrieben getroffen werden sollen. 
Vor diesem Hintergrund bedient sich die Betriebswirtschaftslehre verschiedenster 
„Hilfswissenschaften“ wie der Ingenieurwissenschaften, der Rechtswissenschaf-
ten, der Soziologie, der Pädagogik oder der Psychologie. Dabei ist zu beachten, 
dass in diesem Kontext der Begriff „Hilfswissenschaften“ daher rührt, dass diese 
Disziplinen zielgerichtet genutzt bzw. einbezogen werden, um zur Lösung einer 
betriebswirtschaftlichen Aufgabenstellung beizutragen. Keinesfalls soll damit die 
Wertigkeit oder gar eine Über- bzw. Unterordnung im Kanon der verschiedenen 
Wissenschaften ausgedrückt werden.

Die meisten Berührungspunkte hat die Betriebs- mit der Volkswirtschaftsleh-
re. Die Volkswirtschaftslehre hat dabei nicht das wirtschaftliche Handeln einzelner 
Betriebe zum Gegenstand, sondern die (spezifischen, d. h. eigenen) Fragen und Pro-
blemstellungen von Gesamtwirtschaften. Anders ausgedrückt: „Volkswirtschafts-
lehre ist die Wissenschaft von der Bewirtschaftung der knappen gesellschaftlichen 
Ressourcen.“ (Mankiw 2004). Inwiefern starke Interdependenzen zwischen die-
sen beiden wirtschaftswissenschaftlichen Disziplinen bestehen, wird schnell au-
genscheinlich, wenn man sich verdeutlicht, was mit „knappen gesellschaftlichen 
Ressourcen“ gemeint ist. Dies können bspw. die Anzahl der zur Verfügung stehen-
den Arbeitskräfte sein, die vorhandene Geldmenge und deren Verteilung oder das 
Vorhandensein von Rohstoffen wie Kohle, Erdöl oder Wasser. An dieser Stelle wird 
klar, dass das wirtschaftliche Handeln in einzelnen Betrieben stark abhängig ist 
von diesen (volkswirtschaftlichen) Rahmenbedingungen – jede Veränderung die-
ser Faktoren hat Auswirkungen auf das Verhalten von und in Betrieben. Aber: die 
Abhängigkeiten bestehen auch in umgekehrter Richtung: so sind Daten aus der 
Betriebswirtschaftslehre, bspw. über Produktionsmengen, Kapitalbedarf für Inve-
stitionen (was eine Investition ist, wird in Kapitel 6 noch ausführlich erläutert) oder 
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die Anzahl der in einem Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer, wichtige Grundlage 
für die volkswirtschaftliche Forschung. So ist die Entlohnung von Arbeitnehmern 
von Betrieben in einer bestimmten Region (z. B. in einem Bundesland) wichtiger 
Bestimmungsfaktor für die vorhandene Kaufkraft in eben dieser Region.

Die oben angeführte Definition zu den Aufgaben der Betriebswirtschaftslehre 
spricht davon, dass wirtschaftliches Handeln in Betrieben erfasst, beschrieben und 
analysiert (im Sinn der Entdeckung von Gesetz- und Regelmäßigkeiten) sowie Ver-
fahren für bestimmte Zielsetzungen entwickelt werden müssen. Dahinter verber-
gen sich in der wissenschaftlichen Praxis oftmals große Herausforderungen – und 
führen zu der Notwendigkeit, weitere Disziplinen für diesen methodisch gepräg-
ten Aufgabekreis mit einzubeziehen. So kann bspw. die Informatik genutzt wer-
den, um betriebswirtschaftliche Daten zu erheben, zu speichern und auszuwerten. 
Die Mathematik wiederum hilft bei der Analyse von Daten, der Identifikation von 
Gesetzmäßigkeiten und der Formulierung von betriebswirtschaftlichen Verfahren. 
Ausdruck dessen sind die vielfach vorhandenen „betriebswirtschaftlichen Formels-
ammlungen“.

Betrachtet man manche betriebswirtschaftliche Publikationen, so könnte der/
die Leser/in, welche/r zum ersten Mal solche Literatur konsumiert, irritiert sein – 
und zwar aufgrund der verwendeten Wortwahl. So werden vielfach Begriffe aus 
den Naturwissenschaften verwendet und es ist dann die Rede von Wachstum, 
Evolution, oder von (Produkt-)Lebenszyklus. Damit wird eine sprachlich enge Ver-
bindung zu den Naturwissenschaften suggeriert, die (zumindest in dieser Inten-
sität) allerdings nicht vorhanden ist. Die Verwendung naturwissenschaftlicher 
Begriffe dient dabei also weniger dazu, eine fachliche Verbindung zu den Natur-
wissenschaften herzustellen, als vielmehr betriebswirtschaftliche Phänomene zu 
beschreiben und zu veranschaulichen.

Zusammenfassend kann festgehalten werden: die Betriebswirtschaftslehre 
ist eine eigenständige wissenschaftliche Disziplin mit einem zu anderen Wissen-
schaften klar abgrenzbaren Aufgabenbereich. Allerdings ist es ebenso ein Charak-
teristikum der Betriebswirtschaftslehre, dass sie systematisch die Erkenntnisse 
und Methoden aus anderen Disziplinen für ihre Fragestellungen nutzt. 
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1.3	 PERSPEKTIVEN, GEGENSTAND UND ZIEL DER BETRIEBSWIRTSCHAFTSLEHRE

Aus der o. g. Aufgabe der Betriebswirtschaftslehre lässt sich entnehmen, dass 
deren Untersuchungsobjekt die Betriebe sind. Diese können definiert werden als 
planvoll (also bewusst gesteuerte) organisierte (d. h. strukturierte) Einheiten, in 
welchen aus begrenzten (d. h. nicht in beliebigen Mengen vorhandene) Ressour-
cen Dienstleistungen und/oder Produkte erzeugt werden. D. h. die Betriebswirt-
schaftslehre richtet ihren Fokus auf Strukturen, Vorgänge und Problemstellungen 
in solchen Betrieben sowie auf die Wechselwirkungen zwischen Betrieben und 
ihrer Umwelt. An dieser Stelle ergibt sich unweigerlich die Frage, was in solchen 
Betrieben „passiert“ und wie Betriebe „funktionieren“. 

Bei der Erstellung von Produkten und Dienstleistungen spricht man von einem 
sog. „Transformationsprozess“. Ausgangspunkte sind sog. (elementare) Produkti-
onsfaktoren in Form von menschlicher Arbeitskraft, Betriebsmitteln und Werkstof-
fen. Zuerst eine kurze Erläuterung zu den Begrifflichkeiten: menschliche Arbeits-
kraft umfasst gemeinhin die Arbeitnehmer/innen, welche ein Betrieb beschäftigt 
– allerdings macht es durchaus Sinn, hier keine Einengung auf reine Erwerbsarbeit 
vorzunehmen, sondern auch unbezahlte, ehrenamtliche Leistungen mit einzu-
beziehen, insbesondere vor dem Hintergrund, dass diese für im Nonprofit-Sektor 
erstellte Produkte und Dienstleistungen eine nicht zu unterschätzende Größe dar-
stellen. Betriebsmittel sind beispielsweise Gebäude oder technische Anlagen, wel-
che für die Erstellung von Produkten und Dienstleistungen eingesetzt werden. Und 
unter Werkstoffen werden schließlich zum einen Rohstoffe (wie bspw. Holzplatten 
in einer Möbelschreinerei) und sog. Hilfsstoffe (also z. B. Reinigungsmittel für den 
Abwasch des Geschirrs in einer Altenhilfeeinrichtung) verstanden.

Arbeitskraft 
Betriebsstoffe 

Werkstoffe

Betriebliche
Leistungserstellung

(Transformation)

Produkte  
und/oder  

Dienstleistungen

Input Output

Abb. 1: Betrieblicher Transformationsprozess
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Die Produktionsfaktoren werden in einem ersten Schritt beschafft und an-
schließend im Rahmen der betrieblichen Leistungserstellung zielgerichtet kombi-
niert, so dass das gewünschte Produkt (bzw. die gewünschte Dienstleistung) ent-
steht und schließlich abgesetzt (d. h. verkauft) werden kann. Eine Transformation 
findet dabei auf zwei Arten statt: zum einen werden die Produktionsfaktoren im 
Rahmen der Leistungserstellung so eingesetzt, dass ein neues Produkt oder eine 
neue Dienstleistung entsteht (d. h. das Produkt oder die Dienstleistung unterschei-
den sich von den ursprünglich eingesetzten einzelnen Produktionsfaktoren). Zum 
anderen ist der monetäre Wert der erstellten Produkte und Dienstleistungen hö-
her als die Summe, die für die einzelnen Produktionsfaktoren aufgewendet werden 
musste – man spricht dann auch von „Wertschöpfung“.

Der dargestellte Transformationsprozess kann auf alle Arten der Leistungser-
stellung angewendet werden – und zwar sowohl im gewerblichen Bereich als auch 
in Nonprofit-Organisationen. Dazu ein Beispiel aus der stationären Altenhilfe: dort 
werden alle beschrieben Produktionsfaktoren eingesetzt (und zwar Pflegekräfte, 
Betriebsmittel in Form von barrierefreien Gebäuden und Werkstoffe in Form von 
Salben, Hygiene- und Reinigungsprodukten). Diese einzelnen Faktoren werden nun 
im Rahmen der Leistungserstellung so zusammengeführt, dass daraus die Dienst-
leistung „Pflege“ entsteht, die wiederum pflegebedürftigen Personen angeboten 
wird. 

Eine differenzierte Darstellung des betrieblichen Leistungserstellungsprozes-
ses entwickelte der Wirtschaftswissenschaftler und Harvard-Professor Michael 
Porter mit seiner „Wertkette“. 

Abb. 2: Wertkette 
(in Anlehnung an 
Porter 1999)
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Die Wertkette wurde zwar für die Analyse eines Leistungserstellungsprozes-
ses für Produkte entwickelt, lässt sich aber mit leichten Modifikationen auch auf 
den Dienstleistungsbereich anwenden. Porter unterscheidet zwei Arten von Aktivi-
täten in Betrieben: zum einen die primären Aktivitäten: diese dienen der Erstellung 
und der Vermarktung des Produktes (oder der Dienstleistung) und zum anderen 
die unterstützenden Aktivitäten, welche wiederum der Bereitstellung von Produk-
tionsfaktoren und betrieblicher Infrastruktur dienen. Was Porter hier als unterstüt-
zende Aktivitäten bezeichnet, findet sich in der betriebswirtschaftlichen Literatur 
vielfach auch unter dem Begriff „dispositive Produktionsfaktoren“.

An dieser Stellte sei ergänzend noch einmal auf die Erkenntnisse des vorange-
gangenen Unterkapitels erinnert: auch wenn der dargestellte Transformationspro-
zess und die betriebliche Wertschöpfung und die dazu erforderlichen Aktivitäten 
ein probates Instrumentarium darstellen, Vorgänge und Strukturen in Betrieben 
zu beschreiben und zu analysieren, gestaltet sich die betriebliche Realität doch we-
sentlich komplexer: so müssen bspw. für die Beschaffung von Produktionsfaktoren 
sowie für den Absatz von Produkten volkswirtschaftliche Rahmenbedingungen 
wie Währungskurse oder die zur Verfügung stehende Kaufkraft Beachtung finden. 
Und betrachtet man den Produktionsfaktor Arbeitskraft, so gelangt man, je nach 
Fragestellung, schnell zu der Erfordernis, psychologische Erkenntnisse über die Mo-
tivation von Mitarbeitern zu berücksichtigen.

Auch wenn grundsätzlich alle Arten der Erstellung von Produkten und Dienst-
leistungen durch diese Schemata abgebildet werden können – und damit klar ist, 
wie Betriebe in ihren Grundzügen „funktionieren“ – bedeutet dies jedoch nicht, dass 
damit eine universell gültige Blaupause für die Steuerung (bzw. das Management) 
eines Betriebes gegeben wäre. Denn für eine zielgerichtete Steuerung müssen eine 
Vielzahl an Entscheidungen getroffen werden: welche Produktionsfaktoren wo und 
in welchem Umfang eingekauft werden, wie stark die unterstützenden Aktivitäten 
ausgebaut werden, welche Ressourcen den einzelnen primären Aktivitäten zuge-
ordnet werden usw.. Eng verbunden mit diesen Entscheidungsfindungsprozessen 
sind zudem die Zielsetzungen der Eigentümer eines Betriebes – diese können von 
einer Maximierung ihres Einkommens bis hin zur Verbesserung ihres sozialen An-
sehens reichen. Insofern sind „alle Entscheidungen über den Einsatz von Mitteln [in 
Betrieben, d. Verf.], mit denen diese Ziele optimal realisiert werden können“ (Wöhe 
1996) der Gegenstand der Betriebswirtschaftslehre.
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Führt man diesen Gedanken weiter und berücksichtigt die im vorangegange-
nen Kapitel formulierte Aufgabe der Betriebswirtschaftslehre, so gelangt man zu 
folgenden Zielen der Betriebswirtschaftslehre: betrachtet man die Betriebswirt-
schaftslehre als theoretische Wissenschaft, so liegt deren Ziel in der Erkenntnis-
gewinnung über Strukturen, Funktionen und Gesetzmäßigkeiten im Kontext von 
Betrieben; betrachtet man die Betriebswirtschaftslehre als angewandte Wissen-
schaft, so liegt ihre Zielsetzung darin, empirische Beobachtungen und theoretische 
Erkenntnisse für die Gestaltung betrieblicher Abläufe zur Verfügung zu stellen 
bzw. nutzbar zu machen und Grundlagen für Entscheidungsfindungsprozesse zu 
liefern. (Wöhe 1996).

1.4	 GRUNDBEGRIFFE UND -ANNAHMEN

Die Betriebswirtschaftslehre steht vor den gleichen Herausforderungen wie 
alle Wissenschaften: Sie muss präzise und eindeutige Aussagen formulieren und 
Komplexität beherrschbar machen. Diesen Herausforderungen wird dadurch be-
gegnet, dass zum einen klar definierte Begrifflichkeiten verwendet werden und 
zum anderen durch bestimmte Annahmen die Komplexität realer betrieblicher 
Abläufe reduziert wird.

Man geht davon aus, dass Betriebe nicht als Selbstzweck Güter und Dienstlei-
stungen erstellen, sondern immer mit dem Ziel, menschliche Bedürfnisse zu be-
friedigen – d. h. um eine bestimmte Nachfrage zu decken. Gleichzeitig wird ange-
nommen, dass Art und Zahl menschlicher Bedürfnisse praktisch unbegrenzt sind. 
Der Psychologe Abraham Maslow hat menschliche Bedürfnisse kategorisiert und 
hierarchisiert und die nach ihm benannte „Bedürfnispyramide“ entwickelt.
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Maslow hat durch seine Forschungen erkannt, dass Menschen nach  
immer „höheren“ Zielen streben (und hierdurch motiviert werden) – allerdings nur, 
soweit die darunter liegenden Zielkategorien zumindest größtenteils befriedigt 
sind. D. h. ein Mensch wird sich bspw. nicht durch Anerkennung und Selbstverwirk-
lichungsmöglichkeiten motivieren lassen, solange er nicht seine Grundbedürfnisse 
wie Nahrung gesichert hat.

Neben dem Vorhandensein praktisch unbegrenzter menschlicher Bedürfnisse 
wird in den Wirtschaftswissenschaften aber gleichzeitig davon ausgegangen, dass 
die zur Bedürfnisbefriedigung zur Verfügung stehen den Ressourcen begrenzt 
bzw. knapp sind: so können Betriebe nicht unbegrenzt Güter und Dienstleistun-
gen produzieren und auf der Seite der Abnehmer stehen nicht genügend Mittel 
zur Verfügung, um unbegrenzt Güter und Dienstleistungen zu erwerben. Um 
hier eine begriffliche Klarheit zu schaffen, wird unterschieden zwischen den eben 
beschriebenen (unbeschränkten) Bedürfnissen und dem „Bedarf“; dabei gibt der 
Bedarf diejenigen Bedürfnisse an, die mit vorhandenen Mitteln gedeckt werden 
können. Ein Beispiel dazu: steht einer Person genügend Geld zur Verfügung, um 
das Bedürfnis Nahrung zu befriedigen, so kann man hier davon sprechen, dass die 
Nahrung ein Bedarf ist. Hat die gleiche Person das Bedürfnis, einen teuren Sport-

Abb. 3: Bedürfnispyramide nach Maslow
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wagen zu fahren oder eine Fernreise zu machen und stehen ihr dafür allerdings 
keine finanziellen Mittel zur Verfügung, dann spricht man hier zwar immer noch 
von Bedürfnissen – um Bedarfe handelt es sich jedoch nicht.

So kommt es zu einem Spannungsverhältnis zwischen vorhandenen Bedürf-
nissen und den Möglichkeiten, diese zu befriedigen. Dies führt letztendlich dazu, 
dass Entscheidungsprozesse und Priorisierungen stattfinden müssen, welche Gü-
ter produziert und konsumiert werden sollen. Anders ausgedrückt lautet die Her-
ausforderung: Wie bzw. wofür sollen die zur Verfügung stehenden Ressourcen ein-
gesetzt werden? Die Antwort auf diese Frage lautet gemeinhin: so, dass bestimmte 
Ziele oder Bedürfnisse mit möglichst wenig Mitteln realisiert werden können.

In den Wirtschaftswissenschaften wird diese Herangehensweise als „ökono-
misches Prinzip“ bezeichnet und als Minimal- und Maximalprinzip ausformuliert. 
Das Maximalprinzip fordert, dass mit einem vorgegebenen Mitteleinsatz (Input) 
ein möglichst „großes“ Ergebnis (Output) erzielt werden soll; d. h. hier ist also der 
Mitteleinsatz bekannt und fix – und der Ertrag ist die Variable, welche möglichst 
hoch ausfallen soll. Beim Minimalprinzip hingegen soll mit einem möglichst gerin-
gen Mitteleinsatz (Input) ein vorgegebenes Ergebnis (Output) erzielt werden; d. h. 
der geplante Output ist bekannt und der dafür erforderliche Mitteleinsatz die Va-
riable, welche möglichst gering ausfallen soll. Damit liefert das ökonomische Prin-
zip zwei mögliche Herangehensweisen, wie mit der Situation knapper Ressourcen 
umgegangen werden kann. Klar ist aber auch, dass es sich um eine idealtypische 
Betrachtung (bzw. um ein rein formales Prinzip) handelt, welche nur die Faktoren 
Input und Output berücksichtigt – und weitere Faktoren wie die Zielsetzungen des 
Unternehmers oder volkswirtschaftliche und rechtliche Rahmenbedingungen aus-
blendet. Insbesondere durch rechtliche Restriktionen ist das ökonomische Prinzip 
speziell in der Sozialwirtschaft schnell ausgehebelt: so gibt es bspw. in der Altenhil-
fe oder in der Behindertenhilfe feste (ausgehandelte) Quoten, mit wie vielen Fach-
kräften wie viele Menschen versorgt werden sollen/dürfen. Insofern sind sowohl 
Input als auch Output weitestgehend vorgegeben und das ökonomische Prinzip 
nur noch begrenzt anwendbar.

Die anfängliche Erkenntnis, dass Betriebe Güter und Dienstleistungen er-
stellen, um damit Bedürfnisse von Konsumenten zu befriedigen, führt zu einer 
weiteren Frage: nämlich wo bzw. in welchem Rahmen treffen die Betriebe (d. h. 
die Anbieter) und die Konsumenten (d. h. die Nachfrager) aufeinander und unter 
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welchen Rahmenbedingungen der Austausch „Ware/Dienstleistung gegen Geld“ 
stattfindet. In den Wirtschaftswissenschaften spricht man hier von sog. „Märkten“. 
„Ein Markt besteht aus Gruppen potentieller Käufer und Verkäufer eines Guts. Die 
Gruppe der potenziellen Käufer bestimmt die Nachfrage nach dem Gut und die 
Gruppe der Verkäufer bestimmt das Güterangebot.“ (Mankiw 2004). Dabei wird 
davon ausgegangen, dass die Preise für Güter und Dienstleistungen zwischen 
den Marktteilnehmern frei ausgehandelt werden können und dass hierdurch ein 
Preismechanismus entsteht, der über das (Kauf-)Verhalten der Nachfrager Art und 
Umfang der Produktion der Betriebe sowie die dazu erforderlichen Investitionen 
(was eine Investition ist, wird in Kapitel 6 näher beleuchtet) steuert (Bea/Friedl/
Schweitzer 2004). Als Grafik dargestellt sieht das Ergebnis eines solchen Mecha-
nismus folgendermaßen aus:

Abb. 4: Gleichgewichtssituation auf Märkten

Der Preismechanismus auf Märkten führt dazu, dass sich Angebot und Nach-
frage zu einem „Gleichgewichtspreis“ und zu einer „Gleichgewichtsmenge“ ent-
wickeln. Dies setzt allerdings voraus, dass auf solchen „vollkommenen Märkten“ 
eine hinreichend große Anzahl von Käufern und Verkäufern existieren, so dass 
der/die Einzelne keine Möglichkeit hat, signifikant auf den Preis einzuwirken (das 
Gegenteil wäre der Fall, wenn es bspw. nur eine/n Anbieter/in für ein bestimm-
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tes Produkt oder eine Dienstleistung geben würde – dann könnte diese/r den Preis 
„diktieren“). Weitere Voraussetzungen sind, dass nicht durch externe Effekte (bspw. 
in Form von gesetzlichen Regulierungen) auf die Preis-Mengen-Findung Einfluss 
genommen wird und die Akteure auf den Märkten sowohl vollkommen rational 
handeln als auch vollständig informiert sind (wie Märkte für soziale Dienstleistun-
gen vor diesem Hintergrund zu beurteilen sind, wird in Kapitel 2 diskutiert). 

Ein zentrales Modell für die abstrakte Darstellung von Marktteilnehmern (so-
wohl Personen als auch Betriebe) ist der sog. „Homo oeconomicus“ (Wirtschafts-
mensch), welchem verschiedene Eigenschaften und Handlungsweisen zugeschrie-
ben werden: so wird sein Handeln als streng rational vorausgesetzt; d. h. persönli-
che (nicht rationale) Präferenzen werden ausgeblendet. Das rationale Handeln des 
Homo oeconomicus verfolgt das Ziel der eigenen Nutzenmaximierung. In Bezug 
auf die Entscheidungsgrundlagen für das rationale Handeln wird unterstellt, dass 
dem Homo oeconomicus jederzeit sämtliche Informationen über sich (beispiels-
weise, sofern es sich um ein Unternehmen handelt, Produktionskapazitäten), den 
Markt und die daraus resultierenden Handlungsoptionen und Handlungsalterna-
tiven sowie deren Auswirkungen kostenfrei zur Verfügung stehen. Mit dieser Cha-
rakterisierung von Akteuren auf Märkten wird schnell deutlich, dass damit die in 
der Realität vorhandene Komplexität wesentlich reduziert wird: so werden beim 
Homo oeconomicus bspw. interpersonale Konflikte und Informationsdefizite voll-
ständig ausgeblendet. An dieser Stelle muss jedoch darauf hingewiesen werden, 
dass es auch innerhalb der Wirtschaftswissenschaften durchaus Kritik am Modell 
des Homo oeconomicus gibt: stellvertretend zu nennen ist hier das (alternative) 
Konzept der „bounded rationality“ (gebundene Rationalität) von Richard R. Nelson 
und Sidney G. Winter. (Nelson/Winter 1982) Im Konzept der begrenzten Rationali-
tät wird davon ausgegangen, dass Entscheidungen nicht im Sinne einer objektiven 
Rationalität getroffen werden (können). Dies insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass keine vollständige Erfassung der wirtschaftlichen Realität möglich ist, zu-
künftige Ereignisse nicht exakt bewertet werden können und die theoretisch zur 
Verfügung stehenden Handlungsalternativen sowie deren Auswirkungen nicht 
vollumfänglich überblickt werden können. Daher ist die Bewertung der objektiven 
Realität stets eine subjektive Interpretation, ausgehend von unvollständigen Infor-
mationen und eigenen (personen- und/oder betriebsspezifischen) Bewertungsre-
geln. Dies führt zu hohen Unsicherheiten bei der Entscheidungsfindung und zu 
nur begrenzt rationalem Verhalten von Individuen und Organisationen. Insofern 
fokussiert sich diese Theorierichtung innerhalb der Wirtschaftswissenschaften, 
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weniger auf die Erzielung von Gleichgewichtszuständen auf Märkten, sondern 
darauf, wie Entscheidungen unter den Bedingungen subjektiver Bewertungen und 
unvollständiger Information getroffen werden können.

1.5	 ÜBERBLICK ÜBER DIE BETRIEBSWIRTSCHAFTLICHEN DISZIPLINEN

In der Betriebswirtschaftslehre wird zwischen den beiden Teilgebieten „Allge-
meine Betriebswirtschaftslehre“ und „Spezielle Betriebswirtschaftslehre“ unter-
schieden.

Die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre (ABWL) umfasst dabei „ die Beschrei-
bung und Erklärung der betrieblichen Erscheinungen und Probleme, die allen Be-
trieben gemeinsam sind, unabhängig davon, welchem Wirtschaftszweig sie an-
gehören, in welcher Rechtsform sie betrieben werden, und in wessen Eigentum 
sie stehen.“ (Wöhe 1996) D. h. die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre behandelt 
branchen- und funktionsübergreifende Fragestellungen, die in allen Arten von 
Betrieben vorhanden sind; dies können bspw. finanz-, investitions-, produktions-, 
oder organisatorische Fragen sein. Insofern besteht die ABWL aus verschiedenen 
Sachfunktionslehren wie der Produktion, der Investition, der Finanzierung, der 
Steuerlehre, dem Marketing, dem betrieblichen Rechnungswesen, der Beschaf-
fung, Materialwirtschaft und Logistik, dem Personalwesen und dem strategischen 
Management. Insofern bildet die Allgemeine Betriebswirtschaftslehre sozusagen 
das „Fundament“ für die Spezielle Betriebswirtschaftslehre.

Die Spezielle Betriebswirtschaftslehre (SBWL) beschäftigt sich zwar auch 
mit betrieblichen Fragestellungen, jedoch „unter wirtschafts- und sektorenspezi-
fischen Besonderheiten und Zusatzproblemen“ (Bea/Friedl/Schweitzer 2004). So 
haben sich als Teilbereiche der Speziellen Betriebswirtschaftslehre unter anderem 
die Bankbetriebslehre, die Versicherungsbetriebslehre, die Handelsbetriebslehre, 
die Immobilienwirtschaftslehre und die Industriebetriebslehre herausgebildet.

Am Beispiel der Versicherungsbetriebslehre lässt sich das Zusammenwirken 
von Allgemeiner Betriebswirtschaftslehre und Spezieller Betriebswirtschaftslehre 
exemplarisch aufzeigen. Ein Versicherungsunternehmen hat ganz eigene, spezifi-
sche Fragestellungen, die so in keinem anderen Bereich vorkommen: so z. B. die 
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Frage wie die Bedingungen für eine Haftpflicht- oder Lebensversicherung gestaltet 
werden können. Daneben muss das Versicherungsunternehmen auch Entschei-
dungen treffen, wie die Versicherungsprodukte verkauft werden können – und 
greift hierbei auf Grundlagenwissen des Marketing (also eines Teilbereichs der 
Allgemeinen Betriebswirtschaftslehre) zurück. Da sich jedoch der Vertrieb von Ver-
sicherungen ganz wesentlich von dem einer Produktionsanlage für Industriebe-
triebe unterscheidet, wird das Marketing-Grundlagenwissen aus der ABWL um die 
Spezifika der Versicherungswirtschaft ergänzt und entsprechend weiterentwickelt, 
weswegen man hier dann wiederum in den Bereich der Speziellen Betriebswirt-
schaftslehre vordringt.

An dieser Stelle ergibt sich die Frage, ob die Spezifika von Nonprofit-Organi-
sationen und die speziellen Fragestellungen zur Steuerung dieser Betriebe nicht 
auch der Speziellen Betriebswirtschaftslehre zuzurechnen sind, also als „Nonpro-
fit-Wirtschaftslehre“ oder als „Sozialwirtschaftslehre“. Aus Sicht der Betriebswirt-
schaftslehre und der oben dargestellten Einteilung ist diese Frage eindeutig zu 
bejahen. Allerdings muss auch konstatiert werden, dass diese Zuordnung weder in 
der Literatur noch in Forschung und Lehre sehr verbreitet ist. Dies mag verschiede-
ne Gründe haben und zum Teil auch daran liegen, dass Akteure aus dem Nonprofit-
Bereich die eigene Organisation nur ungern als Teilbereich der Betriebswirtschafts-
lehre eingeordnet sehen wollen – und stattdessen die Besonderheiten als eigen-
ständige Organisationsformen in einem eigenen „Sektor“ betonen möchten. Auch 
wenn diese (durchaus spannende) Diskussion an der Stelle nicht weiter geführt 
werden kann, so ergibt sich dennoch die Notwendigkeit, sich näher mit dem Typus 
„Nonprofit-Organisation“ und deren Besonderheiten zu befassen. Dies ist daher 
Gegenstand des folgenden Kapitels.
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2	 Besonderheiten von Nonprofit-Organisationen

2.1	 FORSCHUNGSAKTIVITÄTEN UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Zuerst einmal ist anzumerken, dass die Nonprofit-Forschung in den vergan-
genen Jahrzehnten vorrangig im angelsächsischen Bereich stattgefunden hat und 
daher viele Begrifflichkeiten im dortigen Kontext entwickelt und definiert wurden. 
Das wohl größte bislang durchgeführte Forschungsprojekt ist das „Johns Hopkins 
Comparative Nonprofit Sector Projekt“ der privaten Johns Hopkins Universität in 
Baltimore, USA. Im Rahmen dieses Forschungsprojektes wurden zwischen Ende der 
80er Jahre und Mitte der 90er Jahre die Merkmale und Strukturen von Nonprofit-
Organisationen in 40 Ländern untersucht und verglichen. Das Erkenntnisinteresse 
der frühen Forschungsaktivitäten betraf vorwiegend Fragestellungen zu den Grün-
den, warum Nonprofit-Organisationen existieren, wie diese strukturiert sind und 
welche Determinanten für Strukturunterschiede maßgeblich sind und schließlich 
wie Aufgabenverteilungen zwischen staatlichen, gewerblichen und gemeinnüt-
zigen Organisationen organisiert sind. Neue Forschungsvorhaben widmen sich 
vorrangig Fragestellungen zur Steuerung und Wirkungsweise von Nonprofit-Orga-
nisationen, zu Effektivität und Effizienz in der Leistungserstellung sowie zu Wir-
kungsmessung und Transparenz.

Allerdings ist Vorsicht geboten, wenn Begrifflichkeiten und Forschungser-
gebnisse (unreflektiert) auf den deutschen Bereich übertragen werden sollen, da 
diese immer in den Kontext zu den rechtlichen, wirtschaftlichen und politischen 
Rahmenbedingungen einzuordnen sind. Wird beispielsweise festgestellt, dass 
Nonprofit-Organisationen im Gesundheitswesen in den USA deutlich weniger 
staatliche Mittel erhalten als in Deutschland, so besagt dies noch lange nicht, dass 
diese NPOs in den USA effizienter arbeiten als vergleichbare Organisationen in 
Deutschland. Hintergrund ist vielmehr, dass die Gesundheitsvorsoge in Deutsch-
land wesentlich umfangreicher (staatlich) abgesichert ist als in den USA und die 
Leistungserbringer (also z. B. Krankenhäuser und Senioreneinrichtungen) die Ver-
gütungen für ihre Leistungen daher zum Großteil eben aus diesen Sozialversiche-
rungszweigen erhalten und nicht von den Leistungsempfängern direkt (die aber in 
der Regel Beiträge zu diesen Sozialversicherungen leisten).

Zugleich ist aber auch festzustellen, dass gerade in den vergangenen beiden 
Jahrzehnten die Nonprofit-Forschung in der Bundesrepublik deutlich zugenom-
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men hat und mittlerweile an vielen Universitäten und Forschungsinstitutionen die 
Nonprofit-Forschung Einzug genommen hat. Charakteristisch für die Nonprofit-
Forschung ist, dass sie sehr interdisziplinär aufgestellt ist und Sichtweisen aus der 
Rechtswissenschaft, den Wirtschaftswissenschaften, der Politikwissenschaft und 
der Soziologie beinhaltet.

Die Heterogenität der Nonprofit-Forschung spiegelt sich auch darin wieder, 
dass es bislang (noch) keine einheitliche Nonprofit-Terminologie gibt. Am deut-
lichsten zeigt sich dies, wenn man nach Definitionsansätzen für den Begriff „Non-
profit-Organisation“ sucht. Anheier unterscheidet vier Arten von Definitionen zu 
Nonprofit-Organisationen (Anheier 2005): die Legaldefinition, die funktionale, die 
wirtschaftliche sowie die strukturell-operative Definition.

Die Legaldefinition orientiert sich ausschließlich an rechtlichen Merkmalen: 
d. h. bspw. ob eine Organisation als steuerlich gemeinnützig anerkannt ist oder 
ob sie den Status einer juristischen Person (was genau dies ist, wird in Kapitel 3.1 
erläutert) innehat. Eine weitere Möglichkeit, NPO zu definieren, ist der funktionale 
Definitionsansatz: hier wird besonders auf die Aufgaben und Zwecke, welche der 
Organisationen zugrunde liegen, abgestellt. Die wohl am meisten verbreitete Auf-
gabe ist die Durchführung und Förderung von Aktivitäten von öffentlichem Inter-
esse. Was genau unter „öffentlichem Interesse“ zu verstehen ist, wird, je nach Land, 
verschieden (umfangreich) definiert. In der Bundesrepublik wird dieser Bereich 
bspw. in der Abgabenordnung im Steuerrecht behandelt: dort wird festgelegt, 
was unter gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken zu verstehen ist 
(mehr dazu in Kapitel 4). Für die wirtschaftliche Definition (und damit für die Un-
terscheidung zu gewerblichen und staatlichen Organisationen) ist entscheidend, 
wie sich die Einkommensstruktur der NPOs zusammensetzt: sie finanzieren sich 
laut dieser Definition nämlich nicht (oder nicht in der Hauptsache) über den Ver-
kauf von Gütern und Dienstleistungen oder über Steuereinnahmen, sondern über 
Beiträge und Zuwendungen. Ebenfalls ein Merkmal nach dieser wirtschaftlichen 
Definition ist das Verbot, Gewinne auszuschütten bzw. dem gemeinnützigen Be-
reich zu entziehen. Die strukturell-operative Definition betont dagegen weder die 
Einkommensstruktur von Organisationen noch den Organisationszweck – im Vor-
dergrund stehen Organisationsstruktur und Arbeitsweise. Eine Organisation kann 
demnach als NPO definiert werden, wenn die nachstehenden fünf Kriterien erfüllt 
sind: (1) organisiert, d. h. gewissermaßen institutionalisiert; (2) privat, d. h. institu-
tionell getrennt vom Staat; (3) nonprofit-distributing, d. h. die Nichtausschüttung 
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von Gewinnen an die Mitglieder; (4) autonom, d. h. eigenständiges steuern und 
verwalten ihrer Tätigkeiten; (5) freiwillig, d. h. die ehrenamtliche Tätigkeit ist we-
sentlicher Bestandteil der Organisation.

Je nachdem welcher der vorgestellten Definitionsansätze gewählt wird, ver-
größert, verkleinert oder verschiebt sich die Menge an Organisationen, welche als 
Nonprofit-Organisationen gekennzeichnet werden können. Einen weit gefassten 
Definitionsansatz wählen Helmig und Boenigk, wenn sie Nonprofit-Organisatio-
nen definieren als „alle diejenigen Organisationen […], die weder erwerbswirt-
schaftliche Firmen noch öffentliche Behörden der unmittelbaren Staats- und Kom-
munalverwaltung sind.“ (Helmig/Boenigk 2012) Sie greifen damit zurück auf einen 
international weit verbreiteten Ansatz aus der Soziologie und der Politikwissen-
schaft (s. a. Offe 2000; Schuppert 1995), um den sog. „Dritten Sektor“ zu definie-
ren. Demnach ist der Dritte Sektor die Sphäre zwischen den Polen Staat, Markt und 
Gesellschaft bzw. Bürgern. 

 Abb. 5: Dritter Sektor zwischen Staat, Markt und Bürger/Gemeinschaft

Dabei werden alle Betriebe bzw. Unternehmen, welche gewinnorientiert ar-
beiten, dem Sektor „Markt“ zugeordnet und alle Gebietskörperschaften sowie öf-
fentliche Einrichtungen dem Sektor „Staat“. Nach dieser Aufteilung umfasst der 
Dritte Sektor alle Organisationen, welche weder den Sektoren Staat und Markt zu-

Staat

Markt Bürger

Dritter Sektor
Nonprofit-Sektor
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zuordnen sind – die aber zu allen Sektoren (d. h. Staat, Markt und Bürgern) Bezugs-
punkte haben. Wichtig dabei ist, dass der Dritte Sektor gemäß dieser Aufteilung 
nicht als Residualkategorie zu sehen ist, sondern dass die darin verorteten Orga-
nisationen eigenen Handlungslogiken unterliegen: „Der Dritte Sektor […] ist durch 
eine Mischung aus den Regulationsmechnismen Vorsorge, Fürsorge, Vertrag und 
Solidarität charakterisiert.“ (Helmig/Boenigk 2012) In der Betriebswirtschaftslehre 
ist der Begriff Dritter Sektor allerdings kaum gebräuchlich – stattdessen spricht 
man hier vom Nonprofit-Sektor. Dem entsprechend können – um die o. g. weit ge-
fasste Definition aufzugreifen – diejenigen Organisationen als Nonprofit-Organi-
sationen definiert werden, welche im Nonprofit-Sektor zu verorten sind.

Vom Nonprofit-Sektor zu unterscheiden ist die sog. „Sozialwirtschaft“: dabei 
handelt es sich um den Teilbereich von Organisationen des Nonprofit-Sektors, 
welche soziale Dienstleistungen erbringen (mehr zu den Aufgaben von NPOs im 
nächsten Unterkapitel), dabei wirtschaftlich handeln müssen, aber nicht den er-
werbswirtschaftlichen Organisationen bzw. Unternehmen (im Bereich des Mark-
tes) zuzurechnen sind. Demnach würde bspw. eine Altenhilfeeinrichtung zur Kate-
gorie Sozialwirtschaft zählen, eine Bürgerinitiative als Interessenvertretung jedoch 
nicht.

Mehrfach war in den vorangegangen Abschnitten die Rede von (Nonprofit-)
Organisationen und Unternehmen – und im ersten Kapitel wurde der Begriff Be-
trieb definiert. An dieser Stelle erscheint es daher sinnvoll, diese Termini voneinan-
der abzugrenzen, um eine begriffliche Klarheit herzustellen. 

Ein Betrieb kann beschrieben werden als eine planvoll organisierte Einheit, die 
dazu dient, Güter und/oder Dienstleistungen zu erstellen, um damit menschliche 
Bedürfnisse zu befriedigen. Eine Organisation ist zu charakterisieren als: (1) soziale 
Einheit, die Menschen, Ressourcen und Technologien vereint; (2) eine zielgerichtete 
Einheit, die einem ausdrücklich festgelegten Zweck dient; (3) eine Einheit mit struk-
turierter Vorgehensweise (d. h. einer Arbeitsaufteilung unterschiedlicher und koor-
dinierter Aktivitäten) und (4) eine von ihrer Umgebung klar abgrenzbare Einheit 
(Then/Serrano-Velarde 2009). Demnach ist der Organisationsbegriff breiter ge-
fasst als die Definition zum Begriff „Betrieb“. Daraus sind zwei Schlussfolgerungen 
zu ziehen: erstens sind alle Betriebe auch Organisationen, aber – zweitens – es gibt 
auch Organisationen, die keine Betriebe sind, d. h. die nicht auf die Erstellung von 
Gütern und Dienstleistungen ausgerichtet sind. So ist die oben schon als Beispiel 
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angeführte Bürgerinitiative zwar eine Organisation – aber kein Betrieb. Auf der an-
deren Seite ist eine Einrichtung (die beiden Begriffe Einrichtung und Organisation 
werden in der Literatur und in Gesetzestexten vielfach synonym verwendet) der 
Behinderten- oder Altenhilfe durchaus als Betrieb zu charakterisieren. Bleibt noch 
die Frage, was unter einem Unternehmen (oder auch „Unternehmung“) zu verste-
hen ist. Ein Unternehmen ist ein Betrieb im marktwirtschaftlichen Wirtschafts-
system und daher neben den o. g. Funktionen und Eigenschaften eines Betriebes 
gekennzeichnet durch das „erwerbswirtschaftliche Prinzip“ (d. h. das Streben nach 
Gewinnmaximierung), das Autonomieprinzip (d. h. der Unternehmer kann selbst 
über seinen Wirtschaftsplan bestimmen) und das Prinzip des Privateigentums. 
(Domschke/Scholl 2008; Wöhe 1996) Insofern ist das erwerbswirtschaftliche Prin-
zip das zentrale Unterscheidungskriterium zwischen Nonprofit-Organisation und 
Unternehmen (mehr dazu in Kapitel 2.4).

2.2	 AUFGABEN UND ARTEN VON NONPROFIT-ORGANISATIONEN 

Im vorangegangenen Kapitel wurde erläutert, was unter Nonprofit-Organi-
sationen zu verstehen ist und wie diese von anderen Arten von Organisationen 
abgegrenzt werden können. Nachdem dies nun geklärt ist, schließen sich fast un-
weigerlich zwei weitere Fragen an: zum einen, welches die Aufgaben solcher Non-
profit-Organisationen sind und zum anderen, welche (verschiedenen Arten) von 
Nonprofit-Organisationen existieren.

Es lassen sich vier grundlegende Funktionen bzw. Aufgaben von Nonprofit-Or-
ganisationen unterscheiden: die Dienstleistungs-Funktion, die Vorreiter-Funktion, 
die Werte-Wächter-Funktion sowie die anwaltschaftliche Funktion. (Anheier/Pril-
ler/Zimmer 2000) Je nach Organisationszweck erfüllt eine Nonprofit-Organisation 
eine oder mehrere dieser Funktionen – es ist dabei nicht zwingend erforderlich, 
dass eine NPO alle Funktionen gleichzeitig bzw. in gleichem Maße innehat.

Nonprofit-Organisationen können als Anbieter von Gütern und (vor allem) 
Dienstleistungen auftreten. Dies können im Zusammenhang mit dem Subsidiari-
tätsprinzip bestimmte Dienstleistungen sein, welche Nonprofit-Organisationen im 
Auftrag bzw. stellvertretend für den Staat erfüllen. So trägt bspw. der Staat im Rah-
men des Sozialstaatsprinzips die Gewähr für die Versorgung von alten und kranken 
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Menschen – und Nonprofit-Organisationen wiederum bieten qualifizierte Dienst-
leistungen an, um diese Versorgung bereitzustellen. Ebenso können NPOs (Haupt-)
Anbieter von Leistungen für Partikularinteressen sein – d. h. für solche Bedürfnisse, 
die weder durch staatliche Institutionen noch durch Unternehmen gedeckt wer-
den. Und schließlich können Nonprofit-Organisationen auch solche Güter und 
Dienstleistungen erstellen, welche üblicherweise von erwerbswirtschaftlichen 
Anbietern erbracht werden. Bestes Beispiel hierfür sind sog. Integrationsbetriebe 
(aber auch Werkstätten für Menschen mit Behinderung), welche das Ziel verfolgen, 
marktfähige Leistungen zu erstellen und dabei Arbeitsplätze für Menschen mit 
Behinderung zu schaffen. So werden bspw. Cafés, Hotels und Supermärkte nach 
diesem Prinzip betrieben. 

In ihrer Vorreiter-Funktion entwickeln Nonprofit-Organisationen neue Arten 
von Dienstleistungen oder neue Arten, bestehende Dienstleistungsangebote zu 
erstellen. Sind nun diese neuen Ansätze erfolgreich, so findet oftmals in Zusam-
menarbeit mit staatlichen Institutionen eine Verbreitung statt (bspw. dergestalt, 
dass dafür eine Regelfinanzierung ermöglicht wird). Vor diesem Hintergrund wer-
den Nonprofit-Organisationen oftmals auch als „soziale Innovatoren“ bezeichnet. 
Für staatliche Institutionen ergibt sich in dieser Konstellation der Vorteil, neue 
Ansätze nicht selbst entwickeln und testen zu müssen, sondern hierfür etablierte 
Akteure und deren Fachwissen und Netzwerke in Anspruch nehmen zu können.

Die Werte-Wächter-Funktion erfüllen Nonprofit-Organisationen dadurch, 
dass sie Partikularinteressen aufnehmen, aggregieren und artikulieren. Dies ist 
insbesondere deshalb von Bedeutung, weil zum einen politische Akteure oft (nur) 
breit verankerte Werte vertreten (dies auch vor dem Hintergrund der Notwendig-
keit, eine größtmögliche Anzahl von Wählerstimmen zu erreichen). Und zum ande-
ren setzen sich (zumindest in der Regel) auch Unternehmen nicht für die Verbrei-
tung der Wertvorstellungen von Minderheiten ein – was, ganz abgesehen davon, 
auch nicht ihre Aufgabe ist. Insofern tragen Nonprofit-Organisationen durch diese 
Funktion zum Funktionieren und zur Vertiefung einer pluralistischen Demokratie 
bei.

Eng verbunden mit der Werte-Wächter-Funktion ist die anwaltschaftliche 
Funktion, in welcher Nonprofit-Organisationen die Interessen Benachteiligter und 
Minderheiten in den politischen Entscheidungsfindungsprozess einbringen und so 
diesen Gruppen ein politisches Gewicht und Mitspracherecht ermöglichen. Sie ag-
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gregieren dabei die Interessen dieser Gruppen (um hierdurch einen größeren po-
litischen Einfluss zu erlangen) und setzen sich im Sinne von Interessenvertretung 
bzw. Lobbying dafür ein, Verbesserungen in der Sozialpolitik oder anderen Politik-
bereichen für diese Klientel zu erzielen. Dabei finden diese Akteure durchaus Gehör 
bei politischen Akteuren: wenn ein Sozialverband wie bspw. der VDK (www.vdk.de) 
mit bundesweit rd. 1,6 Millionen Mitgliedern sich zu politischen Fragestellungen 
äußert, bedeutet dies insbesondere für parteipolitische Akteure die Chance, eine 
durchaus signifikante Anzahl an Wählerstimmen zu gewinnen – oder die Gefahr, 
diese zu verlieren. Daher kommt insbesondere der Aggregation von ähnlich gela-
gerten (Partikular-)Interessen hin zu einer Interessengemeinschaft eine besondere 
Bedeutung zu. 

Ausgehend von diesen Funktionen und Aufgaben von Nonprofit-Organisatio-
nen stellt sich die Frage, welche Organisationen diese Leistungen erbringen. An-
ders ausgedrückt: welche Arten von Nonprofit-Organisationen gibt es im Dritten 
Sektor?

Vergegenwärtigt man sich, welche verschiedenen Arten von Organisationen 
dem Dritten Sektor zuzurechnen sind – angefangen von Kultureinrichtungen, über 
Sozialverbände, Einrichtungen für alte und behinderte Menschen bis hin zu Um-
weltschutzorganisationen und Wissenschaftseinrichtungen – wird schnell klar, 
dass diese Vielschichtigkeit und Heterogenität des Sektors eine umfassende und 
detaillierte Beantwortung dieser Frage an der Stelle nicht zulässt. Dennoch ist es 
möglich, die verschiedenen Akteure holzschnittartig einzuteilen: Geht man davon 
aus, dass viele Nonprofit-Organisationen nicht alle oben genannten Funktionen in 
gleichem Umfang ausfüllen, sondern in ihrer operativen Tätigkeit Schwerpunkte 
setzen, kann man zwischen Nonprofit-Organisationen als Akteure im Sozialmarkt 
(bzw. in der Sozialwirtschaft) und Nonprofit-Organisationen als zivilgesellschaftli-
che Akteure unterscheiden. 

Dabei können NPOs als Akteure der Sozialwirtschaft definiert werden als 
„nichtstaatliche Organisationen, die nicht der Erzielung verteilungsfähiger Über-
schüsse für ihre Eigentümer, sondern der Erbringung von Dienstleistungen für ihre 
Mitglieder und Dritte dienen“ (Theuvsen 2004). Insofern arbeiten diese Organisa-
tionen durchaus im Sinne der o. g. Definition als Betriebe – allerdings nicht wie Un-
ternehmen mit dem Ziel der Gewinnmaximierung. Im Vordergrund steht also für 
diesen Typus von Nonprofit-Organisationen eine volkswirtschaftliche Betrachtung 
als (werteorientierter) Produzent von Gütern und Dienstleistungen – und weniger 
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die sozialwissenschaftliche Perspektive auf die politischen und gesellschaftlichen 
Funktionen wie bspw. die Interessenvertretung von Bedürftigen und Minderhei-
ten (Badelt 2007). Zu dieser Kategorie von Nonprofit-Organisationen zählen bspw. 
Altenhilfeeinrichtungen, Werkstätten für Menschen mit Behinderung, aber auch 
Kultureinrichtungen wie Theater und Museen, welche ebenfalls Dienstleistungen 
für andere Menschen anbieten.

An der Stelle ist anzumerken, dass diese Nonprofit-Organisationen ihre Dienst-
leistungen zwar auch, wie in Kapitel 1.4 beschrieben, auf sog. Märkten anbieten 
(zumindest kann dieses theoretische Denkmodell hier Anwendung finden) – dabei 
handelt es sich allerdings nicht um vollkommene Märkte, auf denen sich alleine 
aus dem Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage eine Gleichgewichtsmen-
ge und ein Gleichgewichtspreis entwickeln. Das Gegenteil ist der Fall: Märkte für 
soziale Dienstleistungen sind stark reguliert (bspw. durch Personalanhaltszahlen 
und Qualitätsstandards) und die Preisfindung ergibt sich vielfach nicht als Folge 
des Zusammentreffens von Angebot und Nachfrage, sondern als Ergebnis von Ver-
handlungen, welche von Dritten stellvertretend für die Nachfrager geführt werden.

Zur Abgrenzung von Nonprofit-Organisationen im sozialwirtschaftlichen Kon-
text können, als zweite Kategorie, Nonprofit-Organisationen in ihrer Funktion als 
„zivilgesellschaftliche Akteure“ bestimmt werden durch ihre Positionierung und 
Funktionalität zwischen den Polen Staat, Markt und Bürger: „Jenseits des Stre-
bens nach [...] ökonomischem Gewinn sind sie imstande, über Partikularinteres-
sen hinausreichendes soziales Handeln – auch auf ehrenamtlicher Grundlage 
– zu generieren, zu tragen und entsprechende Bewegungen zu gründen. Damit 
erweitern die Träger der Zivilgesellschaft nicht nur potenziell die politischen und 
gesellschaftlichen Partizipationschancen und Aktionsräume marginaler Gruppen, 
sondern sie vermögen auch staatliche und privatwirtschaftliche Akteure zu kon-
trollieren.“ (Bauerkämper 2003) Im Fokus steht hier also nicht ein betrieblicher 
Leistungserstellungsprozess, sondern die Fähigkeit, aufgrund einer umfassenden 
Unabhängigkeit von anderen Sektoren, staatliches und wirtschaftliches Handeln 
zu beobachten sowie aus einem expliziten Standpunkt heraus Position dazu zu be-
ziehen und diese nach außen zu kommunizieren. Hierzu gehört auch, Partikularin-
teressen zu aggregieren und in politische Prozesse einzubringen. Zu dieser Art von 
Nonprofit-Organisation zählen bspw. Umwelt- und Verbaucherschutzverbände, 
Sozialverbände und Bürgerinitiativen sowie Stiftungen, welche den Zweck haben, 
eine bestimmte Wertehaltung zu verbreiten.
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Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass Nonprofit-Organisationen 
als Akteure der Sozialwirtschaft eine dezidiert ökonomische Funktion innehaben 
(und dem entsprechend auch Handlungs- und Koordinierungsmechanismen aus 
der Sphäre des Marktes, also von Unternehmen, einsetzen); Nonprofit-Organisa-
tionen als zivilgesellschaftliche Akteure hingegen haben eine dezidiert politische 
Funktion und nutzen Handlungs- und Koordinierungsmechanismen aus der Sphä-
re des Staates, um damit im Sinne der von ihnen vertretenen Interessen Einfluss 
auszuüben. (Then 2012)

Diese Vielfalt an Aufgaben, Funktionen und Arten von Nonprofit-Organisatio-
nen spiegelt sich an verschiedenen Stellen wieder. So geht bspw. das Steuerrecht 
sehr differenziert damit um, woher NPOs die (finanziellen) Mittel erhalten, mit de-
nen sie ihren Organisationszweck verfolgen. Dabei wird unterschieden zwischen 
Einkünften aus dem ideellen Bereich (hierunter fallen bspw. Mitgliedsbeiträge), 
aus der Vermögensverwaltung (so z. B. Zinserträge), aus Zweckbetrieben (also Ein-
richtungen wie Altenheime oder Werkstätten für Menschen mit Behinderung, die 
unmittelbar der Verwirklichung des Organisationszwecks dienen) sowie Einkünfte 
aus einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (der dann vorliegt, wenn die Organi-
sation eine Tätigkeit ausführt, die auf Gewinnerzielung ausgerichtet ist, aber nicht 
dem unmittelbaren Organisationszweck dient). Weitere und vertiefende Informa-
tionen zum Thema steuerrechtliche Rahmenbedingungen folgen in Kapitel 4.

2.3 GRÜNDE FÜR DIE EXISTENZ VON NONPROFIT-ORGANISATIONEN

Die eben dargestellten Aufgaben und Funktionen von Nonprofit-Organisatio-
nen liefern einen ersten Einblick, warum solche Organisationen existieren könnten. 
Dennoch ist die Frage nach den Gründen für die Existenz von Nonprofit-Organi-
sationen damit noch nicht vollständig beantwortet. Vergegenwärtigt man sich 
bspw. die Funktion von Betrieben, nämlich menschliche Bedürfnisse aufzugreifen 
und mit dafür erstellten Produkten und Dienstleistungen zu befriedigen, stellt sich 
insbesondere für die Nonprofit-Organisationen in der Sozialwirtschaft die Frage 
nach deren Notwendigkeit bzw. Existenzberechtigung. Denn: folgt man diesem 
Gedanken, so könnten die von den Nonprofit-Organisationen erstellen Güter und 
Dienstleistungen genauso gut (oder sogar noch besser?) von Unternehmen erstellt 
werden. 
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In der Nonprofit-Forschung wurden die (möglichen) Gründe bzw. Ursachen für 
die Existenz von Nonprofit-Organisationen vielfach und umfassend erforscht. Es 
haben sich dabei im Wesentlichen vier Theorien herausgebildet (Toepler/Anheier 
2005): die Theorie des Markt- und Staatsversagens (auch als Heterogenitätstheorie 
bezeichnet), die Theorie der Informationsasymmetrie, die Angebotstheorie sowie 
die Theorie der (Kooperations-)Partnerschaft zwischen Nonprofit-Organisationen 
und Staat. 

Die Heterogenitätstheorie geht zurück auf den Ökonomen Burton Weisbrod 
(Weisbrod 1977), der versuchte, die Existenz von NPOs mit der klassischen Wirt-
schaftstheorie in Einklang zu bringen. Ausganspunkt der Überlegungen ist die 
Beobachtung, dass der Markt, trotz seiner Vorteile, nicht imstande ist, bestimmte 
Probleme bei der Bereitstellung von bestimmten Gütern bzw. Dienstleistungen zu 
lösen: so ist z. B. zu beobachten, dass entweder für bestimmte Bedürfnisse kein 
Angebot entwickelt wird oder sich, falls entsprechende Dienstleistungen/Güter 
vorhanden sind, kein Marktgleichgewicht einpendelt und es zu keinem Ausgleich 
von Angebot und Nachfrage kommt. Eine (mögliche) Ursache hierfür liegt darin, 
dass solche Bedürfnisse nur von einer kleinen Gruppe von Personen nachgefragt 
wird – und diese zusätzlich nicht in der Lage sind, entsprechende Leistungen so zu 
vergüten, dass sich ein Marktgleichgewicht einstellt. Kurzum: es gibt Bereiche, in 
denen der Marktmechanismus nicht funktioniert. Dies würde jedoch einen Eingriff 
des Staates rechtfertigen – welcher jedoch in dieser Konstellation ebenfalls nicht 
zielführend wäre. Das liegt daran, dass ein demokratischer Staat grundsätzlich 
darauf ausgerichtet ist, die Bedürfnisse von möglichst vielen Menschen erfüllen 
soll/muss. Anders ausgedrückt: ein Staat kann letztlich nur diejenigen Güter und 
Dienstleistungen selbst bereitstellen, für die es eine breite Unterstützung in der 
Bevölkerung gibt. D. h. insbesondere für solche Produkte und Dienstleistungen, 
welcher nur von einer kleinen Gruppe nachgefragt werden, fällt auch der Staat 
als Anbieter aus. Diese Problematik tritt folglich insbesondere dann auf, wenn 
eine hohe Nachfrageheterogenität gegeben ist und der „Medianwähler“ (d. h. der 
Durchschnittswähler) andere Vorstellungen hinsichtlich Quantität und Qualität 
öffentlicher Güter hat als weniger gewichtige Bevölkerungsgruppen. Das Staats-
versagen ist daher dort besonders wahrscheinlich, wo die Gesellschaft sehr hete-
rogen ist (bspw. hinsichtlich Glaube, Sprache, Bildung und Einkommen) und daher 
leicht Meinungsverschieden bzgl. der vom Staat bereitzustellenden Kollektivgüter 
auftreten können. Nach dieser Theorie entwickeln sich Nonprofit-Organisationen 
genau dort, wo diese staatliche und marktliche Unterversorgung gegeben ist. Ihre 
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Aufgabe ist es, diese Partikularbedürfnisse durch entsprechende Leistungen zu 
decken und/oder als zivilgesellschaftliche Akteure die Interessen dieser Gruppen 
gegenüber politischen Institutionen zu artikulieren.

Die Theorie der Informationsasymmetrie (Hansman 1987) nimmt nicht das 
(gemeinsame) Staats- und Marktversagen in den Blick, sondern eine spezielle Form 
des Marktversagens: die Informationsasymmetrie. Hintergrund ist, dass es in der 
Realität eben nicht, wie in der Theorie der vollkommenen Märkte angenommen, 
so ist, dass alle Akteure über alle erforderlichen Informationen verfügen und so die 
für sie vorteilhafteste Entscheidung treffen können. Vielmehr ist es so, dass speziell 
den Konsument/innen nicht alle erforderlichen Information zur Verfügung stehen 
und daher die Gefahr besteht, dass Unternehmen solche Informationsasymmetri-
en zu ihren Gunsten ausnutzen, bspw. durch die Produktion von geringeren oder 
geringwertigeren Leistungen. Der/die Nachfrager/in hat dadurch Anlass, dem 
Produzenten zu misstrauen und nach Kriterien zu suchen, welche ihm helfen, die 
Menge und Qualität der vereinbarten Leistungen sicherzustellen. Nonprofit-Orga-
nisationen wirken in dieser Situation vertrauenswürdiger als Unternehmen, da sie 
keinen Anreiz haben, durch Senkung der Leistungsquantität und -qualität höhere 
Gewinne zu erzielen (denn: die erzielten Gewinne müssen wieder dem Zweck der 
Organisation zugeführt werden und dürfen nicht an einzelne Personen ausge-
schüttet werden). Diese Theorie ist insbesondere dort von großer Relevanz, wo eine 
große Informationsasymmetrie herrscht – und zwar dann, wenn die zu beurteilen-
de Dienstleistung an sich komplex und schwer zu beurteilen ist und wenn der/die 
Käufer/in nicht mit dem/der Kunden/in identisch ist. Dies ist bspw. dann der Fall, 
wenn Angehörige die Auswahl über eine Pflegeeinrichtung treffen. Träger solcher 
Einrichtungen sind demnach gut beraten, in ihrer Außendarstellung gerade den 
Aspekt der Gemeinnützigkeit hervorzuheben. Mehr dazu im folgenden Unterka-
pitel.

Die Angebotstheorie (James 1987) sieht im Vorhandensein von sog. „Moral-
unternehmern“ eine weitere Möglichkeit für die Deckung von nicht befriedigter 
Nachfrage und eine Begründung für die Existenz von Nonprofit-Organisationen. 
Als Moralunternehmer sind solche Personen (oder Organisationen) zu bezeich-
nen, welche Nonprofit-Organisationen nicht (nur) gründen, um eine vorhandene 
Nachfrage zu bedienen, sondern in erster Linie darum, um mit dieser Organisation 
eigene Wertvorstellungen (z. B. religiöser Natur) zu transportieren. Die Dienstlei-
stungen der Nonprofit-Organisation (bspw. Gesundheitsdienstleistungen oder 
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Bildungsangebote) sind demnach lediglich „Mittel zum Zweck“, um neue Mit-
glieder zu rekrutieren (Stichwort: product-bundling). Klassisches Beispiel für die-
se Nonprofit-Organisationen sind kirchliche Bildungseinrichtungen (z. B. Schulen 
oder auch Universitäten) und Krankenhäuser. Auch wenn die Angebotstheorie vor 
nunmehr bereits 25 Jahren entwickelt wurde - in abgewandelter Form findet diese 
Theorie Anwendung in der gerade aktuellen Debatte um Funktion und Rolle von 
sog. „Social-Entrepreneurs“: diese wollen mit betriebswirtschaftlichen Methoden 
bestimmte soziale Zielsetzungen erreichen und gründen zu diesem Zweck Non-
profit-Organisationen.

Die Interdependenztheorie (Salomon 1987) geht von einer partnerschaftlichen 
und vor allem synergetischen Partnerschaft (bis hin zu einer teilweisen gegensei-
tigen Abhängigkeit) zwischen Staat und Nonprofit-Organisationen aus. So können 
staatliche Institutionen auf das Wissen und die Strukturen von Nonprofit-Organi-
sationen zurückgreifen. Hinzu kommt, dass Leistungen, die von Nonprofit-Organi-
sationen erstellt werden, oftmals effizienter produziert werden können, als wenn 
staatliche Institutionen selbst als Leistungsersteller tätig werden. Insofern fördert 
der Staat die Gründung und den Betrieb von Nonprofit-Organisationen (siehe hier-
zu auch die Ausführungen zu den steuerrechtlichen Rahmenbedingungen) und 
gestehen ihnen teilweise weitreichende Kompetenzen und Rechte zu (Stichwort: 
Subsidiaritätsprinzip). Für die Nonprofit-Organisationen haben solche institutio-
nalisierten Kooperationen unter anderem den Vorteil, dass es hier gewissermaßen 
eine Arbeitsteilung gibt: die NPO legt ihren Schwerpunkt auf die Erstellung von 
Leistungen – und der Staat stellt (im Idealfall) die erforderlichen Ressourcen zur 
Verfügung. Wäre diese Art der Arbeitsteilung nicht gegeben, stünde die Nonprofit-
Organisation vor der Herausforderung, neben der Leistungserstellung auch noch 
finanzielle Mittel akquirieren zu müssen (sei es als Entgelte von den Leistungsemp-
fängern – sofern diese überhaupt über die notwendige Liquidität verfügen – oder 
die Gewinnung von Spender/innen).
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2.4	 WACHSTUM UND INNOVATIONEN

Aus den Erkenntnissen der vorangegangenen Kapitel lassen sich die folgenden 
Kernaussagen extrahieren: 

•	 Nonprofit-Organisationen bilden die Sphäre zwischen den Polen Staat, Markt 
und Gesellschaft. Insofern haben sie Bezugspunkte zu allen drei Bereichen und 
sind damit in mehrfacher Hinsicht wechselnden Rahmenbedingungen ausge-
setzt.

•	 Nonprofit-Organisationen haben eine Vielzahl an verschiedenen Funktionen 
und stehen damit vor der Herausforderung, dieser Multifunktionalität gerecht 
zu werden.

•	 Nonprofit-Organisationen lassen sich hinsichtlich ihrer primären Aufgaben-
stellung in die beiden übergeordneten Kategorien „Leistungsersteller“ und „zi-
vilgesellschaftliche Akteure“ einteilen – mit jeweils unterschiedlichen Merk-
malen und Handlungslogiken.

•	 Nonprofit-Organisationen können aufgrund ganz verschiedener Konstellatio-
nen entstehen bzw. existieren. Sie haben in mehrerlei Hinsicht die Möglichkeit 
sich zu etablieren und die an sie gerichtete Nachfrage zu bedienen.

Diese Kernaussagen beschreiben jedoch nicht nur den Status quo von Non-
profit-Organisationen, sondern bedingen auch zwei ganz wesentliche Herausfor-
derungen, welchen sie sich zu stellen haben. Erstens müssen die Organisationen 
in einem Umfeld mit wechselnden Rahmenbedingungen und äußeren Einflüssen 
ihre Multifunktionalität „bewältigen“. Anders ausgedrückt: Nonprofit-Organisatio-
nen müssen „innovativ“ sein. Zweitens genügt es nicht alleine, als Organisation 
existent zu sein – vielmehr geht es darum, die eigene Organisation zu profilieren, 
nach außen in Erscheinung zu treten und die an sie gerichtete Nachfrage zu be-
dienen. Dies gilt umso mehr, als sich die an NPOs gerichtete Nachfragesituation 
zunehmend vergrößert: sei es durch den demographischen Wandel und die damit 
verbundene stärkere Nachfrage nach sozialen Dienstleistungen; oder sei es auf-
grund ihrer wachsenden Bedeutung (und Unverzichtbarkeit) als Interessenver-
mittler in politischen Prozessen (Stichwort: zunehmende Politikverdrossenheit). 
Anders ausgedrückt: Nonprofit-Organisationen müssen Wachstum erzeugen und 
bewältigen. Zwar sind die Schlagworte Wachstum und Innovation Gegenstand vie-
ler Publikationen und Diskussionen – allerdings beziehen sich diese nicht oder nur 
selten auf Nonprofit-Organisationen und deren Spezifika. Von daher ist es geboten, 
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diese Begrifflichkeiten im Kontext der in den vorangegangenen Kapiteln gewonne-
nen Erkenntnisse zu beleuchten.

Wachstum kann beschrieben werden als „dynamischer Prozess, der aber nicht 
nur auf reines Wachstum der Unternehmensgröße [oder allgemeiner formuliert: 
der Organisationsgröße, d. Verf.] reduziert werden kann. Ebenso sind Entwicklungs- 
und Änderungsprozesse innerhalb einer Organisation und die wechselseitige Ein-
flussnahme mit der Umwelt Aspekte von Wachstum.“ (Fueglistaller et al. 2008) 
Demnach hat Wachstum für eine Organisation sowohl quantitative als auch qua-
litative Dimensionen sowie sich wechselseitig beeinflussende organisationsinter-
ne und -externe Determinanten. Dieser breit gefasste Definitionsansatz, welcher 
bewusst über rein quantitative Perspektiven wie bspw. die Organisationsgröße 
hinausgeht, erscheint geeignet, das Wachstum von Nonprofit-Organisationen be-
grifflich fassen zu können. So wird die Vorreiter-Funktion in Bezug auf die Entwick-
lungen neuer Dienstleistungen in Form der angesprochenen Entwicklungs- und 
Änderungsprozesse ebenso erfasst wie auch die Werte-Wächter-Funktion und die 
(sozial-)anwaltschaftliche Funktion in Form der wechselseitigen Einflussnahme 
mit der Umwelt. Dennoch nicht ausgeblendet werden monetäre Kennzahlen zur 
Organisationsgröße, welche insbesondere für Nonprofit-Organisationen in ihrer 
Funktion als Erbringer von Dienstleistungen von großer Relevanz sind. 

Man kann verschiedene Arten von Wachstum unterscheiden: finanzielles, or-
ganisatorisches und strategisches Wachstum.(Schaper/Volery 2007) Überträgt 
man diese Wachstumsdimensionen auf Nonprofit-Organisationen, so könnten 
diese folgendermaßen erfasst werden: das finanzielle Wachstum ergibt sich aus 
den Kennzahlen des internen und externen Rechnungswesens (siehe hierzu auch 
die Ausführungen im fünften Kapitel); das organisatorische Wachstum kann zum 
einen rein quantitativ abgebildet werden in Form von bspw. Beschäftigtenzahlen 
– aber ebenso, als qualitative Perspektive, in der Fähigkeit, organisationale Abläu-
fe zu optimieren (bspw. hinsichtlich der Dienstleistungsqualität) und/oder neue 
Dienstleistungsangebote zu konzipieren und anzubieten. Strategisches Wachstum 
als qualitative Größe ergibt sich aus den o. g. Funktionen und Arten von NPOs: Non-
profit-Organisationen als Erbringer von Dienstleistungen in einem von Konkurrenz 
geprägten Umfeld können strategisch wachsen, indem sie beispielsweise ihren 
Bekanntheitsgrad erhöhen, ihre Organisation in Verbindung mit ihren Wertevor-
stellungen, ihrem Status der Gemeinnützigkeit und den erbrachten Dienstleistun-
gen als Marke etablieren oder wichtige Marktsegmente (auch und insbesondere 
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im regionalen Kontext) besetzten und so die Hürden für neue Wettbewerber er-
höhen. Bei Nonprofit-Organisationen als zivilgesellschaftliche Akteure kann von 
Wachstum gesprochen werden, wenn diese beispielsweise ihren politischen und 
medialen Einfluss vergrößern und damit ihre Werte-Wächter und anwaltschaftli-
che Funktion ausweiten bzw. effektiver und effizienter erfüllen.

Eine Innovation kann ganz allgemein beschrieben werden als “simply the 
doing of new things or the doing of things that are already being done in a new 
way (innovation)” (Schumpeter 1947) Frei übersetzt bedeutet dies, dass Innovatio-
nen dergestalt erzielt werden können, dass entweder neue Leistungen entwickelt 
werden oder bestehende Leistungen in einer neuen Art und Weise erstellt werden. 

Man kann weiter zwischen verschiedenen Typen von Innovationen unterschei-
den: Produktinnovationen, Prozessinnovationen, Schaffung neuer Märkte, Entwick-
lung neuer Ressourcen(quellen) und Organisationsveränderungen.(Fagerberg et 
al. 2007) Beschränkt man den ersten dieser Innovationstypen nicht auf die (rein 
technische) Produktinnovation, sondern bezieht auch Innovationen im Dienstlei-
stungsbereich in die Betrachtung mit ein, so kann diese Systematik problemlos 
auf Organisationen des Dritten Sektors übertragen werden: die Entwicklung neuer 
Dienstleistungen (bspw. für ältere oder behinderte Menschen), die Optimierung 
von Prozessen (bspw. von Arbeitsabläufen in NPOs), die Erschließung neuer Res-
sourcen (dabei geht es nicht nur um monetäre Mittel, sondern auch um andere 
Ressourcen wie Zeit, ehrenamtliche Mitarbeiter oder politischen Einfluss) sowie die 
Anpassung der eigenen Organisation an veränderte Rahmenbedingungen (bspw. 
die Umsetzung der politischen Leitlinie „ambulant vor stationär“ in der Altenhilfe). 

Grundlage sowohl für die Erzeugung von Wachstum als auch für (soziale) In-
novationen sind fundierte Entscheidungsgrundlagen sowie die Möglichkeit, ge-
troffene Entscheidungen in der Organisation umzusetzen, d. h. Steuerungsmög-
lichkeiten zu nutzen. Grundlagen für Entscheidungen ergeben sich zum einen aus 
verschiedenen Rahmenbedingungen (bspw. aus dem Gesellschafts- und Steuer-
recht – siehe Kapitel 3 und 4) sowie aus Informationssystemen wie dem betrieb-
lichen Rechnungswesen (siehe hierzu Kapitel 5) und aus betriebswirtschaftlichen 
Methoden, welche ermöglichen, zwischen verschiedenen Alternativen auszuwäh-
len (siehe Kapitel 6). Schließlich geht es darum, sicherzustellen, dass getroffene 
Entscheidungen organisationsintern und unter Beachtung bestimmter Regeln und 
Verfahren umgesetzt werden (siehe hierzu Kapitel 7).
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3	 Gesellschaftsrecht

3.1 	 SYSTEMATIK, BEGRIFFLICHKEITEN UND RECHTSQUELLEN

Nonprofit-Organisationen sind in ihrem Kern Zusammenschlüsse von Perso-
nen (oder von anderen Organisationen), mit dem Ziel, einen gemeinsamen Zweck 
zu verwirklichen. Um nun diesen Zweck verwirklichen zu können, müssen diese 
Organisationen in vielfältiger Weise am Rechtsverkehr mit anderen Personen und 
mit Unternehmen teilnehmen: sie können beispielsweise den Druck von Vereins-
broschüren in Auftrag geben, Pflegekräfte beschäftigen oder Mietverträge über 
Wohnraum für Menschen mit Behinderung abschließen. Um in dieser Art und 
Weise rechtsverbindliche Erklärungen abgeben zu können, müssen diese Organi-
sationen rechtfähig sein; d. h. sie müssen sich eine Rechtsform geben und damit 
zur sogenannten juristischen Person werden. Solche juristischen Personen können 
genauso wie natürliche Personen am Rechtsverkehr teilnehmen, d. h. Träger von 
Rechten und Pflichten sein. Dabei handelt eine juristische Person durch ihre Orga-
ne, also bspw. im Falle eines eingetragenen Vereins durch den Vereinsvorstand und 
bei einer GmbH durch die Geschäftsführung. Diese Organe geben also Willenser-
klärungen für die juristische Person ab und können in deren Namen z. B. ein Fahr-
zeug kaufen. Eigentümer des Fahrzeugs ist dann eben nicht der Vorstand, der den 
Kaufvertrag dafür unterschreibt, sondern der Verein, in dessen Namen er den Kauf 
abschließt. Man spricht hier auch von dem sog. „Trennungsprinzip“: das Vermögen 
(oder allgemeiner gesprochen die Rechtskreise) der juristischen Person sind grund-
sätzlich getrennt zu halten von dem ihrer Organe. Das bedeutet einerseits, dass die 
juristische Person mit ihrem Vermögen nur für ihre eigenen Verbindlichkeiten haf-
tet – und nicht etwa für die Schulden ihrer Mitglieder, Vorstände oder Geschäfts-
führung. Anderseits bedeutet dies aber auch, dass die Organe der juristischen Per-
son nicht mit ihrem Privatvermögen für die Schulden des Vereins, der Stiftung oder 
der GmbH haften müssen. Würde also, um das obige Beispiel aufzugreifen, das für 
den Verein gekaufte Fahrzeug nicht vollständig bezahlt werden, weil der Verein bei-
spielsweise insolvent wird, so könnte der Händler nicht auf das Privatvermögen des 
Vorstands oder der Vereinsmitglieder zugreifen; sein Anspruch auf Bezahlung be-
steht ausschließlich gegenüber dem Verein. Der Vollständigkeit halber muss aber 
auch erwähnt werden, dass es einige wenige Ausnahmefälle gibt, in denen dieses 
Trennungsprinzip durchbrochen wird und in denen ein sog. „Durchgriff“ auf das 
Vermögen von Organen möglich ist. Dies würde aber weit über das hier dargestell-
te Grundlagenwissen hinausgehen und würde wahrscheinlich eher zu Verwirrung 
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und Verunsicherung als zur Klarheit beitragen – daher wird im Folgenden nicht 
weiter auf diese Thematik eingegangen.

Die Rechtsform einer Organisation ist also ein bedeutender Rahmen für deren 
Tätigkeit. Es ist daher unerlässlich, sich mit dem Themenbereich ‚Gesellschafts-
recht’ und den verschiedenen Unternehmensformen zu befassen. Erschwert wird 
dieses Unterfangen – insbesondere für Personen, die sich bislang noch nicht mit 
dieser Materie beschäftigt haben – durch eine Vielzahl von Begrifflichkeiten (wie 
bspw. Unternehmen, Betrieb, Gewerbe oder Firma), die teilweise synonym ver-
wendet werden oder in den Gesetzestexten nicht exakt definiert sind. So kennt 
das Recht keine einheitliche Definition des Begriffs ‚Unternehmen’: im Handelsge-
setzbuch ist vom (Handels-)Gewerbe die Rede, das GmbH-Gesetz verwendet den 
Begriff ‚Gesellschaft’, das Betriebsverfassungsgesetz den Terminus ‚Betrieb’ und 
schließlich befasst sich das Konzernrecht mit ‚Unternehmen’. Hinzu kommt, dass 
gleiche oder ähnliche Begriffe auch in der Betriebs- und Volkswirtschaftslehre (sie-
he hierzu die entsprechenden Ausführungen im ersten Kapitel) verwendet werden.

Doch: die vielleicht eingetretene Verwirrung durch die verschiedenen Begriff-
lichkeiten lässt sich recht schnell auflösen, wenn man seinen Blick auf die Systema-
tik des Gesellschaftsrechts richtet. Es kann in einem ersten Schritt unterschieden 
werden zwischen Unternehmensformen des öffentlichen Rechts und des Privat-
rechts – wobei sich die nachfolgenden Ausführungen auf den privatrechtlichen 
Bereich beziehen, da dieser die möglichen Rechtsformen für Nonprofit-Organi-
sationen bereithält. Im Bereich des Privatrechts kann unterschieden werden zwi-
schen: erstens Einzelunternehmen, wenn eine einzelne Person gewerblich tätig 
wird; zweitens sog. ‚Gesellschaften’ als Zusammenschluss mehrerer Personen und/
oder Organisationen zu einer gemeinsamen Zweckverfolgungen (ausgenommen 
hiervon ist die in der Literatur teilweise als Sonderfall bezeichnete GmbH mit nur 
einem Gesellschafter); und schließlich drittens Stiftungen als rechtlich verselb-
ständigte Vermögensmassen. Schaut man sich nun den Bereich der Gesellschaften 
näher an, kann innerhalb dessen zwischen sog. ‚Personengesellschaften’, Körper-
schaften’ und verschiedenen Sonderformen für bestimmte Wirtschaftsbereiche 
unterschieden werden. Das nachstehende Schaubild verdeutlicht die Systematik: 
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Abb. 6: Schaubild Gesellschaften (in Anlehnung an Klunzinger 2009)

Für den Nonprofit-Bereich sind die den Körperschaften zuzurechnenden 
Rechtsformen maßgeblich, da diese, neben der Rechtsform der Stiftung, beim Vor-
liegen der entsprechenden Voraussetzungen – und auch nur dann (!) – den steuer-
lichen Status der Gemeinnützigkeit erlangen können (mehr dazu in Kapitel 4). Bei 
diesen Körperschaften handelt es sich um Vereine, um Kapitalgesellschaften sowie 
um eingetragene Genossenschaften. Aber Achtung: eine bestimmte Rechtsform 
sagt noch nichts über den eventuell möglichen steuerlichen Status der Gemein-
nützigkeit  aus: so können beispielsweise Vereine oder GmbHs, wenn sie die in der 
Abgabenordnung (AO) fixierten Voraussetzungen der Gemeinnützigkeit nicht er-
füllen, auch vollumfänglich steuerpflichtig sein.

Betrachtet man die Häufigkeit, mit der bestimmte Rechtsformen im Nonpro-
fit-Bereich vorkommen, so ist an erster Stelle der eingetragene Verein zu nennen, 
gefolgt von der Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH), der Stiftung und 
der eingetragenen Genossenschaft. Aufgrund ihrer Verbreitung und ihrer Bedeu-
tung für den Nonprofit-Bereich werden in den folgenden Unterkapiteln sowohl der 
eingetragene Verein als auch die GmbH und die Stiftung näher beleuchtet. Dabei 
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sind die Kapitel der besseren Vergleichbarkeit wegen gleich aufgebaut: die Kapitel 
beginnen jeweils mit Erläuterungen zu den Merkmalen und Besonderheiten der 
Rechtsformen und befassen sich anschließend mit der Errichtung, der Regelungen 
zur Vertretung im Geschäftsverkehr sowie mit den Modalitäten zur Auflösung. Zur 
besseren Verständlichkeit wird empfohlen, die angegebenen Paragraphen in den 
entsprechenden Gesetzestexten parallel zu lesen. Dabei ist zu beachten, dass das 
Gesellschaftsrecht nicht in einem übergreifenden Gesetzestext niedergeschrieben 
ist, sondern sich in verschiedenen Einzelgesetzen zusammensetzt: so sind bei-
spielsweise der eingetragene Verein sowie die Stiftung im BGB geregelt (der Verein 
in den §§ 21-79 und die Stiftung in den §§ 80-88) und die GmbH im GmbH-Gesetz. 

Unabhängig davon, wo nun die einzelnen Regelungsbereiche manifestiert 
sind, ist – wie bei allen gesetzlichen Regelungen - unbedingt darauf zu achten, ob 
es sich um dispositive oder zwingende Bestimmungen handelt. Dabei bedeutet 
zwingend, dass die entsprechenden Paragraphen beachtet werden müssen, d. h. 
dass hiervon bspw. in Gesellschaftsverträgen oder in Satzungen nicht abgewichen 
werden kann. Würde man dies dennoch tun, so wäre die entsprechende Bestim-
mung gem. § 134 BGB nichtig: Ein Rechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Ver-
bot verstößt, ist nichtig, wenn sich nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. Hinter-
grund für solche zwingenden Bestimmungen ist in der Regel eine Schutzfunktio-
nen für schwächere oder weniger erfahrende Rechtsteilnehmer; zum anderen wird 
mit zwingenden Bestimmungen eine Rechtsklarheit bzw. Verlässlichkeit geschaf-
fen (Klunzinger 1998). Dagegen hat man bei dispositiven Bestimmungen (man 
spricht hier auch vom „nachgiebigen Recht“) die Möglichkeit, im eigenen Vertrags-
text davon abzuweichen – d. h. die Vertragspartner können die Vertragsfreiheit 
voll nutzen und Bestimmungen nach ihrem eigenen Bedarf formulieren. Daneben 
haben dispositive Bestimmungen noch eine so genannte „Lückenbüßerfunktion“: 
ist ein bestimmter Sachverhalt in einem Vertragswerk, bspw. in einer Satzung für 
einen Verein, nicht explizit geregelt, so gilt die im Gesetz fixierte (dispositive) Be-
stimmung und die vorhandene Regelungslücke wird damit geschlossen. Man er-
kennt in Gesetzestexten dispositive Regelungen häufig durch Formulierungen wie 
„sollen“ – und zum anderen wird im Gesetzestext häufig explizit auf nachgiebige 
Bestimmungen hingewiesen. So zählt bspw. § 40 BGB explizit diejenigen Paragra-
phen des Vereinsrechts auf, von welchen abgewichen werden darf. Vor diesem Hin-
tergrund ist es bei der Lektüre von Paragraphen immer anzuraten, nicht nur die 
einzelne Bestimmung zu lesen, sondern auch die darauf folgenden Paragraphen zu 
„überfliegen“, um solche Hinweise zu erhalten. 
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3.2	 DER EINGETRAGENE VEREIN (E.V.)

Merkmale und Besonderheiten von eingetragenen Vereinen

Der eingetragene Verein ist die im deutschen Nonprofit-Sektor am häufigsten 
vorkommende Rechtsform; dabei ist der Verein zum einen eine sehr traditionsrei-
che Rechtsform – d. h. viele Vereine verfügen über eine lange Historie – und zum 
anderen sind viele große Akteure des Nonprofit-Sektors wie beispielsweise die 
Wohlfahrtsverbände in dieser Rechtsform organisiert. Der Verein ist dabei die ideal-
typische Ausgestaltung einer Mitgliederorganisation: die Existenz, die Zielsetzung 
sowie die Ausgestaltung der operativen Arbeit vollziehen sich in Abhängigkeit des 
Willens der Vereinsmitglieder. Dabei ist der Verein grundsätzlich auf eine wech-
selnde Mitgliederschaft ausgerichtet: auch nach einem Mitgliederwechsel besteht 
der Verein weiterhin fort. Neben dem Charakteristikum der mitgliedschaftlichen 
Verfasstheit von Vereinen kommt bei eingetragenen Vereinen (nur solche können 
im Vereinsregister eingetragen werden und werden damit zur juristischen Person 
– dazu weiter unten ausführlichere Ausführungen) hinzu, dass sie nicht auf eine 
wirtschaftliche Tätigkeit ausgerichtet sein dürfen (§ 21 BGB). Dies heißt jedoch 
nicht, dass eingetragenen Vereinen jegliche wirtschaftliche Betätigung verwehrt 
bleibt: solange diese nur als „Nebenzweck“ ausgeführt werden und die ideelle Tä-
tigkeit des Vereins im Vordergrund steht, sind auch wirtschaftliche Betätigungen 
durchaus möglich und erlaubt. Allerdings stellt sich bei Vereinen mit einer erheb-
lichen wirtschaftlichen Tätigkeit immer die Frage, wie die Unterordnung der wirt-
schaftlichen unter die ideelle Betätigung quantifiziert werden kann. Der Gesetz-
geber hat hierzu keine Angaben gemacht und auch die Rechtsprechung hat diese 
Frage nicht abschließend beantwortet.

Die zentrale Stellung der Mitglieder spiegelt sich auch in der Finanzierungs-
struktur von Vereinen wieder: so ist zur Gründung eines Vereins kein Gründungska-
pital (abgesehen von Gebühren für die Eintragung in das Vereinsregister, ggfls. für 
einen Notar) erforderlich – im Gegensatz zur GmbH. Dahinter steht die Grundan-
nahme, dass ein Verein seine Zwecke aus laufenden Einnahmen und hier insbeson-
dere in Form von Mitgliedsbeiträgen erfüllt. So bestimmt auch § 58 Abs. 2 BGB, dass 
die Satzung eines Vereins Regelungen darüber enthalten soll, ob und welche Bei-
träge von den Mitgliedern zu leisten sind. Aber: das bedeutet natürlich nicht, dass 
ein Verein keine anderen Formen der Mittelherkunft hätte. Spenden, Sponsoring, 
öffentliche Zuschüsse und Leistungsentgelte aus Zweckbetrieben und wirtschaftli-



3 // Gesellschaftsrecht

1

2

3

4

5

6

7

Betriebswirtschaftliche Steuerung von Nonprofit-Organisationen Betriebswirtschaftliche Steuerung von Nonprofit-Organisationen46 47

chen Geschäftsbetrieben sind ebenso denkbar und möglich – hier ist immer darauf 
abzustellen, welchen Zweck ein Verein verfolgt und wie der Verein organisiert ist. 
Die einzelnen Sphären der Mittelherkunft sind auch Gegenstand des Steuerrechts 
bzw. Gemeinnützigkeitsrechts; dazu mehr im nächsten Kapitel.

Das BGB unterscheidet zwischen dem nicht wirtschaftlichen Verein (also dem 
sog. „Idealverein“) und dem wirtschaftlichen Verein. In Bezug auf die Rechtsfähig-
keit unterscheiden sich diese beiden Typen von Vereinen dadurch, dass der nicht 
wirtschaftliche Verein gem. § 21 BGB durch die Eintragung in das Vereinsregister 
Rechtsfähigkeit erlangt (dann handelt es sich also um einen eingetragenen Verein) 
und der wirtschaftliche Verein seine Rechtsfähigkeit gem. § 22 BGB durch staat-
liche Verleihung erhält. Wegen der untergeordneten Bedeutung des wirtschaftli-
chen Vereins wird diese im Rahmen dieses Buches nicht weiter thematisiert. Das 
BGB regelt in den §§ 21 bis 53 die allgemeinen Bestimmungen, die auf alle Arten 
von Vereinen Anwendung finden und in den §§ 55 bis 79 spezielle Regelungen für 
eingetragene Vereine.

Gründung eines eingetragenen Vereins

Die Gründung eines eingetragenen Vereins vollzieht sich in zwei Schritten: im 
Gründungsakt der (ersten) Vereinsmitglieder und in der Eintragung des Vereins in 
das Vereinsregister. Erster Schritt in Richtung Vereinsgründung ist also die Entwick-
lung bzw. das Vorhandensein einer Idee, welchen Zweck der neue Verein verfolgen 
soll. Ist diese Idee gegeben, wird sie in einem weiteren Schritt ausformuliert und 
Regelungen entworfen, wie der Verein aufgebaut sein soll, d. h. welche Organe er 
haben soll, und wie der Verein arbeiten soll, d. h. wie der Vereinszweck erfüllt wer-
den soll. Anders ausgedrückt: in diesem Schritt geht es darum, die Satzung für den 
Verein zu entwerfen. Parallel dazu können weitere (Gründungs-)Mitglieder gewor-
ben werden – denn: ein Verein muss, damit eine Eintragung in das Vereinsregister 
erfolgen kann, mindestens sieben Mitglieder vorweisen (§ 56 BGB). Ist dies nicht 
der Fall, wird ihm eine Eintragung verwehrt und er kann nicht als juristische Person 
am Rechtsverkehr teilnehmen.

Die Satzung eines eingetragenen Vereins muss (!) gemäß § 57 BGB minde-
stens den Vereinszweck, den Sitz und den Namen des Vereins beinhalten. Es han-
delt sich also um eine zwingende Vorschrift (zur Abgrenzung von zwingenden 
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und dispositiven Bestimmungen: siehe oben). Dabei muss der Name so gewählt 
werden, dass er von anderen Vereinen an demselben Ort deutlich zu unterschei-
den ist; dies soll Verwechslungen vorbeugen und dient damit letztendlich dem 
Schutz von Personen, welche in Geschäftsbeziehung zu diesem Verein stehen. Was 
unter „Sitz“ des Vereins zu verstehen ist, regelt § 24 BGB: danach gilt als Sitz der 
Ort, an dem die Verwaltung des Vereins geführt wird. Neben diesen Muss-Inhalten 
„soll“ (!) die Satzung gem. § 58 BGB noch Bestimmungen enthalten über den Ein-
tritt und Austritt von Mitgliedern, darüber, ob und wenn welche Beiträge von den 
Vereinsmitgliedern zu leisten sind, über die Bildung des Vorstands sowie über die 
Voraussetzungen, unter denen die Mitgliederversammlung zu berufen ist, über die 
Form der Berufung und über die Beurkundung der Beschlüsse. An dieser Stelle ist 
jedoch Vorsicht angebracht: auch wenn § 58 BGB eigentlich eine Soll-Bestimmung 
ist, darf hiervon, soll der Verein in das Vereinsregister eingetragen werden, nicht 
abgewichen werden! §60 BGB besagt nämlich, dass eine Eintragung von Seiten 
des Vereinsregisters (dieses wird bei den Amtsgerichten geführt) zurückzuweisen 
ist, wenn den §§ 56-59 nicht genügt wurde. Zur Erinnerung: § 56 regelt die Min-
destmitgliederzahl, § 57 den Mindestinhalt von Satzungen, § 58 den Soll-Inhalt und 
§ 59 enthält Bestimmungen über die Anmeldung zur Eintragung (dazu mehr im 
nächsten Absatz). Neben den Satzungsinhalten aufgrund der Bestimmungen des 
BGB finden sich in vielen Vereinssatzungen – insbesondere in denen von gemein-
nützigen Vereinen – Regelungen, welche einen gemeinnützigkeitsrechtlichen Hin-
tergrund haben (mehr dazu im nächsten Kapitel).

Ist nun die Satzung für den zu gründenden Verein aufgestellt, kann die Grün-
dungsversammlung bzw. der Gründungsakt vollzogen werden. Im Rahmen dessen 
erklären die anwesenden Personen ihre Einigung, den Verein zu errichten und die 
Satzung gültig werden zu lassen. Zudem erklären die Gründungsmitglieder, dass 
sie dem entstehenden Verein als Mitglieder angehören möchten. Da ein Verein 
wie jede andere juristische Person auch durch seine Organe am Rechtsverkehr teil-
nimmt, muss im Rahmen der Gründungsversammlung auch ein erster Vorstand 
gewählt werden – und zwar unter Beachtung der Bestimmungen der zuvor verab-
schiedeten Satzung. Für die Gründungsversammlung gibt es zwar keine verbind-
lichen Formvorschriften, dennoch sollte das Gründungsprotokoll, in welchem der 
Beschluss, einen Verein zu gründen, manifestiert ist und in welchem die Bestellung 
des ersten Vorstands dokumentiert ist, schriftlich fixiert und von allen Gründungs-
mitgliedern unterschrieben werden. Daneben muss gem. § 59 BGB (in Verbindung 
mit § 60 BGB, siehe oben) die Satzung von mindestens sieben (Gründungs-)Mit-
gliedern unterschrieben werden.
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Ist der Gründungsakt nun vollzogen, kann der Verein durch den Vorstand beim 
zuständigen Amtsgericht zur Eintragung in das Vereinsregister angemeldet wer-
den. Die unterschriebene Satzung sowie die Urkunde über die Bestellung des Vor-
stands (also das Protokoll der Gründungsversammlung) sind gem. § 59 BGB der An-
meldung beizufügen. Inhalt der Eintragung sind ferner der Name des Vereins (mit 
dem Zusatz e.V.), der Sitz des Vereins, der Tag der Errichtung der Satzung (d. h. der 
Tag der Gründungsversammlung), die Namen der Mitglieder des Vorstands (sowie 
deren Geburtsdatum und Wohnort) und der Umfang ihrer Vertretungsmacht. Der 
Vollständigkeit halber muss an dieser Stelle darauf hingewiesen werden, dass ein 
Verein natürlich nicht eingetragen werden kann, wenn er gegen ein gesetzliches 
Verbot (§ 134 BGB) und/oder gegen die guten Sitten (§ 138 BGB) verstößt. Ebenso 
sind alle künftigen Änderungen in der Zusammensetzung des Vorstands (§ 67 BGB) 
sowie Änderungen der Satzung (§ 71 BGB) beim Vereinsregister zwingend anzu-
melden. 

Mit der Eintragung in das Vereinsregister – und auch erst dann – wird der Ver-
ein zur juristischen Person und darf den Zusatz e.V. führen. Das Vereinsregister und 
dessen Inhalte genießen sog. „öffentlichen Glauben“, so dass Änderungen in der 
Zusammensetzung des Vorstands und/oder Satzungsänderungen erst dann im 
Geschäftsverkehr Gültigkeit haben, sobald diese im Vereinsregister eingetragen 
sind. Dabei ist jeder Person gestattet, in das Vereinsregister einzusehen; insofern 
handelt es sich beim Vereinsregister um ein öffentliches Register.

Organstruktur und Vertretung

Der eingetragene Verein als körperschaftlich verfasste juristische Person 
nimmt wie bereits beschrieben, durch seine Organe am Rechtsverkehr teil. Die Wil-
lensbildung und Entscheidungsfindung findet dabei in mindestens zwei Organen, 
welche nach den Bestimmungen des Gesetzes obligatorisch sind, statt; bei diesen 
Organen handelt es sich um die Mitgliederversammlung (§ 32 BGB) und den Vor-
stand (§ 26 BGB).

Die Mitgliederversammlung – als Kollektiv von Mitgliedern, aber nicht einzel-
ne Mitglieder in ihrer Mitgliedseigenschaft selbst – ist das oberste Organ eines Ver-
eins und damit zuständig für Entscheidungen grundsätzlicher Art: diese betreffen 
bspw. die Änderung des Vereinszwecks und/oder der Satzung (§ 33 BGB), die Bestel-
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lung und Abberufung des Vorstands bzw. von Mitgliedern des Vorstands (§ 27 BGB) 
oder die Auflösung des Vereins (§ 41 BGB). Daneben ist die Mitgliederversammlung 
für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht dem Vorstand oder einem anderen 
Organ zugewiesen sind (§ 32 Abs.1 BGB). Allerdings ist an der Stelle zu beachten, 
dass der Gesetzgeber eine große Freiheit lässt, von diesen Bestimmungen, welche 
größtenteils dispositive Bestimmungen sind, abzuweichen. Zwingend vorgeschrie-
ben ist gem. § 40 BGB letztendlich nur, dass die Entscheidung über die Auflösung 
des Vereins (und die Umwandlung nach dem UmwG in eine neue Rechtsform) bei 
der Mitgliederversammlung verbleiben muss – und hiervon nicht durch anderslau-
tende Satzungsbestimmungen abgewichen werden darf. 

Der Vorstand eines Vereins vertritt diesen gerichtlich und außergerichtlich 
und hat die Stellung eines gesetzlichen Vertreters (§ 26 S.2). D. h. der Vorstand gibt 
Willenserklärungen ab, die für den Verein bindend sind. Bestellt wird der Vorstand 
durch die Mitgliederversammlung (§ 27 BGB), es sei denn, die Satzung sieht hier die 
Zuständigkeit eines anderen Organs vor. Dabei ist es – sofern hierzu die Satzung 
keine anderslautende Bestimmung enthält – nicht erforderlich, dass die Mitglie-
der des Vorstands auch Mitglieder des Vereins sind. Ebenso wie die Bestellung ist 
grundsätzlich auch die Abberufung von Vorstandsmitgliedern jederzeit möglich; 
dies kann jedoch durch Satzungsbestimmungen auf den Fall beschränkt werden, 
dass ein wichtiger Grund vorliegt. Das Gesetz nennt dabei die grobe Pflichtverlet-
zung und die Unfähigkeit zur ordnungsmäßigen Geschäftsführung als Beispie-
le für einen wichtigen Grund, der eine Abberufung rechtfertigt (§ 27 Abs.2 BGB). 
Hinsichtlich der Vertretungsmacht des Vorstands ist es möglich, dass einzelne 
Vorstandsmitglieder den Verein alleine vertreten können – dann spricht man von 
einer „Einzelvertretungsbefugnis“ – oder aber, dass nur eine gemeinschaftliche 
Vertretung möglich ist. Egal welche dieser Optionen gewählt wird – sie muss auf 
jeden Fall aus dem Satzungstext hervorgehen. In der Praxis am häufigsten zu be-
obachten sind die Einzelvertretungsbefugnis sowie die gemeinschaftliche Vertre-
tungsbefugnis von zwei Vorstandsmitgliedern. Daneben eröffnet § 26 Abs.1 S.2 die 
Möglichkeit, die Vertretungsmacht des Vorstands für bestimmte Rechtsgeschäfte 
einzuschränken. So könnte bspw. geregelt sein, dass die Vergabe von Darlehen 
oder der Erwerb von Immobilien nur mit Zustimmung eines weiteren Organs (z. B. 
der Mitgliederversammlung) wirksam sind. Eine solche Beschränkung der Vertre-
tungsmacht muss zwingend im Vereinsregister angegeben sein – ansonsten ist sie 
Dritten gegenüber nicht wirksam (§ 7 BGB). Der Vorstand eines Vereins kann ent-
weder ehrenamtlich oder gegen eine Vergütung für den Verein tätig sein. Dabei ist 
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zu beachten, dass die Ausführung einer ehrenamtlichen Tätigkeit nicht bedeutet, 
dass der Vorstand nicht seine Auslagen ersetzt bekäme; dies ist möglich, allerdings 
nur als Ersatz konkreter und nachgewiesener Auslagen (z. B. einer Quittung über 
Porto oder Büromaterial) und keinesfalls Pauschal. Soll der Vorstand für seine Tätig-
keit eine pauschale Aufwandsentschädigung und/oder eine Vergütung erhalten, 
so ist dies auch bei gemeinnützigen Vereinen abbildbar, allerdings muss dies in der 
Satzung des Vereins ausdrücklich vorgesehen sein.

Das BGB sieht in § 30 die Möglichkeit vor, einen „besonderen Vertreter“ zu be-
stimmen, welcher neben dem Vorstand – aber nie als Ersatz, das Organ Vorstand ist, 
siehe oben, obligatorisch – den Verein bei bestimmten Rechtsgeschäften vertreten 
kann. Dabei erstreckt sich dessen Vertretungsmacht gem. § 30 BGB im Zweifel auf 
alle Rechtsgeschäfte, die der ihm zugewiesene Rechtskreis mit sich bringt. Voraus-
setzung für die Bestellung eines besonderen Vertreters ist jedoch natürlich, dass 
die Satzung diesen auch vorsieht. Ist dies der Fall, kann der Verein entweder durch 
den Vorstand und/oder durch den besonderen Vertreter im Rahmen von Rechtsge-
schäften vertreten werden (soweit diese Rechtsgeschäfte den Geschäftskreis des 
besonderen Vertreters berühren). In der Praxis werden solche besonderen Vertreter 
insbesondere bei großen Vereinen eingesetzt, häufig in Form eines Geschäftsfüh-
rers. Dieser führt die operativen Geschäfte des Vereins, ist weisungsgebunden und 
berichtet an den – oftmals ehrenamtlichen – Vorstand.

Neben Mitgliederversammlung, Vorstand und besonderem Vertreter sind dar-
über hinaus weitere Organe möglich – dies können beispielsweise Beiräte, Aus-
schüsse, Aufsichtsräte oder ähnliche Gremien sein. Aber: für die rechtsgeschäftli-
che Vertretung des Vereins ist ausschließlich der Vorstand (und ggfls. der beson-
dere Vertreter) befugt; dies kann nicht auf andere Organe übertragen werden. Auf 
Grund der besonderen Stellung der Mitgliederversammlung muss diese in der 
Lage sein, die auf die weiteren Organe übertragenen Kompetenzen und Befugnis-
se wieder an sich zu ziehen, bspw. durch eine entsprechende Satzungsänderung 
(Schick 2009). Ob solche weiteren Organe sinnvoll und notwendig sind, kann letzt-
endlich nur im konkreten organisationalen Kontext beurteilt werden – allerdings 
kann durchaus an dieser Stelle davor gewarnt werden, diese ohne kritische Prü-
fung im großen Stil einzuführen.
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Auflösung eines Vereins

Die Auflösung eines Vereins kann mehrere Gründe haben: ein Verein kann 
durch den Beschluss der Mitgliederversammlung oder durch Insolvenz aufgelöst 
werden. Mögliche Ursachen dafür, dass die Mitgliederversammlung die Auflösung 
eines Vereins beschließt, können bspw. darin liegen, dass der Vereinszweck nicht 
mehr erfüllbar erscheint, dass es zwischen den Mitglieder unüberbrückbare Dif-
ferenzen gibt oder der Vereinssitz ins Ausland verlegt werden soll. Der Beschluss 
über die Auflösung eines Vereins obliegt zwingend der Mitgliederversammlung (§ 
41 BGB). Das Gesetz sieht für einen solchen Beschluss eine Mehrheit von drei Vier-
teln der abgegebenen Stimmen vor – räumt aber auch die Möglichkeit ein, in der 
Satzung des Vereins eine andere Stimmgrenze festzulegen. Gem. § 42 BGB ist ein 
Verein außerdem dann aufzulösen, wenn über ihn ein Insolvenzverfahren eröffnet 
wird und mit Rechtskraft des Beschlusses, durch den die Eröffnung des Insolven-
zverfahrens mangels Masse abgewiesen worden ist. Allerdings kann ein Verein 
in einem solchen Falle durch Beschluss der Mitgliederversammlung fortgeführt 
werden, wenn entweder das Verfahren auf Antrag des Schuldners eingestellt wird 
oder ein Insolvenzplan bestätigt wird, der den Fortbestand des Vereins vorsieht. 
Bei eingetragenen Vereinen besteht zudem die Möglichkeit, dass diese nach einem 
im Vorfeld bestimmten Zeitablauf aufgelöst werden (§ 74 BGB). Unabhängig vom 
Grund der Auflösung ist der Tatbestand einer Auflösung eines eingetragenen Ver-
eins immer (!) in das Vereinsregister einzutragen.

Von der Auflösung eines Vereins zu unterscheiden ist (bei eingetragenen Ver-
einen) der Entzug der Rechtsfähigkeit. § 73 BGB bestimmt dazu: Sinkt die Zahl der 
Vereinsmitglieder unter drei herab, so hat das Amtsgericht auf Antrag des Vor-
stands und, wenn der Antrag nicht binnen drei Monaten gestellt wird, von Amts 
wegen nach Anhörung des Vorstands dem Verein die Rechtsfähigkeit zu entziehen. 
Dies bedeutet, dass der Verein zwar weiter besteht, aber keine juristische Person 
mehr ist, da er nicht mehr die Voraussetzungen eines eingetragenen Vereins er-
füllt. Der Entzug der Rechtsfähigkeit ist im Vereinsregister einzutragen (§ 74 BGB).

Durch die Auflösung eines Vereins wird dieser mitnichten auch tatsächlich 
gleich aufgelöst – stattdessen wird der Verein zum so genannten Liquidationsver-
ein. D. h. es findet eine Zweckänderung statt: der Verein verfolgt nun nicht mehr 
den ursprünglichen Satzungszweck, sondern nur noch den Zweck, laufende Ge-
schäfte zu beenden, vorhandene Verträge abzuwickeln, Forderungen einzutreiben, 
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Schulden zu begleichen und das Vermögen des Vereins zu „liquidieren“, also zu 
veräußern, um hinreichend flüssige Mittel (also ein Guthaben auf dem Vereinskon-
to) zu haben, um damit vorhandene Schulden des Vereins tilgen zu können. Dabei 
muss die Auflösung des Vereins nicht nur im Vereinsregister, sondern in einem öf-
fentlichen Informationsmedium (in der Regel das in der Satzung bestimmte Blatt; 
sollte die Satzung hierzu keine Bestimmung enthalten, in dem Blatt, in dem auch 
die Bekanntmachungen des Amtsgerichts, in dessen Bezirk der Verein seinen Sitz 
hat, vorgenommen werden) kundgetan werden; in dieser Bekanntmachung wer-
den Gläubiger des Vereins aufgefordert, ihre Ansprüche geltend zu machen (§ 50 
Abs. 1 BGB). Bekannte Gläubiger des Vereins sind zusätzlich dazu noch gesondert 
aufzufordern, ihre Ansprüche anzumelden (§ 50 Abs. 2 BGB). Hat der Verein nach 
Befriedigung aller Gläubiger noch ein Restvermögen, fällt dies dem/den sog. An-
fallberechtigten zu. In der Regel ist in der Satzung festgelegt, welche Personen/
Organisationen das Restvermögen des aufgelösten Vereins erhalten sollen – aller-
dings müssen bei gemeinnützigen Vereinen auch die entsprechenden Bestimmun-
gen der Abgabenordnung beachtet werden. Das dann noch vorhandene Vermögen 
des Vereins darf erst nach Ablauf eines Jahres nach Bekanntmachung der Auflö-
sung des Vereins an den/die Anfallberechtigten übertragen werden; man spricht 
hier von einem „Sperrjahr“ (§ 51 BGB). Hintergrund hierfür ist der Gläubigerschutz: 
d. h. der Gesetzgeber will den Gläubigern des Vereins eine ausreichende Zeitspan-
ne zur Verfügung stellen, ihre Ansprüche bei dem Verein anzumelden.

Fällt das Vermögen des Vereins nicht dem Fiskus zu, so spricht man bei der 
Abwicklung eines aufgelösten Vereins von einer „Liquidation“ (§ 47 BGB). Durch-
geführt wird die Liquidation von dem/den Liquidator/en; dies ist in der Regel der 
Vorstand des Vereins, allerdings können auch andere Personen hierzu bestimmt 
werden. Wer die Liquidatoren sind und welche Vertretungsbefugnisse diese haben, 
ist im Vereinsregister einzutragen (§76 BGB). Die Liquidatoren haben grundsätzlich 
die gleiche Rechtsstellung wie der Vorstand, können also den Verein im Rahmen 
der Abwicklung vertreten. Dies bedeutet aber auch, dass sie, wenn sie die mit der 
Liquidation zusammenhängenden Verpflichtungen verletzen, unter Umständen 
den Gläubigern gegenüber zum Schadenersatz verpflichtet sind. Ohne an dieser 
Stelle näher auf dieses Haftungsrisiko einzugehen, sollten Liquidatoren, insbeson-
dere bei der Abwicklung größerer Vereine, über den Abschluss einer Vermögens-
schadenhaftpflichtversicherung nachdenken.
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Ist die Liquidation schließlich beendet (frühestens mit Ablauf des Sperrjahres, 
allerdings kann bei größeren Vereinen auch eine längere Liquidationsdauer erfor-
derlich sein), so ist dies durch die Liquidatoren beim Vereinsregister anzumelden.

3.3	 DIE GESELLSCHAFT MIT BESCHRÄNKTER HAFTUNG (GMBH)

Merkmale und Besonderheiten von GmbHs

Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung ist eine Gesellschaft aus einem 
oder mehreren Gesellschaftern und, wie der eben behandelte Verein, eine juristi-
sche Person, also selbst Trägerin von Rechten und Pflichten. § 13 Abs. 1 GmbHG sagt 
dazu: Die Gesellschaft mit beschränkter Haftung als solche hat selbständig ihre 
Rechte und Pflichten; sie kann Eigentum und andere dingliche Rechte an Grund-
stücken erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden. Und: für Verbindlichkei-
ten der GmbH haftet sie grundsätzlich nur mit ihrem Gesellschaftsvermögen – also 
nicht mit dem sonstigen Vermögen ihrer Gesellschafter. Errichtet werden kann die 
GmbH für jeden gesetzlich zulässigen Zweck (§ 1 GmbHG), also auch zur Verwirkli-
chung karitativer oder kultureller Zwecke. So sind beispielsweise viele Betreiber von 
Werkstätten für Menschen mit Behinderung in der Rechtsform der GmbH organi-
siert. Während ein eingetragener Verein nicht auf eine wirtschaftliche Tätigkeit hin 
ausgerichtet sein darf, bestehen solche Restriktionen bei der GmbH nicht; insofern 
kann eine GmbH auch in Bereichen tätig sein, welche dem eingetragenen Verein 
verwehrt bleiben. Auch hier gilt: die Rechtsform sagt allein noch nichts aus über 
den steuerlichen Status der Gemeinnützigkeit. Im Bereich der Altenhilfe lässt sich 
dies exemplarisch beobachten: in wohl kaum einem anderen Feld Sozialer Arbeit 
lässt sich ein derart großes Nebeneinander an gewerblichen und gemeinnützigen 
GmbHs beobachten. 

Die GmbH ist eine, wenn auch nicht wie der Verein idealtypische, mitglied-
schaftsbasierte Rechtsform: ihre Existenz, ihre Zielsetzung, ihre Ausgestaltung und 
ihre operative Arbeit vollzieht sich nach den Wünschen ihrer Gesellschafter – oder, 
sollte es nur einen Gesellschafter geben, nach dessen Vorstellungen. Dabei ist 
durchaus auch denkbar, dass die Gesellschafter einer GmbH unterschiedlich star-
kes Stimmgewicht haben. D. h. im Gegensatz zu einem Verein entscheidet bei einer 
GmbH in der Regel eine kleine Gruppe, nämlich die Gesellschafter, über die Ausrich-
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tung der Gesellschaft – insofern ist diese Rechtsform nicht auf eine demokratische 
Grundstruktur hin konzipiert. Insofern spielt das mitgliedschaftliche Element bei 
der Gründung einer GmbH in der Praxis nur eine untergeordnete Rolle. Gesellschaf-
ter einer GmbH können sowohl natürliche als auch juristische Personen sein. Ein im 
Nonprofit-Bereich recht häufig zu beobachtender Fall ist die (Aus-)Gründung einer 
GmbH durch einen eingetragenen Verein. Ein wesentliches Merkmal des Vereins ist 
dessen Fähigkeit zum Wechsel innerhalb seiner Mitgliederstruktur: d. h. Ein- und 
Austritt von Mitgliedern ist im Rahmen dieser Rechtsform leicht zu bewerkstelli-
gen. Anders verhält es sich bei der GmbH und deren Gesellschaftern: ein Gesell-
schafterwechsel ist zwar auch hier möglich – allerdings wesentlich komplizierter 
und kostenintensiver. Dies nicht zuletzt dadurch, dass ein Gesellschafterwechsel 
über einen Notar abgewickelt werden muss und der Wechsel im Handelsregister 
(nähere Informationen dazu folgen weiter unten) eingetragen werden muss.

Der geschilderte strukturelle Unterschied zwischen eingetragenem Verein 
und GmbH bildet sich ebenso in deren Finanzierungsstruktur ab: während es bei 
einem Verein keine Vorschriften hinsichtlich einer Mindestkapitalausstattung 
gibt, dafür aber eine Mindest-Mitgliederzahl, macht der Gesetzgeber im GmbH-
Gesetz keine Vorschiften hinsichtlich der Gesellschafterzahl einer GmbH, schreibt 
dafür aber ein Mindestkapital als sog. „Stammkapital“ der GmbH vor (§ 5 Gmb-
HG). Die Erhaltung dieses Stammkapitals ist – neben der Kapitalaufbringung bei 
Gründung einer GmbH (dazu mehr im nächsten Unterkapitel) – eine der zentralen 
Grundpfeiler der Finanzverfassung einer GmbH: so regelt § 30 GmbHG, dass das 
zur Erhaltung des Stammkapitals erforderliche Vermögen der Gesellschaft an die 
Gesellschafter – welche wohlbemerkt Eigentümer der GmbH sind! – nicht ausge-
zahlt werden darf. Dies ist im Übrigen eine zwingende Vorschrift, von der in einem 
Gesellschaftsvertrag nicht abgewichen werden darf. Hintergrund dafür ist, dass die 
GmbH das Stammkapital als Mindest-Haftungsgrenze erhalten soll; d. h. diese Vor-
schrift dient letztendlich dem Gläubigerschutz. 

Die Finanzierung einer GmbH erfolgt in den meisten Fällen ganz wesentlich in 
Form von Umsatzerlösen für erbrachte Produkte und Dienstleistungen. Handelt es 
sich um eine gemeinnützige GmbH, so sind weitere Finanzierungsinstrumente wie 
Spenden, Sponsoring und öffentliche Zuschüsse möglich.

Hinsichtlich ihres Vorkommens und ihrer Verbreitung hat die GmbH in den 
vergangen Jahrzehnten ein stetiges Wachstum erfahren: gab es zu Beginn der 50er 
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Jahre nur rd. 28.000 GmbHs, so zählt man heute einen Bestand von rd. einer Mil-
lion Unternehmen in dieser Rechtsform (Klunzinger 2009). Diese starke Zunahme 
an GmbHs lässt sich auch für den Nonprofit-Bereich beobachten: wurde noch bis 
zu Beginn der achtziger Jahre bei der Neugründungen von Organisationen haupt-
sächlich die Rechtsform des eingetragenen Vereins präferiert, so hat sich dieses 
Bild in den vergangenen 20 Jahren grundlegend verändert. Bei Neugründungen 
im Nonprofit-Bereich spielt der e.V. nur noch eine untergeordnete Rolle – und die 
Mehrzahl der Neugründungen erfolgen als (gemeinnützige) GmbH (WZB 2012). 
Die Gründe hierfür sind vielschichtig und reichen von schnelleren Entscheidungs-
strukturen in GmbHs bis hin zu der in vielen Vereinen beobachtbaren Problematik, 
neue Mitglieder, insbesondere für verantwortliche Positionen im Vorstand eines 
Vereins, zu gewinnen. 

Der Vollständigkeit halber ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass im Zuge 
der Modernisierung des GmbH-Rechts in 2008 mit der „Unternehmergesellschaft 
(haftungsbeschränkt)“ die Grundlage für eine Mini-GmbH geschaffen wurde. Da-
bei ist zu beachten, dass diese keine eigene Rechtsform an sich ist, sondern eine 
Unterform der GmbH, bei der die Gründung dadurch erleichtert werden soll, dass 
bereits mit einem Euro Mindeststammkapital die Gesellschaft errichtet werden 
kann. Für den Nonprofit-Sektor spielt die UG (haftungsbeschränkt) bislang noch 
keine Rolle – daher beziehen sich die nachfolgenden Ausführungen ausschließlich 
auf die GmbH.

Gründung einer GmbH

Die Gründung einer GmbH kann gem. § 1 GmbHG durch eine oder mehrere 
(natürliche oder juristische) Personen erfolgen. Gerade die Gründung durch juristi-
sche Personen ist im Nonprofit-Sektor weit verbreitet: insbesondere eingetragene 
Vereine haben in den vergangenen Jahren verstärkt gemeinnützige GmbHs (aus-)
gegründet. Ähnlich wie bei einem eingetragenen Verein vollzieht sich die Grün-
dung einer GmbH in zwei Schritten: erstens im Abschluss eines Gesellschaftsver-
trags und zweitens in der Eintragung der GmbH in das Handelsregister. 

Für den Gesellschaftsvertrag – statt diesem Begriff werden oftmals auch die 
Begriffe Gesellschaftervertrag, Satzung oder Statut verwendet – schreibt das Ge-
setz sowohl eine bestimmte Form als auch einen bestimmten Inhalt vor. § 2 GmbHG 
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bestimmt (zwingend), dass der Gesellschaftsvertrag vor einem Notar geschlossen 
werden muss und dass alle Gesellschafter der GmbH diesen zu unterschreiben 
haben. Hinsichtlich der Inhalte des Gesellschaftsvertrags sieht der Gesetzgeber 
wenige obligatorische und ergänzende, dispositive Inhalte vor. Insofern kann bei 
der Gründung einer GmbH auf eine umfangreiche Vertragsfreiheit zurückgegriffen 
und der Vertragstext den Bedürfnissen der Gesellschafter und der zu gründenden 
Gesellschaft angepasst werden. Nach § 3 Abs. 1 GmbH Gesetz muss der Gesell-
schaftsvertrag mindestens Angaben enthalten zur Firma und dem Sitz der Gesell-
schaft, dem Gegenstand des Unternehmens, dem Betrag des Stammkapitals sowie 
der Zahl und der Nennbeträge der Geschäftsanteile. 

Der Begriff „Firma“ ist dem Handelsgesetzbuch (§ 17 HGB) entnommen: Die 
Firma eines Kaufmanns ist der Name, unter dem er seine Geschäfte betreibt und 
die Unterschrift abgibt. Die Firma kann dabei abgeleitet werden aus dem Gegen-
stand des Unternehmens (man spricht dann von „Sachfirma“) oder dem Namen 
des/der Gesellschafter/s (dann würde man von einer „Personenfirma“ sprechen); 
zudem ist es zulässig, Phantasienamen zu wählen, solange diese nicht irreführend 
sind oder zu Verwechslungen führen. Grundsätzliche Anforderung an die Firma 
eines Unternehmens ist, dass diese zur Kennzeichnung geeignet ist und Unter-
scheidungskraft besitzt (§ 18 HGB). Daneben muss in der Firma der Zusatz „Gesell-
schaft mit beschränkter Haftung“ oder „GmbH“ enthalten sein (§ 4 GmbHG). Sitz 
der Gesellschaft ist der Ort, den der Gesellschaftsvertrag bestimmt – in der Regel 
ist dies der Sitz der Verwaltung der Gesellschaft. Der Gegenstand des Unterneh-
mens kann sich auf jeden gesetzlich zulässigen Zweck beziehen; im Falle der ge-
meinnützigen GmbH muss dieser Zweck aber natürlich ein gemeinnütziger Zweck 
im Sinne der Abgabenordnung sein (mehr dazu in Kapitel 4). Das Stammkapital 
einer GmbH muss mindestens 25.000 Euro betragen (§ 5 Abs. 1 GmbHG). Hat eine 
GmbH mehrere Gesellschafter, so halten diese jeweils bestimmte Geschäftsanteile 
an der Gesellschaft. Dabei können die Nennbeträge der einzelnen Geschäftsanteile 
durchaus unterschiedlich sein – zwingend vorgeschrieben ist nur, dass die Summe 
der Nennbeträge der Geschäftsanteile der Summe des Stammkapitals entspricht 
(§5 Abs. 3 GmbHG). Ein Beispiel dazu: eine GmbH mit einem Stammkapital in Höhe 
von 25.000 Euro hat drei Gesellschafter, wobei zwei Gesellschafter jeweils Gesell-
schaftsanteile mit einem Nennbetrag von 10.000 Euro haben und der dritte Ge-
sellschafter einen Gesellschaftsanteil in Höhe von 5.000 Euro. Die Stammeinlagen 
der Gesellschafter müssen dabei nicht unbedingt als Bareinlage geleistet werden 
– ebenso möglich ist eine Sacheinlage mit einer entsprechenden Wertigkeit.
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Das Gesetz sieht darüber hinaus in § 2 Abs. 1a GmbHG ein vereinfachtes Ver-
fahren zur Gründung einer GmbH vor. Voraussetzung hierfür ist, dass die Gesell-
schaft maximal drei Gesellschafter und nur ein/e Geschäftsführer/in hat und 
das in der Anlage zum GmbHG befindliche Musterprotokoll (in diesem sind der 
Gesellschaftsvertrag, die Bestellung des/der Geschäftsführer/in sowie die Gesell-
schafterliste zusammengefasst) verwendet wird. Insbesondere der standardisierte 
Gesellschaftsvertrag entspricht in vielen Fällen nicht den Vorstellungen und Be-
dürfnissen der Gesellschafter. Hinzu kommt, dass auch im vereinfachten Verfahren 
die notarielle Beurkundung und die Anmeldung zum Handelsregister obligatorisch 
bleiben. Daher findet dieses Verfahren in der Praxis – und insbesondere im Nonpro-
fit-Bereich – kaum Anwendung.

Ist nun der Gesellschaftsvertrag erstellt und beurkundet, kann die Gesellschaft 
zur Eintragung in das Handelsregister bei dem Gericht, in dessen Bezirk sie ihren 
Sitz hat, angemeldet werden. Dabei ist zu beachten, dass zum einen die Anmel-
dung erst erfolgen darf, wenn ein gewisser Teil des Stammkapitals eingezahlt ist. 
Zudem müssen der Anmeldung eine Reihe von Dokumenten beigefügt werden.

§ 7 Abs. 2 GmbHG bestimmt, dass die Stammeinlagen der Gesellschafter vor 
der Eintragung in das Handelsregister nicht unbedingt voll erbracht werden müs-
sen. Hinsichtlich der Höhe der erforderlichen Einzahlung kann folgende Faustfor-
mel angewendet werden: „Bei Gesellschaften mit einem Stammkapital von weni-
ger als 50.000 Euro muss bei der Gründung mehr als ein Viertel des Stammkapitals 
aufgebracht werden; bei Gesellschaften, die lediglich das gesetzlich vorgeschrie-
bene Mindeststammkapital von 25.000 Euro haben, ist die Hälfte aufzubringen; 
lediglich bei Gesellschaften mit einem Stammkapital von 50.000 Euro und mehr 
genügt ein Viertel […].“ (Klunzinger 2009) Bei Sacheinlagen kommt hinzu, dass die-
se endgültig zur freien Verfügung der Geschäftsführer stehen müssen (§ 7 Abs. 3 
GmbHG). 

Der Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister müssen folgende Un-
terlagen bzw. Dokumente beigefügt werden (§ 8 GmbHG): der notariell beglaubig-
te und unterzeichnete Gesellschaftsvertrag; die Legitimation der Geschäftsführer, 
sofern dieselben nicht im Gesellschaftsvertrag bestellt sind sowie eine von den An-
meldenden unterschriebene Liste der Gesellschafter, aus welcher Name, Vorname, 
Geburtsdatum und Wohnort sowie die Nennbeträge der jeweiligen Geschäftsan-
teile ersichtlich sind. Sind Sachmittel eingebracht worden so sind zusätzlich die fol-
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genden Unterlagen der Anmeldung beizufügen: die zugehörigen Verträge und der 
Sachgründungsbericht sowie Unterlagen darüber, dass der Wert der Sacheinlagen 
den Nennbetrag der dafür übernommenen Geschäftsanteile erreicht (also dass die 
Sachmittel entsprechend werthaltig sind). Daneben muss versichert werden, dass 
die vorgeschriebenen (Mindest-)Einzahlungen an die Gesellschaft geleistet sind 
und zur freien Verfügung der Geschäftsführung stehen. Von Seiten der Geschäfts-
führer muss eine Erklärung abgegeben werden, dass keine Umstände vorliegen, 
die ihrer Bestellung entgegenstehen (bspw. Berufsverbote für bestimmte Wirt-
schaftszweige). Schließlich muss noch eine inländische Geschäftsanschrift ange-
geben werden sowie Angaben über die Vertretungsbefugnis der Gesellschafter (d. 
h. ob diese Einzelvertretungsbefugnis haben oder die Gesellschaft nur zusammen 
mit einem weiteren Geschäftsführer oder Prokuristen vertreten dürfen).

Ergeben sich aus der Prüfung der genannten Unterlagen durch das Register-
gericht keine Beanstandungen, so muss die GmbH in das Handelsregister eingetra-
gen werden.  Die Eintragung umfasst gem. § 10 GmbHG folgende Angaben: Firma 
und Sitz der Gesellschaft, eine inländische Geschäftsanschrift, der Gegenstand des 
Unternehmens, die Höhe des Stammkapitals, der Tag des Abschlusses des Gesell-
schaftsvertrags sowie die Personen der Geschäftsführer; zudem wird eingetragen, 
welche Vertretungsbefugnis die Geschäftsführer haben. Mit der Eintragung in das 
Handelsregister (und auch erst dann!) erhält die GmbH den Status einer juristi-
schen Person.

Organe einer GmbH

Wie im vorangegangenen Unterkapitel für den Verein dargestellt, benötigt 
auch die GmbH als juristische Person Organe, um am Geschäftsverkehr teilneh-
men zu können. Das GmbH-Gesetz sieht als obligatorische Organe die Gesellschaf-
terversammlung und den oder die Geschäftsführer vor (diese entsprechen im wei-
testen Sinne der Mitgliederversammlung und dem Vorstand bei Vereinen) sowie 
unter bestimmten Voraussetzungen einen Aufsichtsrat. 
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Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ einer GmbH und als 
solches für Grundsatzentscheidungen zuständig. Sie setzt sich zusammen aus den 
Gesellschaftern (sofern diese natürliche Personen sind) oder den Gesellschafter-
vertretern (sofern juristische Personen Gesellschaftsanteile halten; dies können z. 
B. Vorstände von Vereinen sein). 

Auch wenn das GmbHG große Freiräume lässt, den Gesellschaftsvertrag den 
konkreten Erfordernissen anzupassen (und im Zuge dessen auch die Entschei-
dungsbefugnisse der einzelnen Organe zu regeln), so gibt es dennoch Kompe-
tenzen, welche der Gesellschafterversammlung zwingend zustehen und ihr nicht 
entzogen werden dürfen. Zu diesen obligatorisch der Gesellschafterversammlung 
zustehenden Kompetenzen gehören Entscheidungen über die Änderung des Ge-
sellschaftszwecks und des Gesellschaftsvertrags (§ 53 GmbHG) sowie über die 
Auflösung der Gesellschaft (§ 60 GmbHG). Neben diesen Entscheidungsbereichen 
sieht das GmbHG in § 46 einen „Aufgabenkreis der Gesellschafter“ vor: dazu gehö-
ren unter anderem Entscheidungen über die Feststellung des Jahresabschlusses, 
die Bestellung, Abberufung und Entlastung von Geschäftsführern, die Maßregeln 
zur Prüfung und Überwachung von Geschäftsführern und die Bestellung von Pro-
kuristen. Allerdings besagt das GmbHG ebenfalls, dass dieser Aufgabenkreis nur in-
soweit der Gesellschafterversammlung zufällt, als der Gesellschaftsvertrag nichts 
anderes bestimmt (§ 45 GmbHG). Anders ausgedrückt: ist im Gesellschaftsvertrag 
eine andere Regelung hinsichtlich dieser Entscheidungsbereiche getroffen, so ist 
diese anzuwenden – und hat der Gesellschaftsvertrag nicht geregelt, in wessen 
Entscheidungsbefugnis diese fallen sollen, so gelten hier dann die gesetzlichen 
Bestimmungen (und dem entsprechend die Zuständigkeit der Gesellschafterver-
sammlung). Insofern erfüllt hier das Gesetz in gewisser Weise eine „Lückenbü-
ßerfunktion“. Dieses Prinzip gilt ebenso für die Entscheidungsfindungsprozesse: 
so regeln die §§ 47 ff. GmbHG, dass Beschlüsse mit einfacher Mehrheit in (Gesell-
schafter-)Versammlungen gefasst werden, welche durch den Geschäftsführer 
mittels eingeschriebener Briefe einberufen werden – von diesen Regelungen darf 
jedoch bei der Gestaltung des Gesellschaftsvertrags abgewichen werden (§ 45 Abs. 
2 GmbHG). So wäre es bspw. denkbar, im Gesellschaftsvertrag zu regeln, dass die 
Einladungen nicht, wie im Gesetz vorgesehen, per eingeschriebenem Brief erfolgen 
sollen, sondern in Form einer E-Mail.

Gegenüber der Geschäftsführung haben die Gesellschafter einer GmbH ein 
uneingeschränktes Auskunfts- und Einsichtsrecht: Die Geschäftsführer haben je-
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dem Gesellschafter auf Verlangen unverzüglich Auskunft über die Angelegenhei-
ten der Gesellschaft zu geben und die Einsicht der Bücher und Schriften zu ge-
statten (§ 51a Abs. 1 GmbHG). Diese Auskunft darf nur verweigert werden, wenn 
zu befürchten ist, dass diese Auskünfte zu gesellschaftsfremden Zwecken genutzt 
werden und damit der Gesellschaft ein Schaden zugefügt wird – allerdings bedarf 
eine solche Verweigerung eines Beschlusses der Gesellschafterversammlung. 

Das GmbHG bestimmt, dass die Gesellschaft zwingend einen oder mehrere 
Geschäftsführer haben muss, um die Gesellschaft gesetzlich zu vertreten. Dabei 
kann diese Position aus dem Kreise der Gesellschafter besetzt werden (man spricht 
dann vom „geschäftsführenden Gesellschafter“) oder mit einer externen Person. 
Die Bestellung erfolgt entweder im Gesellschaftsvertrag, durch einen Beschluss 
der Gesellschafterversammlung (§ 46 Nr. 5 GmbHG) oder, soweit dies durch den 
Gesellschaftsvertrag vorgesehen ist, durch ein anderes Organ wie bspw. den Auf-
sichtsrat. Die Namen der Geschäftsführer sind sowohl im Handelsregister als auch 
auf den Geschäftsbriefen (darunter sind im erweiterten Sinne auch E-Mails zu ver-
stehen) der Gesellschaft anzugeben (§ 35a GmbHG). Hauptaufgabe der Geschäfts-
führer ist die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Gesellschaft (§ 35 
GmbHG). Dabei haben die Geschäftsführer in den Angelegenheiten der Gesell-
schaft die Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns anzuwenden (das Thema Sorg-
faltspflicht wird in Kapitel 7 nochmals aufgegriffen) – andernfalls machen sie sich, 
sollte durch ihr Handeln (man spricht hier oftmals vom „Tun oder Unterlassen“) der 
Gesellschaft ein Schaden entstehen, schadenersatzpflichtig. 

Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, so kann dieser – zwangsläufig – die Ge-
sellschaft alleine vertreten. Sind dagegen mehrere Geschäftsführer bestellt, so 
vertreten diese gemäß den Bestimmungen des GmbH-Gesetzes gemeinsam die 
Gesellschaft. Sind bspw. zwei Geschäftsführer bestellt, so müssen Kaufverträge, Ar-
beitsverträge etc. von beiden unterschrieben werden. Allerdings sieht das Gesetz 
auch vor, dass hiervon im Gesellschaftsvertrag abgewichen werden darf – d. h. auch 
wenn zwei Geschäftsführer bestellt sind, könnte beiden eine Einzelvertretungs-
befugnis eingeräumt werden. Weiterhin in diesem Zusammenhang zu beachten 
ist der § 37 des GmbHG: dieser besagt, dass durch den Gesellschaftsvertrag oder 
Beschlüsse der Gesellschafterversammlung die Vertretungsmacht der Geschäfts-
führer eingeschränkt werden kann - allerdings gelten diese Beschränkungen nicht 
(!) im sog. „Außenverhältnis“ zu Dritten, also gegenüber Geschäftspartnern der 
Gesellschaft. Ein Beispiel dazu: die Gesellschafterversammlung beschließt, dass 
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der Geschäftsführer keine Immobilien erwerben darf. Kauft der Geschäftsführer 
trotzdem ein Grundstück, so ist der Kaufvertrag mit dem Grundstücksverkäufer 
trotzdem wirksam geschlossen worden – allerdings ist der Geschäftsführer im „In-
nenverhältnis“, also der Gesellschaft gegenüber, zum Schadenersatz verpflichtet. 

Der Aufsichtsrat ist ein nach dem GmbHG fakultatives Organ, welches für 
die Überwachung der Geschäftsführung eingesetzt werden kann. In diesem Fal-
le verweist das GmbHG – ohne, dass an dieser Stelle vertieft darauf eingegangen 
werden soll – auf zahlreiche Bestimmungen des Aktiengesetzes (§§ 95-116 AktG), 
welches detailliert Vorschläge zu Regelungen hinsichtlich Besetzung und Aufga-
benkreis von Aufsichtsräten bereithält. Zwar müsste bei einer regelmäßigen Mitar-
beiterzahl von über 500 Arbeitnehmern (§ 1 Abs. 1 Nr. 3 DrittelbG) ein Aufsichtsrat 
zwingend gebildet werden – allerdings sind von dieser Regelung konfessionelle, 
karitative, wissenschaftliche und künstlerische Unternehmen ausgeschlossen, so 
dass die verpflichtende Bildung eines Aufsichtsrats im Nonprofit-Bereich von un-
tergeordneter Bedeutung ist.

Daneben ist es möglich, noch weitere Organe wie bspw. Beiräte zu installieren. 
Hier kann auf die entsprechenden Ausführungen im vorangegangenen Unterkapi-
tel verwiesen werden, welche sich ebenso auf die GmbH übertragen lassen.

Der Vollständigkeit halber sei an dieser Stelle noch darauf hingewiesen, dass 
in vielen GmbHs Prokuristen bestellt sind. Dabei handelt es sich nicht (!) um ein 
Organ der Gesellschaft, sondern um eine/n Mitarbeiter/in der Gesellschaft mit 
besonders umfangreichen Vertretungsbefugnissen (und zwar weitestgehend ver-
gleichbar mit denen von Geschäftsführern). Prokuristen müssen durch das dafür 
zuständige Organ (in der Regel die Gesellschafterversammlung, siehe oben) be-
stellt und in das Handelsregister eingetragen werden. Die Rechtsgrundlagen für 
die Prokura sind zu finden in den §§ 48-53 HGB.
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Auflösung einer GmbH

Die Gründe für eine Auflösung einer GmbH sind in § 60 GmbHG angegeben 
– dies können z. B. sein: der Ablauf der im Gesellschaftsvertrag bestimmten Zeit; 
ein Beschluss der Gesellschafter; ein gerichtliches Urteil oder die Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens. Darüber hinaus können im Gesellschaftsvertrag noch wei-
tere Gründe erfasst werden, die zur Auflösung der Gesellschaft führen (§ 60 Abs. 
2 GmbHG). In jedem Falle ist die Auflösung der Gesellschaft im Handelsregister 
einzutragen und in den Gesellschaftsblättern (Amtsblatt, Bundesanzeiger und 
ähnliche) bekannt zu geben. In den Gesellschaftsblättern erfolgt der Hinweis, dass 
die Gläubiger der Gesellschaft aufgefordert werden, sich bei der Gesellschaft zu 
melden und ihre Forderungen bekannt zu geben.

Ist die Bekanntmachung erfolgt, beginnt die Liquidation der Gesellschaft. Die-
se erfolgt, außer im Falle des Insolvenzverfahrens, durch die Geschäftsführer – es 
sei denn, im Gesellschaftsvertrag oder durch einen entsprechenden Beschluss der 
Gesellschafterversammlung wird die Funktion auf eine andere Person übertra-
gen (§ 66 Abs. 1 GmbHG). Die Aufgaben der Liquidatoren ergeben sich aus § 70 
GmbH-Gesetz; dies sind im Einzelnen: die laufenden Geschäfte zu beendigen, die 
Verpflichtungen der aufgelösten Gesellschaft zu erfüllen, die Forderungen dersel-
ben einzuziehen und das Vermögen der Gesellschaft in Geld umzusetzen. Anders 
ausgedrückt: die Gesellschaft verfolgt nun nicht mehr ihren ursprünglichen Zweck, 
sondern nur noch die vorgenannten Aufgaben. 

Die Mindestdauer einer Liquidation beträgt ein Jahr („Sperrjahr“), gerechnet 
ab dem Tag, an dem die Auflösung der Gesellschaft in den Gesellschaftsblättern 
erfolgt ist. Ergibt sich nach Abschluss der Liquidation (durch die Liquidatoren ist 
eine sog. „Schlussrechnung“ aufzustellen, § 74 Abs. 1 GmbHG) ein Restvermögen, so 
ist dies an die Gesellschafter nach dem Verhältnis ihrer Geschäftsanteile (oder ei-
ner anderen im Gesellschaftsvertrag niedergeschriebenen Regelung) zu verteilen. 
Bei gemeinnützigen GmbHs sind zusätzlich gemeinnützigkeitsrechtliche Bestim-
mungen (mehr dazu im vierten Kapitel) zu beachten! Der Schluss der Liquidation 
ist (durch die Liquidatoren) zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden mit 
der Folge, dass die Gesellschaft gelöscht wird (§ 74 Abs. 1 GmbHG). 
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3.4	 DIE (RECHTSFÄHIGE) STIFTUNG

Merkmale und Besonderheiten von Stiftungen

Die Stiftung tritt im Wesentlichen in zwei grundlegenden Formen in Erschei-
nung: als rechtsfähige Stiftung bürgerlichen Rechts und als nicht rechtsfähige (oder 
„unselbständige“) Stiftung bürgerlichen Rechts. Im ersten Falle ist die Stiftung eine 
eigenständige juristische Person und damit selbst Trägerin von Rechten und Pflich-
ten; im zweiten Falle handelt es sich um ein zweckgewidmetes Vermögen, welches 
einem Stiftungsträger (oder auch Treuhänder) übertragen wird, damit dieser es 
verwaltet und entsprechend dem Stiftungszweck einsetzt. Daneben gibt es zudem 
noch Stiftungen öffentlichen Rechts und kirchliche Stiftungen. Aufgrund der Be-
deutung der rechtsfähigen Stiftung bürgerlichen Rechts für den Nonprofit-Bereich 
ist ausschließlich diese Gegenstand der Ausführungen dieses Kapitels.

Die Stiftung zählt zu den ältesten Organisationformen: einige Stiftungen – 
auch in Deutschland – blicken auf eine mehrere hundert Jahre andauernde Ge-
schichte zurück. Gerade in den vergangenen Jahren ist die Stiftung wieder zuneh-
mend in den Fokus von Wissenschaft, Politik und Gesellschaft gerückt. So ist nicht 
nur eine zunehmende Forschungsaktivität im Bereich des Stiftungsmanagements 
zu verzeichnen – auch die Zahl der Stiftungen ist in den vergangenen Jahren si-
gnifikant auf annährend 20.000 angewachsen. Auch wenn die Rechtform Stiftung 
gemeinhin mit dem steuerlichen Status der Gemeinnützigkeit assoziiert wird, so 
gilt auch hier das bereits in den vorangegangen Kapitel Gesagte: die Rechtsform 
an sich gibt keine Auskunft über eine mögliche Gemeinnützigkeit. Auch wenn die 
meisten Stiftungen steuerlich gemeinnützig sind, ist dies mitnichten zwingend für 
diese Rechtsform – und: es gibt durchaus auch Stiftungen, welche nicht gemein-
nützig sind.

Die rechtlichen Grundlagen für die Stiftungen finden sich in den §§ 80 ff. BGB 
sowie in den Landesstiftungsgesetzen. Letztere befassen sich allerdings weniger 
mit den Grundlagen der Rechtsform Stiftung als vielmehr mit den Verfahren zur 
stiftungsrechtlichen Anerkennung (mehr dazu im nächsten Unterkapitel) sowie 
mit den Regelungen zur Aufsicht über bereits bestehende Stiftungen. 

Das BGB nennt zwar keine Definition zum Begriff Stiftung, allerdings lässt 
sich aus den §§ 80 und 81 das Wesen einer Stiftung herausarbeiten. Demnach kann 
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unter einer Stiftung eine auf Dauer angelegte Organisation verstanden werden, 
welche einen bestimmten Zweck verfolgt, wofür wiederum ein hierfür hinreichen-
des großes Vermögen dauerhaft zur Verfügung steht. Damit unterscheidet sich 
die Stiftung ganz maßgeblich von den Körperschaften (also von Vereinen, Kapi-
talgesellschaften und Genossenschaften): sie hat weder Mitglieder noch Anteils-
eigner (also bspw. Gesellschafter oder Aktionäre). In diesem Sinne sind Stiftungen 
zweckgerichtete, verselbständigte Vermögensmassen, welche „sich selbst gehö-
ren“. Während bei GmbHs durch entsprechende Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlung oder bei Vereinen durch Beschlüsse der Mitgliederversammlung der 
jeweilige Organisationszweck (immer wieder) geändert werden kann – oder sogar 
ein Auflösungsbeschluss gefasst werden kann – ist dies bei einer Stiftung nicht 
möglich. Ein bei Errichtung der Stiftung durch den/die Stifter/in festgelegter Stif-
tungszweck kann nach Errichtung der Stiftung grundsätzlich nicht mehr geändert 
werden (auch nicht durch den/die Stifter/in selbst!). Dem entsprechend sieht das 
Gesetz auch kein mit einer Mitgliederversammlung oder einer Gesellschafterver-
sammlung vergleichbares Organ für Grundsatzentscheidungen vor. Und – damit 
zusammenhängend – obliegt die Kontrolle über die Art und Weise, wie der Stif-
tungszweck verfolgt wird, nicht der Stiftung selbst oder einem ihrer Organe, son-
dern der jeweiligen (Landes-)Stiftungsbehörde als Aufsichtsbehörde.

Die Möglichkeit eine Stiftung zu errichten, beschränkt sich übrigens nicht nur 
auf natürliche Personen – auch juristische Personen, wie der eingetragene Verein 
oder die GmbH können als Stifter/in auftreten.

Errichtung einer Stiftung

Die Errichtung einer Stiftung kann auf zwei Arten erfolgen: unter Lebenden (d. 
h. durch Willenserklärung einer lebenden Person oder einer existenten juristischen 
Person) oder von Todes wegen (d. h. im Zusammenhang mit einem Testament oder 
Erbvertrag).

Die Voraussetzungen für das Entstehen einer rechtsfähigen Stiftung sind in 
§ 80 BGB genannt: dies sind zum einen das Stiftungsgeschäft (in dem erklärt der 
Stifter, eine Stiftung zu einem bestimmten Zweck zu errichten und die Stiftung 
mit den erforderlichen Mitteln auszustatten) und zum anderen die Anerkennung 
durch die zuständige Behörde des Landes, in dem die Stiftung ihren Sitz haben soll. 
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Dabei obliegt die Anerkennung nicht dem Ermessensspielraum der Behörde bzw. 
den Mitarbeitern der Behörde – vielmehr muss (!) die Stiftung als rechtsfähig an-
erkannt werden, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. So muss erstens 
das Stiftungsgeschäft den Anforderungen des § 81 Abs. 1 genügen, zweitens die 
dauernde und nachhaltige Erfüllung des Stiftungszwecks gesichert erscheinen 
und drittens darf der Stiftungszweck das Gemeinwohl nicht gefährden. Diese Vor-
aussetzungen werden nun in den nachstehenden Absätzen näher erläutert.

§ 81 Abs. 1 BGB schreibt für das Stiftungsgeschäft eine bestimmte Form sowie 
einen (Mindest-)Inhalt vor. Das Stiftungsgeschäft bedarf zwingend der Schrift-
form und muss eine verbindliche Erklärung des Stifters enthalten, ein Vermögen 
zur (dauerhaften) Erfüllung eines von ihm vorgegebenen Zwecks zu widmen. Die 
Verbindlichkeit geht so weit, dass die Stiftung nach ihrer Anerkennung durch die 
Stiftungsbehörde einen Rechtsanspruch auf die Übertragung des ihr zugesagten 
Vermögens durch den Stifter hat (§ 82 BGB) – und, sollte sich der Stifter weigern, 
das Vermögen auf die Stiftung zu übertragen, dies gerichtlich einklagen kann. Fer-
ner schreibt das Gesetz vor, dass im Rahmen des Stiftungsgeschäfts die Stiftung 
eine Satzung erhalten muss, die Regelungen enthält über den Namen, den Sitz, den 
Zweck, das Vermögen und die Bildung des Vorstands der Stiftung. Hinsichtlich der 
Geschäftsführung und der Fassung von Beschlüssen des Vorstands verweist das 
BGB auf die entsprechenden Regelungen im Vereinsrecht (§ 86 BGB).

Das Vermögen der Stiftung muss dazu geeignet erscheinen, den Stiftungs-
zweck dauerhaft zu erfüllen. Dabei ist erstens zu beachten, dass das Vermögen 
für die Verwirklichung des Stiftungszwecks grundsätzlich nicht aufgebraucht wer-
den darf. Anders ausgedrückt: lediglich die Erträge aus dem Grundstockvermögen 
können für die Verwirklichung des Stiftungszwecks eingesetzt werden. Würde 
beispielsweise eine Stiftung ihr Barvermögen (neben diesem können ebenso auch 
Immobilien, Unternehmensanteile oder sonstige Vermögen in eine Stiftung ein-
gebracht werden) auf einem Tagesgeldkonto bei einer Bank anlegen, so stünden 
für die Verwirklichung des Stiftungszwecks (und die Deckung von eventuell anfal-
lenden Personal- und Verwaltungskosten) lediglich die Zinserträge zur Verfügung. 
Zweitens lässt sich keine allgemeinverbindliche Regel aufstellen, wie hoch ein Stif-
tungsvermögen sein muss – das Vermögen muss immer im Kontext des Stiftungs-
zwecks bewertet werden. D. h. je (monetär) anspruchsvoller der Stiftungszweck, 
desto größer muss das der Stiftung zur Verfügung gestellte Vermögen ausfallen. 
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Die Bewertung, ob das Vermögen ausreichend ist, den Zweck der Stiftung dauer-
haft zu erfüllen, trifft die zuständige Stiftungsbehörde.

Bei der Festlegung des Stiftungszwecks lässt das Gesetz einen großen Spiel-
raum: das Gesetz geht von der sog. „allgemeinwohlkonformen Allzweckstiftung“ 
aus und verbietet lediglich solche Zwecke, die als gemeinwohlgefährdend an-
zusehen sind. Insofern sind potentielle Stifter/innen bei der Formulierung des 
Stiftungszwecks grundsätzlich frei, was bedeutet, dass nicht nur gemeinnützige 
Zwecke zulässig sind, sondern auch privatnützige Zwecke (z. B. die finanzielle För-
derung von Familienangehörigen).

Sind diese Voraussetzungen erfüllt und das Stiftungsgeschäft (und die Sat-
zung der Stiftung) formuliert, kann bei der zuständigen Stiftungsbehörde die 
Anerkennung beantragt werden. Wird diese erteilt, entsteht die Stiftung als juri-
stische Person (§ 80 Abs. 1 BGB). Wird eine Stiftung von Todes wegen errichtet, so 
hat entweder das Nachlassgericht, der Testamentsvollstrecker oder die Erben die 
Anerkennung bei der Stiftungsbehörde zu beantragen. 

Organstruktur und Vertretung

Das Gesetz schreibt als einzig erforderliches Organ den Vorstand der Stiftung 
vor und nimmt hinsichtlich dessen Geschäftsführung Rückgriff auf die entspre-
chenden Bestimmungen aus dem Vereinsrecht (so bspw. auf den § 26 BGB). D. h. 
der Vorstand vertritt die Stiftung gerichtlich und außergerichtlich und hat die Stel-
lung eines gesetzlichen Vertreters. Aufgabe des Vorstands ist die Verwaltung des 
Stiftungsvermögens und die Verwendung von Erträgen aus dem Stiftungsvermö-
gen für die Erfüllung des Stiftungszwecks. Da das BGB weiterhin keine Vorschriften 
über die Anzahl möglicher Vorstände macht, würde es genügen, wenn für die Stif-
tung eine Person als Vorstand bestimmt werden würde. An dieser Stelle ist jedoch 
zu beachten, dass dies für die praktische Arbeit unter Umständen erhebliche Nach-
teile mit sich bringen würde: so wäre die Stiftung immer dann, wenn dieser Vor-
stand nicht verfügbar ist (also wenn er z. B. wegen Krankheit oder Urlaub ausfällt) 
nahezu handlungsunfähig. Vor diesem Hintergrund haben die meisten Stiftungen 
einen Vorstand, der aus mehreren Personen besteht. Ob diese dann jeweils ein-
zelvertretungsberechtigt oder nur gemeinsam vertretungsberechtigt sind, kann in 
der Stiftungssatzung bestimmt werden.
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Weitere Organe sind durch das Gesetz nicht vorgeschrieben, da unabhängig 
von ihrem Vorhandensein die Stiftungsaufsichtsbehörde die Rechtsaufsicht über 
die Stiftung ausübt. Dennoch haben die meisten Stiftungen ein weiteres Organ, 
welches die Funktion als Aufsichts- oder Entscheidungsorgan für Grundsatzfragen 
innehat. Diese Organe tragen dann Bezeichnungen wie bspw. Kuratorium, Verwal-
tungsrat oder Stiftungsrat. Die Einsetzung solcher Organe ist sowohl möglich als 
auch sinnvoll: möglich ist sie daher, da das Stiftungsrecht zwar nur ein Organ, den 
Vorstand, zwingend vorschreibt, aber dennoch im Rahmen der Vertragsfreiheit 
Spielraum für weitere Organe lässt. Und – in den meisten Fällen – sinnvoll ist ein 
solch weiteres Organ, um die Machtfülle des Vorstands einzugrenzen und eine 
organisationsinterne Kontrollinstanz einzurichten, welche das Handeln des Vor-
stands über den Rahmen der Stiftungsaufsicht hinaus begleitet bzw. überwacht. 
Dies ist insbesondere deshalb von Bedeutung, da die Stiftungsaufsicht „nur“ eine 
Rechtsaufsicht ausübt: d. h. sie kontrolliert, ob die Stiftungsorgane sich an Gesetze 
und die Bestimmungen der Satzung halten – es wird im Rahmen dessen aber nicht 
(!) kontrolliert, ob die ergriffenen Maßnahmen effektiv und effizient waren.

Auflösung einer Stiftung

Eine Auflösung (oder eine Aufhebung) einer Stiftung ist ein sehr seltener Vor-
gang – prinzipiell sind Stiftungen, wie oben beschrieben, darauf ausgelegt, einen 
Stiftungszweck auf Dauer zu erfüllen. 

Eine Grundlage für die Aufhebung der Stiftung beinhaltet der § 87 Abs. 1 BGB: 
Ist die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden oder gefährdet sie das 
Gemeinwohl, so kann die zuständige Behörde sie aufheben (oder, als Alternative, 
der Stiftung eine andere Zweckbestimmung geben). Ebenso möglich ist es, dass die 
Satzung bestimmte Gründe beschreibt, die, wenn sie eingetreten sind, eine Auflö-
sung der Stiftung nach sich ziehen sollen. Dies ist durch den Vorstand der Stiftung 
der Stiftungsbehörde anzuzeigen. Jedoch besteht die Stiftung, auch nach einem 
durch die Stiftungsbehörde genehmigten Auflösungsbeschluss, zum Zwecke der 
Liquidation fort; hier kann auf die Ausführungen zur Liquidation bei Vereinen (Ka-
pitel 3.2) verwiesen werden.

Eine weiterer Grund für eine Auflösung einer Stiftung – der ebenfalls in der 
Praxis kaum vorkommt – ist die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Ver-
mögen der Stiftung (§§ 86, 42 BGB).
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Das unter Umständen in beträchtlicher Höhe vorhandene Restvermögen fällt 
gem. § 88 S. 1 BGB an die in der Verfassung bestimmten Personen; dabei meint 
„Verfassung“ die Satzung der Stiftung und „Personen“ umfasst hier sowohl natür-
liche als auch juristische Personen. Daneben sind, hatte die Stiftung den steuerli-
chen Status der Gemeinnützigkeit, auch gemeinnützigkeitsrechtliche Bestimmun-
gen zu beachten; eine Ausschüttung an eine natürliche Person wäre unter diesen 
Umständen bspw. nicht zulässig. Auf jeden Fall sollte, auch wenn dies durch das 
Gesetz nicht zwingend vorgeschrieben ist (vgl. hierzu die Ausführungen zur Errich-
tung einer Stiftung), im Rahmen der Satzungsgestaltung die Anfallberechtigung 
geregelt werden – denn: fehlt es an einer Bestimmung der Anfallberechtigten, so 
fällt das Vermögen an den Fiskus des Landes, in dem die Stiftung ihren Sitz hatte, 
oder an einen anderen nach dem Recht dieses Landes bestimmten Anfallberech-
tigten (§ 88 S. 2 BGB). 

3.5	 DETERMINANTEN DER RECHTSFORMWAHL

Soll eine Organisation neu gegründet werden, stellt sich für die Personen, die 
mit diesem Vorhaben betraut sind, unweigerlich die Frage, in welche Rechtsform 
die neue Organisation „gekleidet“ werden soll. Unabhängig vom Ergebnis, welche 
Rechtsform am Ende als die Vorteilhafteste erachtet wird, sollte mit diesem Über-
legungs-, Informations- und Abwägungsprozess möglichst frühzeitig begonnen 
werden. Dies aus zwei Gründen: zum einen weil dieser Prozess sorgfältig durch-
geführt werden sollte – dies insbesondere vor dem Hintergrund, dass es nicht „die 
ideale Rechtsform“ gibt. Und zum anderen, weil dann, ist die Wahl auf eine Rechts-
form gefallen, die Gründungsaktivitäten nochmals einen unter Umständen nicht 
unerheblichen Zeitraum in Anspruch nehmen.

Die vorangegangenen Unterkapitel sollen einen ersten grundlegenden Über-
blick liefern, welche Besonderheiten und Merkmale die im Nonprofit-Sektor am 
meisten vorkommenden Rechtsformen aufweisen und wie diese „funktionieren“, 
d. h. wie sie errichtet werden und wie bzw. durch welche Organe sie am Geschäfts-
verkehr teilnehmen können. Daneben gibt es verschiedenste Kriterien, die einen 
bestimmten Blickwinkel auf die Rechtsformen werfen und damit ein Raster bilden, 
die Vor- und Nachteil der einzelnen Rechtsformen für die neu zu gründende Orga-
nisation herauszufinden. Diese Kriterien sind bspw. die Haftungsverhältnisse, der 
Kapitalaufwand, die steuerlichen Rahmenbedingungen, die Organisationsverfas-
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sung bzw. die Möglichkeiten der Kontrolle und Einflussnahme und schließlich die 
Art der Tätigkeit, die in der zu gründenden Organisation ausgeführt werden soll. 
In den nachfolgenden Abschnitten werden die Kriterien exemplarisch diskutiert 
und erläutert – jedoch immer vor dem Hintergrund der für den Nonprofit-Sektor 
relevanten Rechtsformen.

Das Kriterium der Haftungsverhältnisse ist eines der zentralen Kriterien bei 
der Wahl einer Rechtsform. Für die Akteure stellt sich in diesem Zusammenhang 
immer die Frage, wer für die Rechtsgeschäfte, die im Rahmen der Tätigkeit der 
Organisation eingegangen wurden, haftet. Anders ausgedrückt lautet die Frage: 
an wen können sich die Gläubiger einer Organisation zwecks Befriedigung ihrer 
Forderungen wenden (insbesondere wenn die Organisation selbst ihren Verpflich-
tungen nicht mehr oder zumindest nicht mehr ganz nachkommen kann) – an eine 
natürliche Person oder „nur“ an eine juristische Person. In der Regel dürfte aus Sicht 
einer natürlichen Person ein großes Interesse daran bestehen, die eigene Haftung 
zu minimieren bzw. auszuschließen und dem entsprechend das eigene Vermögen 
zu schützen. Vor diesem Hintergrund ist das weiter oben beschriebene Trennungs-
prinzip von entscheidender Bedeutung: ist eine Organisation als juristische Person 
tätig, können sich die Gläubiger grundsätzlich nur an die Organisation selbst wen-
den. Bei den Rechtsformen eingetragener Verein, GmbH und Stiftung ist dies der 
Fall und somit das Risiko für die Akteure ganz wesentlich begrenzt. Allerdings gibt 
es bei der Rechtsform GmbH ein mittelbares Risiko für die Gesellschafter: zur Er-
richtung der Gesellschaft ist die Aufbringung eines (Mindest-)Stammkapitals ob-
ligatorisch – und dieses könnte, wenn die Gesellschaft über sonst kein Vermögen 
mehr verfügt, für die Befriedigung von Forderungen von Gläubigern eingesetzt 
werden. D. h. im „Fall der Fälle“ würden die Gesellschafter zwar nicht persönlich 
haften, ihre Stammeinlage hingegen wäre „verloren“.

Der Kapitalaufwand, welcher erforderlich ist, um einer Organisation eine be-
stimmte Rechtsform geben zu können ist – unabhängig von Kosten im Zusammen-
hang mit der formalen Gründung der Organisation (also z. B. für einen Notar, für 
Eintragungen in das Vereins- oder Handelsregister etc.) – sehr unterschiedlich. Bei 
einem Verein ist es gesetzlich nicht vorgeschrieben, ein bestimmtes Mindestkapi-
tel durch die künftigen Mitglieder (zur Erinnerung: ein Verein hat nur Mitglieder 
und keine Gesellschafter) bei dessen Gründung bereitzustellen; stattdessen erfor-
dert das Gesetz „nur“ das Vorhandensein einer Mindestanzahl an Gründungsmit-
gliedern. D. h. ein Verein kann ohne nennenswerten Kapitalaufwand gegründet 
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werden. Anders – oder: umgekehrt – verhält es sich bei der GmbH: hier schreibt 
das Gesetz zwar keine Mindestzahl an Gesellschaftern vor (es genügt sogar, wenn 
die Gesellschaft nur einen Gesellschafter hat), dafür aber ein Mindeststammka-
pital in Höhe von 25.000 Euro welches zumindest zur Hälfte direkt bei Gründung 
der Gesellschaft dieser zur Verfügung gestellt werden muss. Einen noch größeren 
Kapitalaufwand erfordert die Errichtung einer Stiftung: das dieser zur Verfügung 
gestellte Kapital muss so hoch sein, dass damit der Stiftungszweck dauerhaft er-
füllbar scheint. Auch wenn das Gesetz keine nominale Untergrenzen benennt, wird 
von vielen Stiftungsbehörden eine Mindestsumme von 50.000 Euro gefordert – 
und Stiftungen, welche ein niedrigeres Grundstockvermögen bei Errichtung auf-
weisen (sollen), die Anerkennung verweigert. An dieser Stelle sei allerdings noch-
mals darauf hingewiesen, dass die Stiftung ihre Zwecke nur mit den Erträgen aus 
dem Grundstockvermögen erfüllen kann. Von daher erscheinen auch die genann-
ten 50.000 Euro als recht niedrig angesetzt; vielfach wird daher empfohlen, eine 
rechtsfähige Stiftung erst ab einem höheren sechsstelligen Grundstockvermögen 
zu errichten.

Die wohl wichtigste steuerliche Rahmenbedingung für Nonprofit-Organisa-
tionen ist die Option, den steuerlichen Status der Gemeinnützigkeit erhalten zu 
können – das natürlich nur, sofern die entsprechenden, in der Abgabenordnung 
(AO) formulierten Bedingungen erfüllt sind. Dies ist bei allen in den vorangegange-
nen Unterkapiteln genannten Rechtsformen der Fall. Neben diesen Rechtsformen 
können auch die eingetragene Genossenschaft sowie die Aktiengesellschaft bei 
Vorliegen der entsprechenden Voraussetzungen von dem zuständigen Finanzamt 
als gemeinnützig anerkannt werden.

Die Organisationsverfassung bzw. die Möglichkeiten der Kontrolle und Ein-
flussnahme sind in den vorgestellten Rechtsformen sehr unterschiedlich zu be-
werten. In Vereinen haben die Mitglieder in dem Organ Mitgliederversammlung 
die Möglichkeit, den Vorstand zu kontrollieren und Grundsatzentscheidungen zu 
treffen. Allerdings sei an dieser Stelle nochmal daran erinnert, dass das Vereins-
recht in weiten Teilen eine große Vertragsfreiheit vorsieht und dem entsprechend 
die Befugnisse und Kompetenzen der einzelnen Organe weitgehend frei geregelt 
werden können. Was dies bedeuten kann, wird deutlich, wenn man sich exempla-
risch zwei „Extremsituationen“ bewusst macht: so wäre es bspw. denkbar, dass die 
Satzung eines Vereins vorsieht, dass dem Organ Mitgliederversammlung bis auf 
die zwingend durch das Gesetz vorgeschrieben Grundsatzentscheidung über eine 
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Auflösung des Vereins keine weiteren Einfluss- und Kontrollrechte zugestanden 
werden. Ebenso denkbar ist der umgekehrte Fall, in dem die Satzung eines Vereins 
so gestaltet wird, dass der Vorstand als gesetzlicher Vertreter des Vereins keine 
relevanten Entscheidungen mehr treffen darf, ohne die Zustimmung der Mitglie-
derversammlung vorab einzuholen. Auch wenn diese beiden Extremsituationen in 
der Praxis wohl nicht vorkommen werden, zeigen sie auf, welch große Bandbreite 
hier gegeben ist, Einfluss- und Kontrollrechte festzulegen. Die meisten Vereinssat-
zungen sehen durchaus für die Mitgliederversammlung Kontrollrechte und die 
Zuständigkeit für „größere“ Entscheidungen vor. Damit ergibt sich, insbesondere 
für den Vorstand eines Vereins die Herausforderung (oder, negativ ausgedrückt: die 
Problematik) für ein unter Umständen großes Organ, welches nicht in die operative 
Vereinsführung involviert ist und vielleicht nur alle ein oder zwei Jahre zusammen-
kommt, Entscheidungsvorlagen zu erstellen und Bericht zu erstatten. Dies kann zur 
Folge haben, dass die Führung eines Vereins „gelähmt“ wird und wichtige Entschei-
dungsfindungsprozesse verzögert werden. Ohne diese Überlegungen an der Stelle 
weiter fortzuführen, bleibt dennoch festzuhalten, dass der Satzungsgestaltung 
und hier insbesondere der Zuschreibung von Kompetenzen für einzelne Organe 
eine zentrale Rolle zukommt. 

Eine zumindest ähnliche Situation ergibt sich bei der Gesellschaft mit be-
schränkter Haftung: auch hier sieht der Gesetzgeber für die Gestaltung des Ge-
sellschaftsvertrags eine weitgreifende Vertragsfreiheit vor. Allerdings ergibt sich 
aus der Tatsache, dass die Gesellschafter bei Gründung der GmbH eine nicht un-
beträchtliche Stammeinlage leisten müssen in den meisten Fällen die Erfordernis 
bzw. der Wunsch, die Führung der Geschäfte enger zu begleiten bzw. zu kontrollie-
ren, als dies bspw. bei Mitgliedern eines Vereins der Fall wäre. Hinzu kommt, dass 
die Anzahl der Gesellschafter einer GmbH in der Regel kleiner sein dürfte als die 
Zahl der Mitglieder eines Vereins, was alleine schon die Einberufung dieses Organs 
vereinfachten dürfte.

Anders verhält es sich bei der Stiftung. Der/die Stifter/in stellt eine mindestens 
höhere fünfstellige Summe für die Ausstattung der Stiftung zur Verfügung und 
legt im Stiftungsgeschäft die Satzung und in dieser den Zweck der Stiftung fest. 
Ab Anerkennung der Stiftung ist es dann nicht mehr (oder nur in ganz begrenzten 
und in der Praxis sehr selten vorkommenden) Ausnahmefällen möglich, den Stif-
tungszweck zu verändern. Und, anders als bei einer GmbH (bzw. Gesellschaftsan-
teilen an einer GmbH), kann die Stiftung nicht veräußert werden – sie „gehört sich 
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selbst“. Insofern kann der/der Stifter/in zwar selbst ein Vorstandsamt in der Stif-
tung bekleiden oder sich über ein (Aufsichts-)Organ zusätzliche Kontroll- und Ent-
scheidungsfunktionen einräumen lassen und damit Einfluss und Kontrolle auf die 
operative Geschäftsführung ausüben. Es ist ihm jedoch grundsätzlich nicht mehr 
möglich, Einfluss auf die Satzung der Stiftung auszuüben oder eine Stiftungsgrün-
dung gar rückgängig zu machen.

Letztendlich muss bei der Wahl der Rechtsform mit bedacht werden, dass 
diese zur Tätigkeit der zu gründenden Organisation „passt“. Soll bspw. ein Orga-
nisationszweck verfolgt werden, der stark auf die Partizipation von Personen aus-
gerichtet ist (also bspw. Initiativen, Interessenvertretungen oder ähnliches), bietet 
die Rechtsform eingetragener Verein einen Rahmen, viele Personen als Mitglieder 
an den Verein zu binden. Ist dagegen die Tätigkeit eher auf die Erstellung von Pro-
dukten und/oder der Erbringung von Dienstleistungen ausgerichtet, scheint eher 
eine GmbH die passende Rechtsform zu sein: in dieser Rechtsform können sich 
die Akteure (unabhängig von einer Mindestanzahl) als Gesellschafter zusammen-
schließen und über die Gesellschafterversammlung Einfluss auf die Geschäftsfüh-
rung ausüben. Geht es darum, einen bestimmten Zweck dauerhaft – d, h. über die 
Lebzeiten bestimmter Personen hinaus – zu verfolgen und stehen hierfür entspre-
chende Vermögen zur Verfügung, erscheint die rechtsfähige Stiftung als geeignete 
Rechtsform. Hier kann der/die Stifter/in sicher sein, dass der von ihm/ihr bestimm-
te Zweck auch nach seinem/ihrem Ableben weiter verfolgt wird.
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4 Steuerrechtliche Rahmenbedingungen

4.1 GRUNDLAGEN

Einrichtungen, die zum Wohle der Allgemeinheit handeln, werden unter 
bestimmten Voraussetzungen von ihren Steuerzahlungen ganz oder teilweise 
befreit. Grund hierfür ist die Entlastung des Staates bzw. der öffentlichen Hand, 
die gemeinnützige Einrichtungen durch einige ihrer Tätigkeiten übernehmen, da 
diese (insoweit der Staat die Fürsorgepflicht für seine Bürger/innen trägt) anson-
sten in den Zuständigkeitsbereich öffentlicher Institutionen fallen. Würden solche 
Körperschaften keine steuerlichen Vergünstigungen erhalten, so hätten sie nur in 
geringerem Umfang Mittel zur Verfügung, um ihren Satzungszweck zu erfüllen 
und somit dem Wohle der Allgemeinheit zu dienen. Die Folge wäre eine geringere 
Bereitschaft zum selbstlosen Handeln und dazu, gemeinnützige Einrichtungen zu 
errichten. (Buchna/Seeger/Brox 2010) Vor diesem Hintergrund ist es auch für den 
Staat vorteilhaft, Steuervergünstigungen für gemeinnützige Organisationen ein-
zuräumen.

Es ist jedoch durchaus möglich, dass Einrichtungen sowohl gemeinnützige 
als auch nicht gemeinnützige Tätigkeiten, im Rahmen derer sie mit anderen Un-
ternehmen konkurrieren, ausführen. Würden sich in diesem Fall die steuerlichen 
Vergünstigungen auf alle Tätigkeitsbereiche erstrecken, so hätte eine solche Ein-
richtung deutliche Wettbewerbsvorteile gegenüber ihren regulär besteuerten 
Konkurrenten. Daher gibt es eine (partielle) Steuerpflicht für alle wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebe, d. h. für jene Tätigkeitsbereiche, mit denen sich Unternehmen 
am allgemeinen Wirtschaftsleben beteiligen und mit anderen Unternehmen in 
Konkurrenz stehen. (Buchna/Seeger/Brox 2010)
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4.2 STEUERBEGÜNSTIGTE ZWECKE

Die Vorschriften für gesetzliche Steuervergünstigungen gemeinnützig  
tätiger Körperschaften sind in der Abgabenordnung (AO) geregelt. Unter Körper-
schaften sind insbesondere Kapitalgesellschaften (z. B. Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung oder Aktiengesellschaften), Erwerbs und Wirtschaftsgenos-
senschaften, Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, sonstige juristische Per-
sonen des privaten Rechts, nichtrechtsfähige Vereine, Anstalten, Stiftungen und 
andere Zweckvermögen des privaten Rechts sowie Betriebe gewerblicher Art von 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts zu verstehen. 

Steuervergünstigungen werden gewährt, wenn eine Körperschaft ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgt (§ 
51 Abs. 1 AO). 

Im § 52 Abs. 1 AO werden gemeinnützige Zwecke präzisiert. Demnach setzt die 
Verfolgung gemeinnütziger Zwecke voraus, dass die Allgemeinheit auf materiel-
lem, geistigem oder sittlichem Gebiet selbstlos gefördert wird. Der Begriff „Allge-
meinheit“ beinhaltet hierbei einen Kreis von Personen, der weder fest abgeschlos-
sen ist – wie es beispielsweise bei einer Familie oder einem Unternehmen der Fall 
wäre – noch einen infolge seiner Abgrenzungsmerkmale unweigerlich kleinen Per-
sonenkreis. 

Gemeinnützige Zwecke gem. § 52 Abs. 2 AO sind, unter den Voraussetzungen 
des § 52 Abs. 1 AO, beispielsweise:

•	 die Förderung von Wissenschaft und Forschung,
•	 die Förderung der Religion,
•	 die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen Ge-

sundheitspflege, insbesondere die Verhütung und Bekämpfung von übertrag-
baren Krankheiten, 

•	 die Förderung der Jugend- und Altenhilfe,
•	 die Förderung von Kunst und Kultur, 
•	� die Förderung des Wohlfahrtswesens, insbesondere der Zwecke der amtlich 

anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege (§ 23 der Umsatzsteuer-
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Durchführungsverordnung), ihrer Unterverbände und ihrer angeschlossenen 
Einrichtungen und Anstalten,

•	 die Förderung des Tierschutzes,
•	 die Förderung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern,
•	 die Förderung des Schutzes von Ehe und Familie,
•	 die Förderung des Sports (Schach gilt als Sport) sowie
•	 die Förderung der Heimatpflege und Heimatkunde.

Mildtätige Zwecke gem. § 53 AO sind dann gegeben, wenn die Tätigkeit der 
Körperschaft darauf gerichtet ist, Personen selbstlos zu unterstützen. Es geht hier-
bei insbesondere um Personen, die sich in einer körperlichen, geistigen, seelischen 
oder aber auch in einer wirtschaftlichen Notlage befinden (§ 53 AO Nr. 1,2). Die För-
derung der Allgemeinheit, wie sie für die Erfüllung gemeinnütziger Zwecke vor-
ausgesetzt wird, spielt im Rahmen der Erfüllung mildtätiger Zwecke keine Rolle. 
Es ist also durchaus möglich, einen abgegrenzten Personenkreis, wie zum Beispiel 
Angehörige eines Betriebs oder eines bestimmten Verbandes, zu unterstützen. Die 
Hilfsbedürftigkeit ist jedoch ausschließlich nach § 53 Nr. 1 und 2 AO zu bestimmen. 
(Buchna/Seeger/Brox 2010) D. h. die gemeinnützige Organisation muss den Nach-
weis erbringen können, dass die Personen, welche von ihr in mildtätiger Weise un-
terstützt werden, bedürftig im Sinne des § 53 AO sind.

Eine Körperschaft verfolgt gem. § 54 Abs. 1 AO kirchliche Zwecke, wenn ihre 
Tätigkeit darauf gerichtet ist, eine Religionsgesellschaft, die Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts ist, selbstlos zu fördern. Religionsgemeinschaften des öffent-
lichen Rechts sind beispielsweise die evangelische und die katholische Kirche in 
ihrer Erscheinung als Landeskirche, Bistum oder Pfarrgemeinde. Ebenso können 
Religionsgemeinschaften, Sekten und Weltanschauungsgemeinschaften, die keine 
Körperschaften des öffentlichen Rechts darstellen, wegen Förderung der Religion 
als gemeinnützige Körperschaften anerkannt werden (§ 52 Abs. 2 Nr. 1 AO). 

Im § 54 Abs. 2 AO werden die wichtigsten kirchlichen Zwecke genannt. Zu ih-
nen gehören demnach die Errichtung, Ausschmückung und Unterhaltung von Got-
teshäusern und kirchlichen Gemeindehäusern, die Abhaltung von Gottesdiensten, 
die Ausbildung von Geistlichen, die Erteilung von Religionsunterricht, die Beerdi-
gung und die Pflege des Andenkens der Toten, ferner die Verwaltung des Kirchen-
vermögens, die Besoldung der Geistlichen, Kirchenbeamten und Kirchendiener, die 
Alters- und Behindertenversorgung für diese Personen und die Versorgung ihrer 
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Witwen und Waisen. Kirchliche Zwecke sind gleichzeitig auch religiöse Zwecke und 
somit unter den gemeinnützigen Zwecken des § 52 Abs. 2 Nr. 2 AO (Förderung der 
Religion) erfasst. (Buchna/Seeger/Brox 2010)

Der § 55 AO definiert die für die Verwirklichung gemeinnütziger, mildtätiger 
und kirchlicher Zwecke vorausgesetzte Selbstlosigkeit. Demnach ist eine Förde-
rung bzw. Unterstützung dann als selbstlos zu erachten, wenn dadurch nicht in 
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke – zum Beispiel gewerbliche Zwecke oder 
sonstige Erwerbszwecke – verfolgt werden und wenn die im Abs. 1 genannten Vor-
aussetzungen gegeben sind. Hierzu zählt insbesondere, dass die Mittel der Kör-
perschaft nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden dürfen. Das 
schließt also aus, dass Mittel in Form von Gewinnanteilen oder sonstigen Zuwen-
dungen sowie auf Basis unverhältnismäßig hoher Vergütungen an die Mitglieder 
bzw. Gesellschafter der Körperschaft ausgezahlt werden. Eine weitere wesentliche 
Voraussetzung an die Selbstlosigkeit ist die zeitnahe Verwendung der Mittel für 
den steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zweck. Der Begriff „zeitnah“ wird defi-
niert als „spätestens in dem auf den Zufluss folgenden Kalender- oder Wirtschafts-
jahr“ (§ 55 Abs. 1 Nr. 5 AO).

Die Steuerbegünstigung setzt außerdem die ausschließliche und unmittel-
bare Zweckverfolgung gemeinnütziger, mildtätiger oder kirchlicher Zwecke vor-
aus. Ausschließlichkeit liegt gem. § 56 AO dann vor, wenn eine Körperschaft nur 
(!) ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke verfolgt. Alle in der steuer-
lich begünstigten Körperschaft ausgeführten Tätigkeiten müssen also auf die Ver-
wirklichung des Satzungszweckes ausgerichtet sein. Mit dem Ausschließlichkeits-
grundsatz vereinbar ist jedoch ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb, der in seiner 
Gesamtrichtung dazu dient, die steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke der 
Körperschaft zu verwirklichen. Einen solchen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
nennt man gemäß § 65 AO Zweckbetrieb. Ebenso unschädlich für die Ausschließ-
lichkeit ist die Verwaltung des eigenen Vermögens als Nebentätigkeit (Neben-
zweck). Vermögensverwaltende Tätigkeiten sind zum Beispiel die Vermietung von 
Gebäuden oder die verzinsliche Anlage von Kapitalvermögen. Sobald jedoch die 
Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke durch solche Nebentätigkeiten behin-
dert bzw. eingeschränkt wird, ist die Ausschließlichkeit und somit die Grundlage 
der Steuerbegünstigung der Körperschaft nicht mehr gegeben. (Buchna/Seeger/
Brox 2010)
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Die Unmittelbarkeit ist gem. § 57 AO dann gegeben, wenn eine Körperschaft 
ihre steuerbegünstigten satzungsmäßigen Zwecke selbst verwirklicht. Dies kann 
auch durch Hilfspersonen geschehen, wenn das Wirken der Hilfsperson wie das 
eigene Wirken der Körperschaft anzusehen ist. Die Zwecke müssen also durch ei-
genes Tätigwerden der Körperschaft verfolgt werden. (Buchna/Seeger/Brox 2010)

Im § 58 AO sind Vorgänge aufgeführt, die mit den Grundsätzen der Selbstlo-
sigkeit, der Ausschließlichkeit und der Unmittelbarkeit zwar nicht vereinbar sind, 
jedoch ausnahmsweise der begünstigten Besteuerung unterliegen. Hierzu zählen 
beispielsweise die Zuwendung von Mitteln an eine andere, ebenfalls steuerbegün-
stigte Körperschaft für steuerbegünstigte Zwecke, die Zurverfügungstellung von 
Arbeitskräften einer Körperschaft an andere Personen oder Unternehmen für steu-
erbegünstigte Zwecke oder die zuvor genannte Vermögensverwaltung.

Auch die Satzung einer gemeinnützigen Körperschaft muss bestimmten An-
forderungen genügen, da auf ihrer Basis überprüft wird, ob die Voraussetzungen 
einer Steuerbegünstigung tatsächlich erfüllt sind. Es genügt daher nicht, nur die 
Art des verfolgten Zweckes bzw. der verfolgten Zwecke anzugeben. Vielmehr muss 
der Zweck genau definiert werden (z. B. die Förderung von Wissenschaft und For-
schung) und es muss aus der Satzung konkret hervorgehen, auf welche Art und 
Weise die Zweckverwirklichung durch die Körperschaft umgesetzt wird. Ebenso 
muss der Leser der Satzung auf den Kreis der zu fördernden Personen schließen 
können. Je nach Rechtsform gibt es Mustersatzungen, die die Pflichtangaben ent-
halten und an die Gegebenheiten der jeweiligen Körperschaft angepasst werden 
können. (Buchna/Seeger/Brox 2010) Insofern sind neben den gesellschaftsrechtli-
chen Aspekten auch gemeinnützigkeitsrechtliche Bestimmungen bereits bei der 
Errichtung einer gemeinnützigen Körperschaft (siehe hierzu die Ausführungen in 
Kapitel 3) zu berücksichtigen.



4 // Steuerrechtliche Rahmenbedingungen

1

2

3

4

5

6

7

Betriebswirtschaftliche Steuerung von Nonprofit-Organisationen 79

4.3	 DIE WICHTIGSTEN STEUERBEGÜNSTIGUNGEN

Die Befreiung gemeinnütziger Körperschaften von der Körperschaftsteuer ist 
im § 5 Abs. 1 Nr. 9 KStG geregelt. Dieser nennt Körperschaften, Personenvereinigun-
gen und Vermögensmassen, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der 
sonstigen Verfassung und nach der tatsächlichen Geschäftsführung ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken die-
nen und gibt somit die Formulierung der Abgabenordnung für steuerlich begün-
stige Körperschaften wieder.

Unterhält die gemeinnützige Körperschaft jedoch einen wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieb (der keinen Zweckbetrieb darstellt), so ist sie partiell körperschaft-
steuerpflichtig, d. h. (nur) der sich hieraus ergebende Gewinn (bzw. bei mehreren 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben der Saldo der Ergebnisse) unterliegt vollstän-
dig der Körperschaftsteuer.

Ob die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung vorliegen, überprüft das zu-
ständige Finanzamt in der Regel im Abstand von drei Jahren mittels eines Steuer-
erklärungsvordrucks (Fragebogen). Fällt die Prüfung positiv aus, so wird ein Freistel-
lungsbescheid erteilt, mit welchem die Steuerbefreiung des jeweils überprüften 
Veranlagungszeitraumes bestätigt wird. Und auch neu gegründete Körperschaften 
können ab dem Zeitpunkt des Beginns ihrer Rechtsfähigkeit die Steuerbefreiung 
erhalten – Prüfungsgrundlage ist in diesem Fall die dem Finanzamt vorzulegende 
Satzung (bzw. bei einer GmbH der Gesellschaftsvertrag). Sollte sich allerdings bei 
einer späteren Überprüfung herausstellen, dass die tatsächliche Geschäftsführung 
der Körperschaft gegen gemeinnützigkeitsrechtliche Bestimmungen verstoßen 
hat, kann der Status der Gemeinnützigkeit rückwirkend (!) aberkannt werden.

Die Befreiung gemeinnütziger Körperschaften von der Gewerbesteuer ist im 
§ 3 Nr. 6 GewStG geregelt. Auch hier wird im Rahmen der Definition steuerbefrei-
ter Körperschaften auf die Formulierung in der Abgabenordnung zurückgegriffen. 
Steuerbefreit sind Körperschaften, Personenvereinigungen und Vermögensmas-
sen, die nach der Satzung, dem Stiftungsgeschäft oder der sonstigen Verfassung 
und nach der tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen. Wenn die Vor-
aussetzungen für die Inanspruchnahme steuerlicher Vergünstigungen nach der 
Abgabenordnung während des gesamten Bemessungszeitraumes erfüllt sind, ist 
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die Körperschaft von der Gewerbesteuer befreit. Dabei ist es unerheblich, welche 
Rechtsform die Körperschaft aufweist (z. B. GmbH, Verein). Die Gewerbesteuer 
kann, ebenso wie die Körperschaftsteuer, partiell für wirtschaftliche Geschäftsbe-
triebe (nicht Zweckbetriebe) erhoben werden. Liegen die Brutto-Einnahmen (inklu-
sive Umsatzsteuer) aus einem wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb jedoch unterhalb 
der Grenze von 35.000 Euro, fällt auch hier keine Gewerbesteuer an. Die regelmäßi-
ge Überprüfung der Voraussetzungen für die Steuerbefreiung erfolgt im Rahmen 
der entsprechenden Überprüfung der Körperschaftsteuerbefreiung mittels eines 
Steuererklärungsvordrucks (Fragebogen). Der – bei Vorliegen der Voraussetzungen 
– daraufhin erstellte Freistellungsbescheid beinhaltet ebenso die Gewerbesteuer. 
(Buchna/Seeger/Brox 2010)

Anders als bei der Körperschaftsteuer und der Gewerbesteuer wird bei der 
Umsatzsteuer nicht das Steuersubjekt, d. h. die Körperschaft an sich, sondern der 
Umsatz der Körperschaft besteuert. Eine Aufzählung über die steuerbefreiten Um-
sätze findet sich in § 4 UStG. Hier wird beispielsweise unter Nr. 18 genannt: „die 
Leistungen der amtlich anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege und der 
der freien Wohlfahrtspflege dienenden Körperschaften, Personenvereinigungen 
und Vermögensmassen, die einem Wohlfahrtsverband als Mitglied angeschlossen 
sind, wenn 

a)	� diese Unternehmer ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen, 
mildtätigen oder kirchlichen Zwecken dienen,

b)	� die Leistungen unmittelbar dem nach der Satzung, Stiftung oder sonsti-
gen Verfassung begünstigten Personenkreis zugute kommen und

c)	� die Entgelte für die in Betracht kommenden Leistungen hinter den durch-
schnittlich für gleichartige Leistungen von Erwerbsunternehmen ver-
langten Entgelten zurückbleiben.“

Die amtlich anerkannten Verbände der freien Wohlfahrtspflege, wie z. B. der 
Paritätische Wohlfahrtsverband, sind im § 23 UStDV aufgeführt. Eine Körperschaft, 
die also jene Umsatzsteuerbefreiung in Anspruch nehmen will, muss als Verband 
der freien Wohlfahrtpflege anerkannt sein oder einem solchen Verband als Mit-
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glied angehören. Von der Steuer befreit sind jedoch nur die Umsätze der freien 
Wohlfahrtspflege. Erwirtschaftet eine Wohlfahrtseinrichtung andere Umsätze, die 
nicht in den Bereich der Wohlfahrtspflege fallen, unterliegen diese der regulären 
Besteuerung. 

Für Umsätze sonstiger gemeinnütziger Körperschaften ermäßigt sich die Um-
satzsteuer – sofern nicht ohnehin eine Befreiungsvorschrift nach § 4 UStG greift 
– von regulär 19% auf 7%. Diese Ermäßigung gilt jedoch nicht für die Umsätze im 
Rahmen eines wirtschaftlichen Geschäftsbetriebes (z. B. Einnahmen aus Veran-
staltungen). Lediglich die Umsätze aus vermögensverwaltenden Tätigkeiten und 
Zweckbetrieben unterliegen ebenfalls dem ermäßigten Steuersatz von 7%. 
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5	 Betriebliches Rechnungswesen

5.1	 ÜBERBLICK

Unter dem betrieblichen Rechnungswesen werden sämtliche Verfahren ver-
standen, welche der wert- und mengenmäßigen Erfassung sowie der Kontrolle 
aller Geld- und Leistungsströme einer Unternehmung dienen (Wöhe 2008). Dabei 
wird zwischen externem und internem Rechnungswesen unterschieden, welche 
sich in mehrere Teilbereiche untergliedern lassen. Dies soll anhand folgender Ab-
bildung verdeutlicht werden.

Abb. 7: Das Rechnungswesen und seine Teilbereiche (in Anlehnung an Wöhe 2008)

Wie in Abbildung 7 zu erkennen, werden dem internen Rechnungswesen die 
Teilgebiete Finanzrechnung, Kosten- und Leistungsrechnung sowie Investitions-
rechnung und dem externen Rechnungswesen die Teilgebiete Finanzbuchführung 
(und Bilanzierung) zugerechnet. 

Das interne Rechnungswesen richtet sich an die Geschäftsführung (und gg-
fls. weitere interne Adressaten) und liefert dieser Informationen, die zur Steuerung 
des Unternehmens und zur Kontrolle betriebsinterner Abläufe notwendig sind 
(Coenenberg/Fischer/Günther 2009). Ihm wird eine Planungs-, Kontroll- und Doku-
mentationsfunktion zugesprochen.

Internes Rechnungswesen

Rechnungswesen

Externes Rechnungswesen

FinanzbuchführungFinanzierungsrecht

Kosten- und Leistungsrechnung

Investitionsrechnungen
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Im Gegensatz dazu richtet sich das externe Rechnungswesen an außenste-
hende Adressaten wie beispielsweise Gläubiger, Banken, (potentielle) Investoren 
oder Anteilseigner. Hier stehen vor allem die Kontroll-, Dokumentations- und Re-
chenschafts- bzw. Informationsfunktion im Vordergrund.

Zu beachten ist, dass das interne Rechnungswesen grundsätzlich nicht gesetz-
lich geregelt ist. Der Gesetzgeber schreibt beispielsweise keinem Unternehmen 
vor, wie es seine Kalkulation zu führen hat. Jedoch gibt es eine Ausnahme bei Ein-
richtungen wie Krankenhäusern und Pflegeinrichtungen. Das externe Rechnungs-
wesen hingegen ist in den meisten Fällen gesetzlich geregelt, so für Unternehmen, 
die die Kaufmannseigenschaft gemäß §§ 1 ff. HGB erfüllen (siehe dazu die Ausfüh-
rungen im folgenden Kapitel). 

 

5.2	 BUCHFÜHRUNG UND BILANZIERUNG

Buchführung (Unternehmen mit Kaufmannseigenschaft)

Bevor im Folgenden auf die Finanzbuchführung eingegangen wird, ist es 
wichtig, zunächst die grundlegenden Begriffe zu erläutern. Im Vordergrund ste-
hen dabei die Begriffspaare Einzahlung/Auszahlung, Einnahme/Ausgabe, Ertrag/
Aufwand sowie Leistung/Kosten. 

Eine Einzahlung stellt definitionsgemäß jede Erhöhung der liquiden Mittel 
bzw. des Zahlungsmittelbestands dar. Verkauft also bspw. eine WfbM ein von ihr 
erstelltes Produkt und der/die Käufer/in zahlt den Betrag gleich in bar, so erhöht 
sich um genau diesen Betrag der Zahlungsmittelbestand (das Gleiche gilt na-
türlich auch für Gutschriften auf dem Konto der WfbM). Analog dazu führt eine 
Auszahlung zu einer Verringerung des Zahlungsmittelbestands. Einnahmen und 
Ausgaben hingegen führen zu einer Erhöhung bzw. Minderung des (Netto-) Geld-
vermögens. Um das Beispiel von eben fortzuführen: verkauft die WfbM ein Produkt 
auf Rechnung, so ist dies eine Einnahme – und geht dann der vom Käufer geschul-
dete Betrag auf dem Konto der WfbM ein, so handelt es sich dann auch noch um 
eine Einzahlung. Als Aufwand bzw. Ertrag wird der gesamte Werteverzehr bzw. 
-zuwachs einer Periode bezeichnet. Kosten und Leistungen stellen per Definition 
eine/n bewerteten leistungsbezogenen Güterverbrauch bzw. -entstehung dar. Wie 
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der folgenden Abbildung zu entnehmen ist, lassen sich diese vier Begriffspaare vier 
Rechnungsebenen (in der Abbildung unter Bestandsgrößen aufgeführt) sowie den 
vier Teilgebieten des Rechnungswesens zuordnen.

Abb. 8: Zuordnung der Begriffe zu den Teilgebieten des Rechnungswesens

Vor allem den Begriffen Aufwand und Kosten wird eine besondere Bedeutung 
beigemessen. In einer vereinfachten Betrachtung entsprechen sich Aufwand und 
Kosten mit dem Unterschied, dass Kosten auf Ebene der Kostenrechnung und Auf-
wendungen auf Ebene der Buchführung anzusiedeln sind. Jedoch gibt es auch Fäl-
le, in denen Aufwendungen existieren, denen keine Kosten gegenüberstehen und 
umgekehrt. Darauf näher einzugehen, würde jedoch den Rahmen dieses Buches 
sprengen.

Die Finanzbuchführung stellt nicht nur ein Teilgebiet, sondern gleichzeitig 
auch die Grundlage des betrieblichen Rechnungswesens dar (Bierle 2002a), was 
durch Abbildung 9 verdeutlicht werden soll.

Von wirtschaftlicher Bedeutung sind dabei „alle Vorgänge, die zur Änderung 
der Höhe und/oder der Zusammensetzung des Vermögens und des Kapitals eines 
Betriebes führen“ (Wöhe 2008). Die beiden Hauptaufgaben bestehen zum einen 
in der Dokumentationsfunktion, in dem die betrieblichen Geschäftsvorfälle eines 
Geschäfts- bzw. Wirtschaftsjahres (Rechnungsperiode) zahlenmäßig und chrono-
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logisch erfasst werden und zum andern in der Informations- bzw. Rechenschafts-
funktion, indem durch die Erstellung des Jahresabschlusses die Vermögenslage 
des Unternehmens dargestellt wird (Bierle 2002a).

Abb. 9: Teilbereiche der Finanzbuchhaltung (in Anlehnung an Bierle 2002b)

Die grundlegenden Bestimmungen über das Führen von Büchern sind haupt-
sächlich im dritten Buch des Handelsgesetzbuches (HGB) geregelt. Aber auch im 
Aktiengesetz (AG), GmbH-Gesetz (GmbHG) und Genossenschaftsgesetz (GenG) 
lassen sich Regelungen, die die Buchführung betreffen, finden. Ferner sind auch 
steuerliche Bestimmungen zu beachten, welche in der Abgabenordnung (AO), 
dem Einkommensteuergesetz (EStG), dem Körperschaftsteuergesetz (KStG) und 
im Umsatzsteuergesetz (UStG) vorzufinden sind. Die im HGB enthaltenen Rege-
lungen werden durch die sog. „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“ (GoB) 
ergänzt. Dabei handelt es sich um zum Teil kodifizierte (d. h. im Handelsrecht ver-
ankerte) und nicht kodifizierte Grundsätze, welche die Funktion haben, die gesetz-
lichen Regelungen zu erweitern und zu spezifizieren (Wöhe 2008). 

Diese Grundsätze werden in formelle sowie materielle GoB untergliedert. 
Durch Erstere sollen die Klarheit und Übersichtlichkeit der Buchführung sicherge-
stellt werden. Letztere dienen dem Zweck der Vollständigkeit und Richtigkeit der 
Bücher (Schultz 2008).
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Die Buchführungspflicht für Kaufleute im Sinne der §§ 1. ff. Handelsgesetzbuch 
(HGB) ergibt sich aus § 238 HGB. Demnach hat jeder Kaufmann Bücher über die 
Geschäftsvorfälle des Unternehmens zu führen. Sie sollen einem „sachverständi-
gen Dritten innerhalb einer angemessenen Zeit“ (z. B. einem Steuerberater oder 
Wirtschaftsprüfer) einen Einblick über die Geschäftsvorfälle und die Vermögens-
lage seines Geschäftsbetriebs gewähren. Laut § 140 AO muss jeder, der nach han-
delsrechtlichen Gesichtspunkten zum Führen von Büchern verpflichtet ist, auch 
für steuerliche Zwecke Bücher führen (allgemeine bzw. derivative Buchführungs-
pflicht). Ferner besteht für gewerbliche Unternehmer sowie Land- und Forstwirte 
unter Umständen eine erweiterte (steuerliche) Buchführungspflicht (auch Erstel-
lung eines Abschlusses) für steuerliche Zwecke, auch wenn diese Buchführungs-
pflicht nicht bereits aus § 140 AO hervorgeht. Dies ist beispielsweise der Fall, wenn 
innerhalb eines Kalenderjahres Umsätze von mehr als 500.000 € erwirtschaftet 
werden. Ebenso bei einem Gewinn aus Gewerbebetrieb (Forstbetrieb) von mehr 
als 50.000 € innerhalb eines Wirtschaftsjahres (in der Regel ist entspricht das Wirt-
schaftsjahr dem Kalenderjahr). 

Gemäß § 240 HGB und § 140 AO besteht für jeden Kaufmann die Pflicht, sämt-
liche Vermögensgegenstände (VG), Forderungen und Verbindlichkeiten zu Beginn 
seines Handelsgewerbes und zum Ende eines jeden Geschäftsjahres zu erfassen 
– was durch eine Inventur bzw. Bestandsaufnahme erfolgt. Je nachdem auf welche 
Weise die Bestandsaufnahme erfolgt, wird entweder von einer sog. körperlichen 
Inventur oder von einer Buch- bzw. Beleginventur gesprochen (Bierle 2002a).

Die körperliche Inventur befasst sich mit der mengenmäßigen Erfassung von 
materiellen, d. h. „greifbaren“, Vermögensgegenständen wie Betriebsfahrzeugen, 
Büroeinrichtungen, Gebäuden oder Maschinen eines Unternehmens, wobei die 
Bestandsaufnahme durch Zählen, Messen oder Wiegen erfolgt. Die Erfassung im-
materieller, d. h. nicht greifbarer, Vermögengegenstände wie Patente, Rechte, Kon-
zessionen etc. sowie Forderungen und Verbindlichkeiten ist Gegenstand der Buch- 
bzw. Beleginventur. Hierbei erfolgt die Bestandsaufnahme nicht über Zählen, son-
dern anhand von Belegen und Aufzeichnungen (daher der Name Beleginventur). 
Das Verzeichnis, welches die körperliche und nichtkörperliche Bestandsaufnahme 
abbildet, wird als Inventar oder Bestandsverzeichnis bezeichnet. Das Inventar um-
fasst somit neben den mengenmäßigen Beständen (ermittelt über die körperliche 
Inventur) auch die Forderungen und Verbindlichkeiten des Unternehmens (ermit-
telt über die nichtkörperliche Inventur).
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Buchführung (Organisationen ohne Kaufmannseigenschaft)

Wie bereits erwähnt, sind für das externe Rechnungswesen bzw. die Finanz-
buchführung mehrere Gesetzestexte maßgebend. Welche Regeln bei Nonprofit-
Organisationen bzw. Unternehmen ohne Kaufmannseigenschaft zur Anwendung 
kommen, hängt einerseits von ihrer Rechtsform und andererseits von der Branche 
ab, in der sie tätig sind. 

Trifft man eine Unterscheidung nach der Rechtsform von Nonprofit Unter-
nehmen/Organisationen, so sind vor allem der Verein und die Stiftung zu nennen. 
Erfolgt die Unterscheidung nach der Branchenzugehörigkeit, so sind in erster Linie 
Krankenhäuser und Pflegeeinrichtungen zu nennen. 

Sofern ein Verein keinen kaufmännisch eingerichteten Betrieb darstellt, gel-
ten die zivilrechtlichen Bestimmungen des BGB. Vorgaben über das externe Rech-
nungswesen sind darin jedoch nur ansatzweise vorhanden. So ist der Vereinsvor-
stand zwar gemäß § 27 Abs. 3 i.V.m. § 666 BGB seinen Mitgliedern gegenüber zur 
Rechenschaft über die Geschäftsführung verpflichtet, was laut § 259 Abs. 1 BGB 
bereits durch eine gelistete Aufstellung der Einnahmen und Ausgaben erfüllt 
wird. Wie die Einnahmen-Ausgaben-Rechnung im Konkreten durchzuführen ist, 
wird vom Gesetzgeber jedoch nicht vorgeschrieben. Nach herrschender Meinung 
genügt die einfache Buchführung. Dabei werden für gängige Geschäftsvorgänge 
Konten errichtet, wobei innerhalb dieser Konten die Einnahmen und Ausgaben in 
chronologischer Reihenfolge erfasst werden. Angaben über das Betriebsvermögen 
oder bestehende Verbindlichkeiten werden jedoch nicht erfasst, da dazu eine Er-
stellung eines jährlichen Bestandsverzeichnisses notwendig ist und dies vom Ge-
setzgeber nicht gefordert wird. Problematisch ist dabei, dass somit kein adäquater 
Schutz der Mitglieder-, Spender- und Kreditgeberinteressen gegeben ist. 

Das Stiftungsrecht kennt als einzigen Adressaten nur die staatlichen Auf-
sichtsbehörden. Alleine ihnen gegenüber besteht eine gesetzliche Rechenschafts-
pflicht. Die Vorschriften zum Führen von Büchern sind zum einen im BGB enthalten 
und zum anderen in den jeweiligen Landesstiftungsgesetzen. In den Ländern, in 
deren Landesstiftungsgesetzen keine Angaben zum externen Rechnungswesen 
enthalten sind, gelten die Vorschriften des BGB. 
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Allerdings sind die Vorgaben für das externe Rechnungswesen der Stiftungen 
im BGB nur ansatzweise vorhanden. Gemäß § 86 i.V.m. §§ 27 Abs. 2, 666, 259, 260 
BGB wird lediglich eine geordnete Auflistung der Einnahmen und Ausgaben so-
wie in gewissen Zeitintervallen die Erstellung eines Bestandsverzeichnisses (ohne 
wertmäßige Angaben) gefordert.

Krankenhäuser müssen sich bei der Gestaltung ihres externen Rechnungs-
wesens an der Krankenhaus-Buchführungsverordnung (KHBV) orientieren, egal 
ob sie die Kaufmannseigenschaften erfüllen oder nicht und unabhängig von ihrer 
Rechtsform.

Einrichtungen der Pflege i.S.d. § 71 SGB XI sind dazu verpflichtet, ihre Finanz-
buchhaltung nach den Vorschriften der Pflege-Buchführungsverordnung (PBV) zu 
gestalten, wobei die Regelungen bezüglich Buchführung und Jahresabschluss im 
Wesentlichen mit denen der KHBV übereinstimmen.

Bilanz und GuV

Wie bereits darauf hingewiesen, sind gemäß § 238 HGB Personen und Institu-
tionen ‑ sofern sie kaufmännisch tätig sind ‑ gesetzlich dazu verpflichtet, Bücher 
über die Geschäftsvorfälle des Unternehmens zu führen. Ferner muss laut § 242 
HGB zu Beginn der Aufnahme eines Handelsgewerbes eine sog. Eröffnungsbilanz 
und zum Ende eines jeden Geschäftsjahrs ein Jahresabschluss erstellt werden.

Laut § 242 (3) HGB besteht der Jahresabschluss mindestens aus einer Bilanz 
und einer Gewinn- und Verlustrechnung (einfacher Jahresabschluss). Ferner sind 
Kapitalgesellschaften (also bspw. eine GmbH) gemäß § 264 und § 289 HGB dazu 
verpflichtet, den Jahresabschluss um einen Anhang sowie einen Lagebericht zu er-
gänzen (erweiterter Jahresabschluss). Der Anhang dient der Erläuterung der Bilanz 
und GuV, während im Lagebericht die wirtschaftliche Lage, der Geschäftsverlauf, 
die künftige Entwicklung des Unternehmens und Forschungs- und Entwicklungs-
aktivitäten beschrieben werden.

Der Jahresabschluss stellt das „wichtigste Instrument zur Information“ (Wöhe 
2008) für externe Adressaten wie bspw. Gläubiger, aber auch für Gesellschafter 
dar. Die wichtigsten Aufgaben bestehen in der Kontrolle, Information und Rech-
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nungslegung, Dokumentation sowie der Erfolgsermittlung. Ferner dient der Jah-
resabschluss als Grundlage für die Ermittlung der Steuerschuld, was sich aus dem 
Maßgeblichkeitsprinzip in § 5 EStG ergibt. Gemäß des Prinzips der Maßgeblichkeit 
gelten handelsrechtliche Bewertungsvorschriften auch für die Besteuerung von 
Unternehmen, sofern in den Steuergesetzen nichts anderes vorgesehen ist. Aus 
der handelsrechtlichen Bilanz wird demnach eine sog. Steuerbilanz abgeleitet, die 
als Grundlage der Besteuerung des Unternehmensgewinns dient (Schultz 2008). 
Um vor allem der Rechenschaftsfunktion gerecht zu werden und um eine Informa-
tionsverzerrung zu verhindern (zum Schutz der Interessen unternehmensexterner 
Adressaten), sind die Regeln zur Aufstellung des Jahresabschlusses in den entspre-
chenden Paragraphen eindeutig festgelegt. Grundsätzlich gilt, dass mit wachsen-
der Unternehmensgröße auch die Anforderungen an den Jahresabschluss und der 
Umfang der Offenlegungspflichten höher werden. 

Die Bilanz kann als „eine auf einen bestimmten Stichtag [meist der 31.12. ei-
nes Jahres, d. Verf.] bezogene Gegenüberstellung von Vermögen und Kapital eines 
Unternehmens“ bezeichnet werden (Schultz 2008). Sie wird aus dem Inventar ab-
geleitet, wobei keine mengenmäßigen Angaben gemacht werden, verschiedene 
Vermögensposten aus Gründen der Übersichtlichkeit zu einer Bilanzposition zu-
sammengefasst werden und das Vermögen dem Eigenkapital und den Verbindlich-
keiten gegenübergestellt wird (Wöhe 2008). 

Die Bestimmungen zum Aufbau einer Bilanz sind in § 247 HGB zu finden. Zur 
Veranschaulichung soll folgende vereinfachte Darstellung dienen.
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Abb. 10: Gliederung der Bilanz

Die Aktivseite der Bilanz enthält sämtliche Vermögengegenstände eines Un-
ternehmens (Gebäude, Waren, liquide Mittel) und gibt damit die Mittelverwen-
dung an. Auf der Passivseite wird das Kapital eines Unternehmens erfasst. Sie gibt 
Auskunft über die Herkunft der finanziellen Mittel. Zu erwähnen ist, dass das Ei-
genkapital eine Residualgröße darstellt. Es ergibt sich definitionsgemäß aus der 
Differenz zwischen Vermögen und Fremdkapital. So wird sichergestellt, dass eine 
Bilanz stets ausgeglichen ist, d.h. dass die Aktiva den Passiva entsprechen. 

Die Grundlage zur Erstellung des Jahresabschlusses liefern die sog. „Grund-
sätze ordnungsmäßiger Bilanzierung“ (GoBil), welche aus den „Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung“ (siehe hierzu die Ausführungen in Kapitel 5.2) abge-
leitet werden (Schultz 2008). Es handelt sich dabei um Ansatz- und Bewertungs-
grundsätze, die bei der Erstellung des Jahresabschlusses berücksichtigt werden 
müssen. 

Die wichtigsten Bilanzierungsgrundsätze sind in folgender Tabelle zusam-
mengefasst.

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen
Immaterielle Vermögensgegenstände
Sachanlagen
Finanzanlagen

B. Umlaufvermögen
Waren, 
Forderungen
Wertpapiere/Kassen-/Bankbestand

C. Aktiver Rechnungsabgrenzungsposten

A. Eigenkapital 
Gezeichnetes Kapital
Kapitalrücklage 
Gewinnrücklage
Gewinn-/Verlustrvortrag
Jahresüberschuss/-fehlbetrag

B. Rückstellungen

C. Fremdkapital

D. Passiver Rechnungs- 
abgrenzungsposten
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Tab. 1: Übersicht über die wichtigsten GoBil (in Anlehnung an Schultz 2008)

Klarheit und Übersichtlichkeit 
(§ 243 (2) HGB)

Eindeutige Bezeichnung und 
Ordnung der Bilanzpositionen, 
Saldierungsverbot (§ 246 (2) HGB)

Bilanzwahrheit Korrekt zusammengefasstes 
Zahlenmaterial, Beachtung der 
Bewertungsvorschriften 

Vollständigkeit 
(§ 246 (1) HGB)

Aufführung aller VG, Schulden, 
Rechnungsabgrenzungsposten, 
Aufwendungen und Erträge

Anschaffungswertprinzip 
(§ 253 (1) HGB)

Bewertung der VG höchstens 
mit Anschaffungs- (AK) oder 
Herstellungskosten (HK) 

Bilanzidentität 
(§ 252 (1) Nr. 1 HGB)

Übereinstimmung der 
Wertansätze von Eröffnungsbilanz 
und Schlussbilanz

Going-Concern-Prinzip 
(§ 252 (1) Nr. 2 HGB) 

Bewertung von Gebäuden, 
Maschinen und Anlagen 
unter der Bedingung der 
Unternehmensfortführung 

Stichtagsbewertung (§ 252 (1) Nr. 3 HGB) Bewertung zum Abschlussstichtag

Einzelbewertung 
(§ 252 (1) Nr. 3 § HGB)

Vermögen und Verbindlichkeiten 
sind einzeln zu bewerten

Vorsichtsprinzip 
(§ 252 (1) Nr. 4 HGB)

Zum Schutz der Gläubiger sind 
Gewinn zu niedrig und Schulden 
eher zu hoch anzusetzen

Bewertungsstetigkeit 
(§ 252 (1) Nr. 6 HGB)

Beibehaltung einmal gewählter 
Bewertungsmethoden
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Wichtig im Zusammenhang mit der Bilanzierung ist die Erläuterung der Be-
griffe Aktivierung und Passivierung. Es wird von „Aktivieren“ gesprochen, wenn 
ein Gegenstand auf die Aktivseite einer Bilanz aufgenommen wird. Analog dazu 
wird beim „Passivieren“ die Passivseite der Bilanz angesprochen. Zu beachten ist, 
dass diverse Aktivierungs- bzw. Passivierungspflichten, -verbote und -wahlrechte 
bestehen, auf deren Darstellung jedoch im Rahmen dieses Buches nicht näher ein-
gegangen werden kann. 

Zur Ermittlung des Jahresüberschusses (Erfolg) des Unternehmens bedient 
man sich der sog. Gewinn- und Verlustrechnung (GuV). Dabei werden die Aufwen-
dungen den Erträgen eines Geschäftsjahrs gegenübergestellt und miteinander 
verrechnet (saldiert). Ziel ist es, einen „möglichst guten Einblick in die Ertragslage 
des Unternehmens zu ermöglichen“ (Wöhe 2008). Ferner ist die GuV notwendig, 
um die Bilanzposition Eigenkapital bestimmen zu können, was durch folgende Ab-
bildung dargestellt wird.

Denn je nachdem, ob ein Unternehmen Gewinne oder Verluste erzielt, erhöht 
bzw. reduziert sich das Eigenkapital. Die maßgeblichen Vorschriften über die Be-
standteile einer GuV sind in § 275 HGB zu finden. Bezüglich der Form, in der eine 
GuV dargestellt werden kann, bestehen grundsätzlich zwei Möglichkeiten. Entwe-
der man bedient sich der Kontenform, in der Aufwendungen (Reinvermögensmin-
derung) und Erträge (Reinvermögenserhöhung) gegenübergestellt werden (siehe 
Abbildung rechts) oder der Staffelform, in der ausgehend vom Jahresumsatz ent-
sprechende Aufwendungen und Erträge mit diesem verrechnet werden. Obwohl 
beide Darstellungsformen zum gleichen Ergebnis führen, ist darauf hinzuweisen, 
dass eine GuV gemäß § 275 HGB grundsätzlich in Staffelform – entweder nach dem 
Gesamtkosten- oder dem Umsatzkostenverfahren ‑ aufzustellen ist. Der Grund da-
für liegt im höheren Informationsgehalt, denn durch die Staffelform ist es möglich, 
Zwischenergebnisse zu bilden (Wöhe 2008). 
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Abb. 11: Zusammenhang zwischen Bilanz und GuV

Zur Ermittlung des Jahresergebnisses stehen, wie zuvor erwähnt, zwei Metho-
den zur Verfügung. Beim Gesamtkostenverfahren (§ 275 Abs. 2 HGB) werden, aus-
gehend von den Umsatzerlösen eines Unternehmens, sämtliche Aufwendungen 
einer Periode berücksichtigt, unabhängig davon, ob die hergestellten Erzeugnisse 
auch veräußert wurden. Beim Umsatzkostenverfahren (§ 275 Abs. 3 HGB) hingegen 
werden die Umsätze nur mit tatsächlich angefallenen Aufwendungen verrechnet, 
d. h. Aufwendungen, die bei der Herstellung der verkauften Produkte entstanden 
sind. 

GuV

Aufwendungen Erträge
Saldo: Gewinn 
(Ertrag > Aufwand)

Saldo: Verlust
(Ertrag < Aufwand)

Aktiva Passiva
A. Anlagevermögen
Immaterielle Vermögensgegenstände
Sachanlagen
Finanzanlagen

B. Umlaufvermögen
Waren
Forderungen
Wertpapiere/Kassen-/Bankbestand

C. �Aktiver 
Rechnungsabgrenzungs-posten

A. Eigenkapital 
Gezeichnetes Kapital
Kapitalrücklage 
Gewinnrücklage
Gewinn-/Verlustrvortrag
Jahresüberschuss/-fehlbetrag

B. Rückstellungen

C. Fremdkapital

D. �Passiver 
Rechnungsabgrenzungsposten

Bilanz
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Ein Entscheidender Nachteil der GuV besteht darin, dass sie keine Aussage 
über die Zahlungsfähigkeit eines Unternehmens zulässt, da sie auf einer Gegen-
überstellung von Erträgen und Aufwendungen beruht. Um eine solche Aussage 
machen zu können, wird eine sog. Kapitalflussrechnung (Cash-Flow-Rechnung) 
benötigt, in der alle in einem Geschäftsjahr angefallenen Einzahlungen und Aus-
zahlungen betrachtet werden. Nur so können beispielsweise Zahlungsengpässe 
frühzeitig erkannt werden. Das Ziel der Kapitalflussrechnung ist es, die Zahlungs-
mittelströme (finanzielle Lage) eines Unternehmens überschaubar zu gestalten. Es 
handelt sich dabei jedoch nicht wie bei der Bilanz und GuV um Pflichtbestandteile 
des Jahresabschlusses (außer bei Konzernabschlüssen laut § 297 (1) Satz 1 HGB), 
sondern um eine freiwillige Zusatzangabe, um den externen Adressaten einen ge-
nauen Einblick über die Zahlungsmittelflüsse zu ermöglichen (Wöhe 2008).

Da Bilanz und GuV wegen der komprimierten Darstellung von Vermögen und 
Verbindlichkeiten einen undetaillierten Informationsgehalt aufweisen, ist der 
Jahresabschluss gemäß § 264 und § 289 HGB bei Kapitalgesellschaften um einen 
Anhang und Lagebericht zu ergänzen. So werden beispielsweise im Anhang An-
gaben zu den gewählten Bewertungs- und Ansatzmethoden gemacht und einzel-
ne Bilanzpositionen aufgegliedert, während sich der Lagebericht der Analyse der 
wirtschaftlichen Lage, dem Geschäftsverlauf, der künftigen Entwicklung sowie der 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten des Unternehmens widmet. 

5.3	 KOSTENRECHNUNG 

Die Kostenrechnung ist neben der Finanz- und Investitionsrechnung (mehr 
dazu im nachfolgenden Kapitel) dem internen Rechnungswesen zuzuordnen. Oft-
mals wird der Begriff Kostenrechnung als Synonym für den Begriff Controlling ver-
wendet, was aber streng genommen falsch ist. Controlling kann als „ein auf das 
jeweilige Unternehmen angepasste System zur Planung, Information, Steuerung 
und Kontrolle von im Unternehmen ablaufenden wichtigen Prozessen“ (Spraul/
Oeser 2007) bezeichnet werden. Es geht also über die eigentliche Kostenrechnung 
hinaus. 

Wie in Kapitel 5.1 bereits dargestellt, ist das interne Rechnungswesen im Ge-
gensatz zum externen Rechnungswesen nicht gesetzlich vorgeschrieben. Eine Aus-
nahme besteht jedoch bei Krankenhäusern und Einrichtungen der Pflege. Laut § 8 
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Krankenhaus-Buchführungsverordnung (KHBV) ist für Krankenhäuser eine Kosten- 
und Leistungsrechnung zwingend vorgeschrieben, ebenso für Pflegeeinrichtungen 
gemäß § 7 Pflege-Buchführungsverordnung (PBV). 

Um ein Unternehmen erfolgreich planen und steuern zu können, empfiehlt 
es sich dennoch, eine Kostenrechnung durchzuführen. Ihr wird eine Planungs-, 
Kontroll- und Dokumentationsfunktion zugesprochen. Denn sie liefert der Ge-
schäftsführung Informationen, die zur Steuerung des Unternehmens und zur 
Kontrolle betriebsinterner Abläufe notwendig sind. (Coenenberg/Fischer/Günther 
2009) Wie in folgender Abbildung ersichtlich, lässt sich die Kostenrechnung in drei 
Teilgebiete untergliedern, welche sich wechselseitig beeinflussen. Bei der Kosten-
artenrechnung geht es um die Frage, welche Kosten angefallen sind. Die Kosten-
stellenrechnung befasst sich mit der Frage, wo die Kosten angefallen sind und die 
Kostenträgerrechnung befasst sich damit, wofür Kosten entstanden sind. 

Abb. 12: Teilsysteme der Kostenrechnung

Kostenarten- 
rechnung

Kostenstellen- 
rechnung

Kostenträger- 
rechnung

Welche Kosten sind 
angefallen?

Wo sind die Kosten 
angefallen?

Wofür sind die Kosten 
angefallen?

Innerbetriebliche  
Leistungsverrechnung

Ergebnisrechnung und Kalkulation
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Kostenartenrechnung

In der Kostenartenrechnung wird zunächst erfasst, welche Kosten im Unter-
nehmen angefallen sind. Zu diesem Zweck werden die Kosten nach den Kostenar-
ten Personal (Löhne, Gehälter, Provisionen), Material (Roh-, Hilfs- und Betriebsstof-
fe, Energiekosten) sowie Abschreibungen untergliedert. Die Kostenartenrechnung 
bildet den Ausgangspunkt der Kostenrechnung, was bedeutet, dass die Qualität 
des Kostenrechnungssystems von der Qualität der Kostenartenrechnung abhängt. 
Sie hat die Aufgabe, die entstandenen Kosten systematisch zu erfassen, zu bewer-
ten und zu klassifizieren. 

Für die Differenzierung der Kostenarten bestehen mehrere Möglichkeiten. 
Sie kann nach Art der verbrauchten Güter und Leistungen erfolgen. In diesem Zu-
sammenhang sind Personalkosten und Sozialkosten (Arbeitskosten), Sachkosten 
(Materialkosten), Kapitalkosten, Öffentliche Abgaben und Steuern zu nennen. Es 
kann aber auch nach der Zurechenbarkeit zu einer Verrechnungseinheit differen-
ziert werden. Dafür wird zwischen Einzelkosten und Gemeinkosten unterschieden. 
Einzelkosten sind alle Kosten, die sich direkt und ohne Aufschlüsselung zuordnen 
lassen (z.B. Einzelmaterial). Gemeinkosten hingegen sind Kosten, die für mehrere 
betriebliche Leistungen gemeinsam entstehen und nur anhand eines geeigneten 
Schlüssels zugeordnet werden können (beispielsweise das Gehalt des Vorstands). 
Ferner können Kostenarten nach dem Verhalten bei der Variation eines Kostenein-
flussfaktors unterschieden werden. Fixe Kosten sind Kosten, die unabhängig von 
der Ausbringungsmenge in konstanter Höhe anfallen (z. B. Miete). Sie dienen der 
Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs. Variable Kosten (z. B. Treibstoffkosten) 
hingegen ändern sich in Abhängigkeit von der Ausbringungsmenge (Coenenberg/
Fischer/Günther 2009). Ein Beispiel dazu: eine gemeinnützige Organisation be-
reitet Mahlzeiten zu, die sie als „Essen auf Rädern“ an ältere Menschen ausfährt. 
Die Miete für die Küche, in der die Mahlzeiten zubereitet werden, stellt fixe Kosten 
dar – denn: auch wenn an einem Tag mehr oder weniger Essen bestellt und aus-
gefahren werden, hat dies keinen Einfluss auf die Miethöhe. Anders dagegen bei 
den Treibstoffkosten für die Autos, mit denen die Mahlzeiten ausgefahren werden: 
müssen mehr Essen ausgeliefert werden, steigen damit gleichzeitig auch die Aus-
gaben für den Treibstoff; d. h. hier hat man es mit variablen Kosten zu tun.

Die Frage nach der sachgemäßen Zurechnung von Kosten zu einer Kostenart, 
einer Kostenstelle oder einem Kostenträger stellt sich bei allen drei Teilgebieten der 
Kostenrechnung (Coenenberg/Fischer/Günther 2009). Bei dieser Verteilung sind 
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insbesondere zwei Prinzipien zu beachten. Gemäß Verursachungs- bzw. Kausal-
prinzip sollen einem Kostenträger nur Kosten zugerechnet werden, die durch die 
Herstellung des Kostenträgers direkt verursacht wurden. Das Durchschnittsprinzip 
fordert, dass Gemeinkosten über ermittelte Durchschnittswerte oder Verteilungs-
schlüssel verteilt werden, wobei sowohl Wert- als auch Mengengrößen als Vertei-
lungsschlüssel dienen können (Tann 2007).

Kostenstellenrechnung 

Die Kostenstellenrechnung stellt das Bindeglied zwischen Kostenarten- und 
Kostenträgerrechnung dar (Wöhe 2008). Sie schafft die Voraussetzung für eine 
Weiterverrechnung der erfassten Gemeinkosten auf die hergestellten Kostenträ-
ger (Kostenträger können sowohl Produkte als auch Dienstleistungen sein). Eine 
Kostenstelle kann als rechnungstechnisch abgegrenzter betrieblicher Teilbereich 
verstanden werden, in dem Kosten entstehen und dem Kosten zugerechnet wer-
den (Schultz 2008).

Zunächst muss das gesamte Unternehmen in geeignete Kostenstellen bzw. 
Abrechnungseinheiten untergliedert werden. So können beispielsweise einzel-
ne Abteilungen oder gar Betriebsstätten als Kostenstellen dienen. So könnte bei-
spielsweise. eine Organisation, die Kindertagesstätten betreibt, jede KiTa als eigene 
Kostenstelle führen. Ferner werden die zuvor gebildeten Kostenstellen nach be-
trieblichen Funktionen (Fertigungs-, Material-, Verwaltungsstellen), produktions-
technischen Gesichtspunkten (Haupt-, Neben- und Hilfskostenstellen) sowie nach 
rechentechnischen Gesichtspunkten (Vorkosten- und Endkostenstellen) differen-
ziert. Auch wenn die verwendeten Termini darauf hindeuten, dass die Kostenrech-
nung ursprünglich für produzierende Unternehmen entwickelt wurden, kann die 
Systematik durchaus auf den Dienstleistungsbereich übertragen werden: so wird 
auch die eben als Beispiel herangezogene Organisation, die Kindertagesstätten be-
treibt, eine Verwaltungskostenstelle haben.

Wie aus Abbildung 12 hervorgeht, befasst sich die Kostenstellenrechnung mit 
dem Ort der Kostenentstehung, d. h. mit der Verrechnung der Kostenarten auf die 
„Orte der Kostenentstehung“. Diese Verrechnung kann entweder in tabellarischer 
Form über einen sog. Betriebsabrechnungsbogen (BAB) oder in Kontenform ge-
schehen, wobei letztere Möglichkeit in diesem Buch außer Betracht bleibt (Coe-
nenberg/Fischer/Günther 2009). 
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Abb. 13: Der Betriebsabrechnungsbogen (in Anlehnung an Tann 2007)

Der BAB stellt eine Tabelle dar, in der die einzelnen Kostenarten mit den ent-
sprechenden Kostenstellen verrechnet werden. Mit seiner Hilfe werden ferner 
auch innerbetriebliche Leistungen verrechnet und Zuschlagsätze ermittelt, die für 
die Kostenträgerrechnung notwendig sind. Er stellt sozusagen den Kern der Ko-
stenrechnung dar (Tann 2007). Aus dem in Abbildung 13 dargestellten Betriebsa-
brechnungsbogen wird schnell klar, dass dieser von der Grundsystematik her und 
einigen wenigen Anpassungen durchaus auf gemeinnützige Organisationen über-
tragen werden kann.
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Zunächst werden im Rahmen der Primärkostenverrechnung die Gemeinko-
sten soweit möglich nach dem sog. (Kosten-) Verursachungsprinzip auf die einzel-
nen Kostenstellen verteilt. Gemäß Verursachungsprinzip sollen „einem Kostenträ-
ger nur die Kosten zugerechnet werden, die durch die Herstellung des Kostenträ-
gers direkt verursacht wurden“ (Schultz 2008). Kostenstellen die nicht direkt an der 
Leistungserstellung beteiligt sind (wie bspw. die Haustechnik), geben ihre Gemein-
kosten über die innerbetriebliche Leistungsverrechnung an die wertschöpfenden 
Kostenstellen weiter (Sekundärkostenverrechnung). Als Endkostenstellen (auch 
primäre Kostenstellen) werden betriebliche Teilbereiche bezeichnet, deren Kosten 
sich direkt auf die Kostenträger (also Produkte und Dienstleistungen) verrechnen 
bzw. umlegen lassen. Dazu zählen Fertigungs-, Material-, Verwaltungs- und Ver-
triebskostenstellen. Vorkostenstellen (sekundäre Kostenstellen) arbeiten nicht di-
rekt an Endprodukten, sondern erbringen (im)materielle Leistungen für andere Be-
reiche im Unternehmen, so beispielsweise die Stellen Transport, Reparatur oder die 
Betriebskantine. Die in diesen Stellen angefallenen Kosten können daher nicht di-
rekt (aber mithilfe des BAB) auf die Kostenträger umgelegt werden (Schultz 2008).

Kosten für unternehmensextern bezogene Güter und Leistungen werden als 
primäre Gemeinkosten bezeichnet. Dies sind z. B. Kosten für die Beschaffung von 
Maschinen oder Material, aber auch für Personal. Wichtig ist hierbei zwischen di-
rekt und nicht direkt zuordenbaren Gemeinkosten zu unterscheiden. Direkt zure-
chenbare Kosten können problemlos der entsprechenden Kostenstelle zugeordnet 
werden, da sie durch Belege, Rechnungen oder Gehaltslisten dokumentiert sind. 
Dazu zählen unter anderem Löhne und Gehälter, Abschreibungen und Energieko-
sten. Nicht direkt zurechenbare Gemeinkosten müssen hingegen über geeignete 
Verteilungsschlüssel auf die Kostenstellen umgelegt werden. Als Schlüsselgrößen 
zur Verteilung können Mengengrößen (z. B. Anzahl der Arbeitskräfte), Zeitgrößen 
(z. B. Maschinenstunden) oder Wertgrößen (z. B. Umsatz) herangezogen werden.

Im Rahmen der Sekundärkostenverrechnung werden die Kosten für inner-
betriebliche Leistungen verrechnet. Als Sekundärkosten werden Gemeinkosten 
bezeichnet, die innerhalb eines Unternehmens entstehen und an andere Kosten-
stellen weitergegeben werden (Schultz 2008). Bei dieser Verrechnung werden 
sämtliche auf den Vorkostenstellen angefallenen Gemeinkosten möglichst ver-
ursachungsgerecht auf die Endkostenstellen verrechnet, sofern innerbetriebliche 
Leistungen ausschließlich durch Vorkostenstellen erbracht werden (Coenenberg/
Fischer/Günther 2009). Wichtig ist hierbei, dass nach der Umlegung auf den Vor-
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kostenstellen keine Kosten mehr bestehen. Denn nur Endkostenstellen dürfen ihre 
Kosten weiter an entsprechende Kostenträger verrechnen (Schultz 2008). 

Zur Verrechnung der innerbetrieblichen Leistungen bzw. der Sekundärkosten 
existieren mehrere Verfahren, auf die in diesem Buch jedoch nicht näher eingegan-
gen wird und die lediglich in folgender Abbildung dargestellt werden.

Abb. 14: Verfahren zur Sekundärkostenverrechnung  
(in Anlehnung an Coenenberg/Fischer/Günther 2009)

Kostenträgerrechnung

Die Kostenträgerrechnung baut auf der Kostenartenrechnung und der Kosten-
stellenrechnung auf. Hierbei wird zwischen der Kostenträgerstückrechnung (Kal-
kulation der Herstellkosten und Selbstkosten) und der Kostenträgerzeitrechnung 
(kurzfristige Betriebsergebnis- bzw. Erfolgsrechnung) unterschieden (Wöhe 2008). 
Unter einem Kostenträger versteht man „jede selbständige Leistungs- bzw. Pro-
dukteinheit einer Organisation“ (Coenenberg/Fischer/Günther 2009). 

Die Kostenträgerstückrechnung hat dabei die Aufgabe, die entstandenen Ko-
sten möglichst verursachungsgerecht zu verteilen und im Anschluss daran die 
Stückkosten (Kosten je Mengeneinheit) zu bestimmen. Die Problematik besteht 
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dabei – ähnlich wie bei der Kostenstellenrechnung – in der verursachungsgerech-
ten Zurechnung von Gemeinkosten. Die Kosten, welche zur Herstellung eines Ko-
stenträgers anfallen bzw. erforderlich sind, werden als Herstellkosten bezeichnet. 
Werden zusätzlich die Verwaltungs- und Vertriebskosten berücksichtigt, so spricht 
man von Selbstkosten (Schultz 2008). An dieser Stelle ist darauf hinzuweisen, dass 
die Herstellkosten nicht mit dem handelsrechtlichen Begriff der Herstellungsko-
sten aus § 255 Abs. 2 HGB verwechselt werden dürfen. Die Ergebnisse der Kalkulati-
on sind für das Unternehmen von herausragender Bedeutung, denn sie bilden die 
Basis für „preispolitische Entscheidungen“, die kurzfristige Erfolgsrechnung sowie 
für weitere Analysen im Rahmen des Controlling (Coenenberg/Fischer/Günther 
2009).

Grundsätzlich stehen zur Durchführung der Kalkulation mehrere Verfahren 
zur Verfügung. Dies sind die Divisions-, Äquivalenzkennziffern-, Zuschlags- sowie 
Kuppelproduktkalkulation, was durch folgende Abbildung veranschaulicht werden 
soll. 

Abb. 15: Kalkulationsverfahren (in Anlehnung an  
Conenberg/Fischer/Günther 2009)

Die zwei grundlegendsten Verfahren im Rahmen der Kalkulation sind die Di-
visionskalkulation und die Zuschlagskalkulation, wobei die Divisionskalkulation die 
methodische Grundlage für die Zuschlagskalkulation und die Äquivalenzziffernkal-
kulation – eine modifizierte Form der Divisionskalkulation – bildet (Coenenberg/
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Fischer/Günther 2009). Im Folgenden werden diese beiden Hauptverfahren erläu-
tert. 

Die Divisionskalkulation kann als das einfachste Verfahren bezeichnet wer-
den. Sie wird untergliedert in die einstufige sowie die zwei- und mehrstufige Di-
visionskalkulation. Sie wird oftmals von Unternehmen verwendet, die lediglich ein 
einziges gleichbeschaffenes Produkt wie z. B. Strom herstellen (Tann 2007). Dabei 
stellt der gesamte Betrieb eine einzige Kostenstelle dar und die Kalkulation kann 
direkt an die Kostenartenrechnung angehängt werden (eine Kostenstellenrech-
nung ist daher nicht notwendig). Die Selbstkosten pro Stück ergeben sich dadurch, 
in dem die Gesamtkosten (gesamte primäre Einzel- und Gemeinkosten) einer Ab-
rechnungsperiode durch die Produktionsmenge dividiert werden. Dieses Verfahren 
ist jedoch nur anwendbar, wenn es sich um ein Einprodukt-Unternehmen handelt 
und die Produktionsmenge auch der Absatzmenge entspricht (Wöhe 2008).

Wenn sich Produktions- und Absatzmenge nicht entsprechen, dann wird die 
zweistufige Methode angewendet. Die Selbstkosten pro Stück ergeben sich dann 
nach folgender Formel:

Die mehrstufige Divisionskalkulation erfolgt nach dem gleichen Prinzip wie 
die zweistufige Variante. Sie findet jedoch nur dann Anwendung, wenn die Her-
stellkosten nicht nur für Fertig-, sondern auch für Halbfertigwaren ermittelt 
werden müssen. Zu erwähnen ist an dieser Stelle, dass die Herstellkosten eines 
Produkts im Rahmen der mehrstufigen Divisionskalkulation entweder nach der 
Durchwälzmethode oder der Additionsmethode ermittelt werden können, die bei-
de zum gleichen Ergebnis führen. (Coenenberg; Fischer; Günther 2009) Die beiden 
Verfahren sollen jedoch in diesem Rahmen nicht weiter beschrieben werden.

Selbstkosten pro Stück =
Herstellungskosten

Produktmenge

Verwaltungs- u. Vertriebskosten

Absatzmenge
+
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Die Zuschlagskalkulation kommt in Unternehmen mit auftragsbezogener Ein-
zelfertigung oder Serienproduktion zum Einsatz, da die Divisionskalkulation hier 
aufgrund ihrer Durchschnittsbetrachtung nicht mehr exakte Ergebnisse liefern 
würde. Bei diesem Verfahren werden die Kosten nach Einzel-, Sondereinzel- und 
Gemeinkosten unterschieden und getrennt, was i. d. R. bereits in der Kostenarten-
rechnung geschieht. Dabei können die Einzel- und Sondereinzelkosten den Produk-
ten direkt und verursachungsgerecht zugeordnet werden. Gemeinkosten müssen 
hingegen über sog. Zuschlagsätze zu den Einzelkosten auf die entsprechenden Ko-
stenträger umgelegt werden – nachdem sie zuvor im BAB auf die entsprechenden 
Kostenstellen umgelegt wurden (Wöhe 2008).  

Grundsätzlich werden zwei Methoden unterschieden: die summarische und 
die differenzierende Zuschlagskalkulation. Nach der ersten Variante werden die 
gesamten Gemeinkosten dem Kostenträger über einen einzigen Zuschlagssatz 
zugerechnet, wobei die Materialeinzelkosten, Fertigungslöhne oder die Summe 
der Einzelkosten als Bezugsgröße dienen können (Wöhe 2008) . Bei der zweiten 
Variante werden die Gemeinkosten in mehrere Kostenstellen differenziert und an-
schließend über mehrere Zuschlagsätze auf den Kostenträger umgelegt (Schultz 
2008). Abbildung 16 zeigt ein Schema zur Ermittlung der Selbstkosten mithilfe der 
differenzierenden Zuschlagskalkulation.

Abb. 16: Schema der mehrstufigen  
Zuschlagskalkulation 

(in Anlehnung an Wöhe 2008)

Material-EK (Fertigungsmaterial)
+ Material-GmK-Zuschlag
= Materialkosten
+ Fertigungs-EK (Fertigungslöhne)
+ Fertigungs-GmK-Zuschlag
= Fertigungskosten
+ Sonder-Einzelkosten der Fertigung
= Herstellungskosten
+ Verwaltungs-GmK-Zuschlag
+ Vertriebs-GmK-Zuschlag
= Selbstkosten
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Der Materialgemeinkosten-Zuschlagsatz wird ermittelt, in dem die Material-
Gemeinkosten durch die Materialeinzelkosten dividiert werden. Analog wird bei 
der Ermittlung des Fertigungsgemeinkosten-Zuschlagsatzes verfahren. Bei der Er-
mittlung des Verwaltungsgemeinkosten-Zuschlagsatzes dienen die Herstellkosten 
als Bezugsgröße während bei Ermittlung des Vertriebsgemeinkosten-Zuschlagsat-
zes die sog. Herstellkosten des Umsatzes herangezogen werden. Der Grund dafür 
besteht darin, dass keine Verwaltungs- und Vertriebseinzelkosten existieren. Bei 
den umsatzbezogenen Herstellkosten werden zusätzlich Bestandsänderungen in 
die Betrachtung miteinbezogen. Ohne Bestandsänderungen entsprechen sie den 
Herstellkosten (Schultz 2008).

Die Kostenträgerzeitrechnung wird auch als kurzfristige Erfolgsrechnung bzw. 
Betriebsergebnisrechnung bezeichnet. Das Ziel besteht darin, das Betriebsergeb-
nis der Periode durch Gegenüberstellung von Kosten und (Umsatz-)Erlösen bzw. 
Leistungen zu ermitteln, was anhand eines Betriebsergebniskontos (BEK) erfolgt 
(Wöhe 2008). Die Kosten werden dabei auf der Sollseite des BEK erfasst, während 
die Leistungen einer Periode auf der Habenseite erfasst werden. Sie stellt auf die 
Kosten der Rechnungsperiode ab und nicht wie die Kostenträgerstückrechnung 
auf die Kosten der produzierten Einheiten. Im Unterschied zur handelsrechtlichen 
GuV werden hier kürzere Abrechnungszeiträume von oftmals nur einem Monat 
verwendet. Ferner findet keine Gegenüberstellung von Aufwendungen und Erträ-
gen, sondern von Kosten und Leistungen statt. Außerordentliche Einflüsse sowie 
unternehmens- und periodenfremde Ereignisse werden dabei ausgeblendet. Sie 
dient der Ermittlung der Kostenstrukturen und der laufenden Überwachung der 
Wirtschaftlichkeit eines Unternehmens (Schultz 2008).

Im Rahmen der Kostenträgerzeitrechnung werden zwei Verfahren unterschie-
den. Es handelt es sich dabei zum einen um das Gesamtkostenverfahren und zum 
anderen um das Umsatzkostenverfahren. Beide Verfahren werden eingesetzt, um 
Bestandsänderungen berücksichtigen zu können. Sie können entweder in Staffel- 
oder Kontenform durchgeführt werden, wobei beide Formen zum gleichen Ergeb-
nis führen. 

Das Gesamtkostenverfahren zeichnet sich dadurch aus, dass sämtliche Kosten 
eines Betrachtungszeitraums den gesamten Leistungen bzw. erzielten Erlösen ge-
genübergestellt werden, um somit den Erfolg ermitteln zu können. Damit eine pe-
riodengerechte Zurechnung von Kosten und Leistungen erlangt wird, müssen Ver-
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änderungen des Lagerbestands berücksichtigt werden. Übersteigt der Absatz die 
Produktion, so sind die Kosten der Periode um Bestandsminderungen zu erhöhen. 
Umgekehrt sind die (Umsatz-)Erlöse um Bestandserhöhungen (und ggf. aktivierte 
Eigenleistungen) zu ergänzen. Bestandsveränderungen sind dabei zu Herstellko-
sten zu bewerten. Folgende Abbildung zeigt eine kurzfristige Ergebnisrechnung 
nach dem Gesamtkostenverfahren nach Konten- und Staffelform (Coenenberg/
Fischer/Günther 2009).

Abb. 17: Gesamtkostenverfahren (in Anlehnung an  
Coenenberg/Fischer/Günther 2009)

Beim Umsatzkostenverfahren wird der Betriebserfolg ermittelt, indem den 
Erlösen die Herstellkosten der abgesetzten Produkte sowie die Verwaltungs- und 
Vertriebskosten gegenübergestellt werden (umsatzbezogene Kosten). Im Un-
terschied zum Gesamtkostenverfahren müssen zunächst die Herstellkosten des 
Umsatzes mit Hilfe einer Kostenträgerstückrechnung ermittelt werden. Bei Erhö-
hungen des Lagerbestands werden die Herstellkosten für den Lageraufbau ausge-
blendet, d. h. von den gesamten Herstellkosten wird nur der Teil erfolgswirksam, 
der auf den Umsatz entfällt. Umgekehrt werden bei Bestandsminderungen den 
Herstellkosten der Periode auch die Herstellkosten der Produkte vergangener Pe-
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rioden hinzugerechnet, d. h. die Bestandsminderungen werden vom Umsatz nicht 
abgezogen (Tann 2007). 

Analog zum Gesamtkostenverfahren kann das Umsatzkostenverfahren ent-
weder in Staffel- oder in Kontenform durchgeführt werden, was in folgender Abbil-
dung dargestellt wird.

Abb. 18: Umsatzkostenverfahren  
(in Anlehnung an Coenenberg/Fischer/Günther 2009)

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass das Ergebnis nach dem Gesamt-
kosten- und Umsatzkostenverfahren stets das Gleiche ist. Es besteht die Mög-
lichkeit, das Betriebsergebnis des Umsatzkostenverfahrens in das Ergebnis des 
Gesamtkostenverfahrens zu transformieren und umgekehrt. Was dazu benötigt 
wird, ist der Betriebsabrechnungsbogen. Beide Verfahren weisen sowohl Vor- als 
auch Nachteile auf, jedoch ist kein Verfahren dem Anderen überlegen. Die Vorteile 
des Umsatzkostenverfahrens bestehen darin, dass keine Bestandsermittlung erfol-
gen muss und eine zügige Erfolgsermittlung möglich ist. Jedoch müssen erst die 
Selbstkosten ermittelt werden, bevor das Verfahren angewendet werden kann. Die 
Vorteile des Gesamtkostenverfahrens liegen im einfachen Aufbau, in der Erkenn-
barkeit von Bestandsänderungen und im Überblick über die Kostenartenstruktur. 
Als nachteilig ist zu erwähnen, dass im Rahmen dieses Verfahrens eine Inventur 
notwendig ist, damit die Bestandsänderungen ersichtlich werden.
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6	 Investition und Finanzierung

6.1	 GRUNDLAGEN DER INVESTITIONSRECHNUNG

Als Investition wird im Allgemeinen die Verwendung finanzieller Mittel be-
zeichnet. Bei fast allen Investitionen steht am Anfang eine Auszahlung (z. B. der 
Kauf einer Maschine oder einer Immobilie) mit dem Ziel, in Zukunft höhere Einzah-
lungen (z. B. Verkaufserlöse oder Mieterträge) zu erzielen. Errichtet bspw. eine Al-
tenhilfeeinrichtung eine neue Immobilie mit Appartements für Betreutes Wohnen, 
so leistet sie für die Errichtung des Gebäudes eine Auszahlung – verbunden mit 
dem Ziel, durch die Vermietung der Appartements Mieterträge, als Einzahlungen, 
zu generieren.

Vor jeder Investition sollte eine Investitionsplanung durchgeführt werden. 
Hierbei wird aus verschiedenen Investitionsalternativen (z. B. verschiedene Immo-
bilien) die vorteilhafteste gewählt. Da Unternehmen in der Regel danach streben, 
ihren Gewinn zu maximieren, wird jeder Alternative ihr jeweiliger Gewinnbeitrag 
zugerechnet, der aus ihrer Realisierung erwartet wird. Die Alternative mit dem 
höchsten zu erwartenden Gewinnbeitrag wird also in der Regel umgesetzt werden. 
Im Rahmen der Investitionsplanung erfolgt zunächst die Optimierung der Investi-
tionsentscheidung, die Realisierung des Projektes und im Anschluss die Kontrolle 
der tatsächlich eingetretenen Erfolgsbeiträge. 

Die Optimierung der Investitionsentscheidung beginnt mit einer Zielanalyse. 
Unternehmen (und insbesondere Nonprofit-Organisationen) verfolgen neben mo-
netären (finanziellen) Zielen oftmals auch nicht-monetäre Ziele, wie beispielsweise 
die Integration von Menschen mit Behinderung. Die unternehmerische Planungs-
rechnung beschränkt sich jedoch auf die monetären Ziele, d. h. die langfristige Ge-
winnmaximierung, da nicht-monetäre Ziele kaum berechnet werden können – zu-
mindest nicht mit den üblichen Investitionsrechenverfahren. 

Auf die Zielanalyse folgt eine Problemanalyse, im Rahmen derer sich das in-
vestierende Unternehmen Klarheit darüber verschafft, welche Herausforderungen 
die geplante Investition mit sich bringt (z. B. hoher Konkurrenzdruck, Bereitstellung 
von Sicherheiten für die Bank). 
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Im Rahmen der Alternativensuche werden verschiedene Investitionsobjekte (z. 
B. verschiedene Immobilien) ausgewählt, die theoretisch in Betracht kämen, um 
einen Vergleich zu ermöglichen und suboptimale Entscheidungen zu verhindern. 
In einem nächsten Schritt werden die Auswirkungen der jeweiligen Alternative auf 
den Gewinn analysiert. Es wird also berechnet, wie die Entscheidung für die Um-
setzung einer Alternative, im Vergleich zur Unterlassung, den Gewinn verändert. 
Hierbei werden sowohl die Erträge (z. B. Mehrerträge aufgrund einer größeren zu 
vermietenden Fläche) als auch die Kosten (z. B. Kosteneinsparungen durch den Er-
satz einer älteren Immobilie) berücksichtigt. Jede Investitionsalternative wird dann 
mit ihrem Ergebnisbeitrag, also der Differenz aus Erträgen und Aufwendungen, be-
wertet. Die beiden letztgenannten Schritte, also die Analyse der Auswirkungen auf 
die Erträge und Aufwendungen, sowie die Bewertung der Alternative, bezeichnet 
man zusammenfassend als Investitionsrechnung. 

Im letzten Schritt der Planungsphase erfolgt die konkrete Entscheidung für 
eine der Alternativen. Hierfür werden die Ergebnisse der Investitionsrechnung, oft-
mals aber auch nicht-monetäre Entscheidungskriterien herangezogen. Beispiels-
weise kann es vorkommen, dass ein Unternehmen sich für eine Betriebserweite-
rung am bisherigen Standort entscheidet, obwohl die kostengünstigere Alternati-
ve eine Betriebsstätte in einem Niedriglohnland darstellen würde. Das nicht-mo-
netäre Entscheidungskriterium wäre in diesem Fall die Zurverfügungstellung der 
Arbeitsplätze am angestammten Standort. 

In der auf die Planungsphase folgenden Realisationsphase gilt es, das Investi-
tionsprojekt, welches in der vorherigen Stufe ausgewählt wurde, unter Einhaltung 
der technischen Standards und des geplanten Finanz- und Zeitrahmens umzuset-
zen. 

Die letzte Phase des Planungsprozesses, nämlich die Kontrollphase, dient dazu, 
einen Soll-Ist-Vergleich durchzuführen. Die zuvor prognostizierten Auswirkungen 
auf den Gewinn werden nun mit den tatsächlich erzielten Werten verglichen. Dies 
geschieht zum einen, um bei negativen Abweichungen noch gegensteuern zu kön-
nen und zum anderen, um Mängel in den eigenen Berechnungen zu beseitigen 
und zukünftige Investitionen besser beurteilen zu können. Die nachfolgende Abbil-
dung zeigt nochmals die aufeinanderfolgenden Phasen des Investitionsplanungs-
prozesses. (Wöhe 2008)
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Abb. 13: Investitionsplanungsprozess

Fasst man alle Investitionsprojekte, die innerhalb eines Jahres realisiert wer-
den sollen, zusammen, so erhält man das Investitionsbudget für dieses Jahr, also 
den Betrag, der insgesamt investiert werden soll. Unternehmen erstellen in der Re-
gel einen solchen kurzfristigen (operativen) Investitionsplan sowie einen langfri-
stigen (strategischen) Investitionsplan, der sich auf einen längeren Zeitraum (5-10 
Jahre) bezieht. (Wöhe 2008)

6.2	 VERFAHREN DER INVESTITIONSRECHNUNG

Die Investitionsrechnung, auch Wirtschaftlichkeitsrechnung genannt, hat die 
Aufgabe, den durch die Investition erzielbaren Erfolg zu prognostizieren und zu be-
werten. Um diese Berechnungen durchzuführen, gibt es statische und dynamische 
Verfahren. Diese Ausführungen beschränken sich jedoch, um die Überschaubarkeit 
zu wahren, auf die statischen Verfahren. (Wöhe 2008) Die dynamischen Verfahren 
liefern zwar präzisere Ergebnisse, sind aber im Vergleich zu den statischen Verfah-
ren deutlich komplexer zu berechnen

1. Planungsphase

- Zielanalyse
- Problemanalyse

- Alternativensuche
- Wirkungsprognose
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- Entscheidung

2. Realisationsphase
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Die Kostenvergleichsrechnung zieht zum Vergleich der Alternativen das Kri-
terium der minimalen Kosten heran. Es wird also unterstellt, die Erlöse seien bei 
jeder Alternative gleich hoch und es werden lediglich die Kosten der verschiedenen 
Alternativen gegenübergestellt. Dieses Verfahren eignet sich zur Beantwortung 
der Frage nach der Vorteilhaftigkeit einer Ersatzinvestition (z. B. Vergleich alte Ma-
schine/ neue Maschine) bzw. mehrerer vergleichbarer Ersatzinvestitionen (z. B. Ver-
gleich mehrerer neuer Maschinen). Als zu vergleichende Kosten kommen hierbei 
für die jeweilige Alternative in Betracht:

•	 Betriebskosten
 		  -	 Personalkosten
		  -	 Reparaturkosten
		  -	 Energiekosten
		  -	 Materialkosten
		  -	 Raumkosten
•	 Kalkulatorische Abschreibungen
•	 Kalkulatorische Zinsen

Das Risiko bei der Anwendung dieses Verfahrens besteht darin, trotz der Er-
mittlung der geringsten Kosten, nicht zu wissen, ob die durch die Realisation der 
Alternative erzielbaren Erlöse überhaupt ausreichen, um diese Kosten zu decken. 
Somit kann trotz Anwendung dieses Investitionsrechenverfahrens eine unwirt-
schaftliche Entscheidung getroffen werden.

Die Gewinnvergleichsrechnung berücksichtigt, im Gegensatz zur Kostenver-
gleichsrechnung, sowohl die Kosten als auch die erzielbaren Erlöse und somit die 
Gewinne einer Investition (Gewinn = Erlöse – Kosten) für eine bestimmte Periode. 
Gibt es nur ein einziges Investitionsprojekt, das beurteilt werden soll, wird es dann 
realisiert werden, wenn der ermittelte Gewinn positiv ist bzw. wenn er einen selbst 
festgelegten Mindestgewinn übersteigt. Werden mehrere Alternativen im Rah-
men der Gewinnvergleichsrechnung gegenübergestellt, so entscheidet man sich 
für diejenige mit dem höchsten Gewinn (sofern dieser positiv ist). (Wöhe 2008)

Bei der Rentabilitätsvergleichsrechnung wird neben dem erzielbaren Gewinn 
jeder Alternative zusätzlich das zur Umsetzung der Investition eingesetzte Kapital, 
also die Höhe der anfänglichen Auszahlung, berücksichtigt. Wenn beispielsweise 
eine Maschine, deren Anschaffungskosten 5.000 Euro betragen, einen potentiellen 
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Gewinn in Höhe von 300 Euro (für einen bestimmten Zeitraum) erzielt, dagegen 
eine alternative Maschine, deren Anschaffungskosten 10.000 Euro betragen einen 
potentiellen Gewinn in Höhe von 320 Euro erzielt, dann wäre es wenig sinnvoll, 
sich nur aufgrund des höheren Gewinnes für die zweite Maschine zu entscheiden. 
Die Rentabilitätsrechnung korrigiert daher den Gewinn (einer bestimmten Peri-
ode) um die (kalkulatorischen) Eigen- bzw. Fremdkapitalzinsen und setzt diesen 
ins Verhältnis zum durchschnittlich gebundenen (nicht verfügbaren) Kapital. Die 
Rentabilitätskennziffer ergibt sich also folgendermaßen:

Die durchschnittliche Kapitalbindung entspricht im vereinfachten Modell der 
halben Anschaffungsauszahlung. Für die Entscheidung im Rahmen der Rentabili-
tätsrechnung vergleicht man die Rentabilität des jeweiligen Investitionsobjektes 
mit einer selbst festgelegten Mindestrentabilität (Mindestverzinsung). Sobald die 
erreichte Rentabilität die Mindestverzinsung übersteigt, ist das Projekt vorteilhaft 
und wird realisiert. (Wöhe 2008)

Mithilfe der Amortisationsrechnung wird ermittelt, wie lange (z. B. wie viele 
Jahre) es dauert, bis sich die Anschaffungsauszahlung (z. B. Kaufpreis einer Immo-
bilie) durch spätere Einzahlungsüberschüsse amortisiert, also ausgeglichen hat. 
Das Verfahren bezieht in die Betrachtung, im Gegensatz zu den vorher genannten 
Rechenverfahren, also nicht nur eine bestimmte Periode, sondern alle Perioden bis 
zur Amortisation mit ein. Liegen beispielsweise bei einer Investitionsauszahlung 
in Höhe von 100.000 Euro Einzahlungsüberschüsse von jährlich 25.000 Euro vor, 
dann hat sich diese Investition nach 4 Jahren amortisiert. Das nachfolgende Schau-
bild verdeutlicht nochmals grafisch den Zeitpunkt der Amortisation:

Rentabilität =
korrigierter Gewinn

durchschnittlich gebundenes Kapital
x 100
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Abb. 14: Ermittlung der Amortisationsdauer

Ein vorsichtiger Investor möchte eine möglichst kurze Amortisationsdauer er-
reichen, um seine Anfangsauszahlung möglichst schnell wieder erwirtschaftet zu 
haben und dann in die rechnerische Gewinnzone zu gelangen. Um eine Entschei-
dung treffen zu können, vergleicht der Investor die errechnete Amortisationsdauer 
mit seiner vorher festgelegten Soll-Amortisationsdauer. Liegt die prognostizierte 
Zeitspane unterhalb der angestrebten Dauer (somit würde sich die Investition 
schneller amortisieren), dann fällt die Entscheidung für die Realisation der Investi-
tion aus. (Wöhe 2008)

Die statischen Verfahren der Investitionsrechnung (Kostenvergleichsrechnung, 
Gewinnvergleichsrechnung, Rentabilitätsrechnung und Amortisationsrechnung) 
vernachlässigen jedoch den Zeitfaktor im Bezug auf die Kapitalrückflüsse (Einzah-
lungsüberschüsse). Ein hoher Rückfluss in der Gegenwart ist unter finanzmathe-
matischen Gesichtspunkten einem hohen Rückfluss in der Zukunft vorzuziehen. 
Die dynamischen Verfahren der Investitionsrechnung, die in diesem vereinfachten 
Überblick unberücksichtigt bleiben, beziehen die Faktoren Zins und Zinseszins in 
die Berechnung der Überschüsse mit ein.

Jahr 1 Jahr 2 Jahr 3 Jahr 4 Jahr 5

Einzahlungsüberschüsse

Anschaffungsauszahlungen

Amortisationsdauer
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6.3	 GRUNDLAGEN DER FINANZIERUNGSRECHNUNG

Mit jeder Investitionsentscheidung einher geht die Frage nach der Finanzie-
rung, also der Bereitstellung finanzieller Mittel. Erst wenn sicher ist, wie eine Inve-
stition (z. B. eine Maschine oder eine Immobilie) finanziert wird, sollte ihre Umset-
zung erfolgen. Die Finanzierung stellt die genau gegensätzlichen Zahlungsströme 
einer Investition dar. Sie beginnt mit einer Einzahlung (z. B. dem von einer Bank 
gewährten Kreditbetrag), auf die spätere Auszahlungen (z. B. Tilgungsleistungen) 
folgen. Unter dem Oberziel der Gewinnmaximierung versucht ein Unternehmen 
(und in diesem Zusammenhang sicher auch eine Nonprofit-Organisation), seine Fi-
nanzierungskosten (insbesondere Zinsen und Tilgung) möglichst gering zu halten. 
Das allein reicht jedoch nicht aus, um die langfristige Fortführung des Unterneh-
mens zu sichern. Zusätzlich muss also jederzeit gewährleistet sein, dass das Un-
ternehmen seinen laufenden Zahlungsverpflichtungen (z. B. Löhne an Mitarbeiter, 
Einkauf von Waren) nachkommen kann. 

Eine Finanzplanung, die sowohl die Gewinnmaximierung als auch das finanzi-
elle Gleichgewicht berücksichtigt, hat also das Ziel, die günstigste Finanzierungs-
alternative in Verbindung mit der optimalen Wahrung von Liquiditätsreserven (z. 
B. ein ausreichend hohes Bankguthaben) zu erreichen. Um diese Faktoren, insbe-
sondere die Liquidität, planen zu können, müssen die voraussichtlich zu erwarten-
den Einzahlungen und Auszahlungen richtig eingeschätzt werden. Je kürzer der 
zu planende Zeitraum gewählt wird, desto genauer lassen sich Zahlungsströme 
ermitteln. Schon im Rahmen einer mittelfristigen Planung (1-5 Jahre) ist die Schät-
zung der Ein- und Auszahlungen nur mit (unsicheren) Prognosewerten möglich. 
Ein in der Praxis häufig verwendetes Instrument zur mittelfristigen Finanzplanung 
ist die Aufstellung von Planbilanzen und Planerfolgsrechnungen. Diese beinhalten 
die Vermögensgegenstände und Schulden bzw. Erträge und Aufwendungen, die 
für die kommenden Jahre prognostiziert werden. Aus der Planerfolgsrechnung 
lässt sich dann ein Plan-Cash-Flow ermitteln, der die (erwarteten) tatsächlichen 
Zu- bzw. Abflüsse an finanziellen Mitteln aufzeigt und so Rückschlüsse auf die er-
forderliche Höhe des Finanzmittelbestandes zulässt. Die mittel- und langfristige 
Planung basiert jedoch auf wesentlich gröberen Planungsdeterminanten als die 
kurzfristige Finanzplanung. (Wöhe 2008)
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6.4	 DIE AUSSENFINANZIERUNG

Im Rahmen der Außenfinanzierung wird unterschieden zwischen Eigenfinan-
zierung und Fremdfinanzierung. 

Die Eigenfinanzierung liegt vor, wenn einem Unternehmen durch seine Ei-
gentümer (bei Einzelunternehmen), Mitunternehmer (bei Personengesellschaf-
ten) bzw. Anteilseigner (bei Kapitalgesellschaften wie bspw. der GmbH) Kapital 
von außen zugeführt wird. Die jeweiligen Kapitalgeber erhalten als Gegenwert 
des eingelegten Kapitals also Anteile am Unternehmen. Da es im Zusammenhang 
mit Nonprofit-Organisationen in der Regel keine Eigentümer im oben genannten 
Sinne gibt und auch keine Mitunternehmer, steht für NPOs bei dieser Art der Fi-
nanzierung die Zurverfügungstellung von Kapitel durch ihre Anteilseigner im Vor-
dergrund.

Die Fremdfinanzierung beinhaltet die Finanzierung durch Fremdkapital, also 
Kredite. Hierbei sind sowohl Bankkredite als auch Kredite von Privatpersonen, 
Betrieben, Lieferanten, Kunden (in Form von Anzahlungen) oder der öffentlichen 
Hand (z. B. der Stadt oder des Landes) denkbar. Die Dauer der Kapitalüberlassung 
wird ebenfalls in kurz-, mittel- und langfristig untergliedert. Die Laufzeit kurzfristi-
ger Kredite beträgt in der Regel 1 Jahr, die Laufzeit mittelfristiger Kredite 1-5 Jahre 
und die Laufzeit langfristiger Kredite mehr als 5 Jahre. Außerdem werden neben 
Geldkrediten oftmals auch Sachkredite (z. B. ein Lieferantenkredit: hier gewährt ein 
Lieferant eine längere Frist zur Zahlung der bereits ausgelieferten Ware) oder Si-
cherheiten gewährt. (Wöhe 2008) 

Daneben gibt es speziell im Nonprofit-Sektor auch Sonderformen der Fremd-
finanzierung wie bspw. die Zurverfügungstellung von Kapital, welches einer be-
stimmten Zweckbindung unterliegt. Wird nun dieses Kapital zweckentsprechend 
eingesetzt (z. B. für eine barrierefreie Immobilie), vermindert sich der (potentielle) 
Schuldbetrag ratierlich. Wird dagegen das Kapitel für andere Zwecke verwendet, 
muss der zur Verfügung gestellte Betrag ganz – oder zumindest teilweise – zurück-
gezahlt werden. Diese Verfahrensweise wird oft bei (größeren) Förderungen durch 
Soziallotterien angewendet.
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6.5	 DIE INNENFINANZIERUNG

Im Gegensatz zur Außenfinanzierung erhält ein Unternehmen bei der Innenfi-
nanzierung seine Mittel nicht von außen, also von Dritten, sondern erwirtschaftet 
sie im Rahmen des betrieblichen Umsatzprozesses selbst. Notwendige Vorausset-
zung hierfür stellen somit Zahlungsmittelüberschüsse dar. Nur wenn der Zufluss 
an liquiden Mitteln höher ist als deren Abfluss, können überschüssige Mittel zur 
Finanzierung von Investitionen verwendet werden. 

Eine Möglichkeit der Innenfinanzierung stellt die Selbstfinanzierung dar. Hier-
bei wird der Teil des Gewinnes einer Periode, der nicht an die Eigentümer/Gesell-
schafter ausgeschüttet wird, im Unternehmen einbehalten und mehrt somit das 
dort vorhandene Vermögen. Jedoch ist hierbei zu beachten, dass der Gewinn in der 
Regel nicht dem Bestand an finanziellen Mitteln entspricht, da er auch Aufwendun-
gen und Erträge enthält, die (noch) nicht zu Aus- bzw. Einzahlungen geführt haben, 
wie das beispielsweise bei Verbindlichkeiten und Forderungen der Fall ist. Tatsäch-
lich zur Finanzierung verwendbar ist also nur dessen zahlungswirksamer Teil. 

Eine weitere Möglichkeit der Innenfinanzierung ist die Bildung von Rückstel-
lungen. Rückstellungen sind Auszahlungen, die mit hoher Wahrscheinlichkeit in 
der Zukunft anfallen werden und die daher, um dem in Kapitel 5.2 beschriebenen 
Vorsichtsprinzip Rechnung zu tragen, schon zuvor als Aufwand berücksichtigt 
werden. Denkbar ist auch, dass die Höhe der Auszahlung sicher, aber der genaue 
Zahlungszeitpunkt noch unsicher ist. Da der Aufwand also bereits berücksichtigt, 
der tatsächliche Mittelabfluss aber noch nicht erfolgt ist, kann der Betrag bis zur 
Auszahlung noch anderweitig verwendet werden. Teilweise beträgt der zeitliche 
Abstand von Aufwand und Auszahlung  mehrere Jahre (z. B. bei Rückstellungen für 
spätere Pensionszahlungen an Arbeitnehmer), so dass für das Unternehmen hier-
durch ein enormes Finanzierungspotential entsteht. 

Ein weiterer nicht zahlungswirksamer Aufwand stellt die Abschreibung dar. 
Abschreibungen stellen die Wertminderung des Anlagevermögens im Zeitablauf 
(z. B. das Altern einer Maschine, die nach einigen Jahren einen wesentlich geringe-
ren Wert hat) dar. Es sind also Aufwendungen, die den bilanzierten Sachanlagen 
gegenüberstehen, ohne dass hierfür eine Auszahlung erfolgt. Wenn es dem Unter-
nehmen gelingt, am Markt Verkaufspreise zu erzielen, die auch die Wertminderung 
der Sachanlagen im Zeitablauf abdecken, sind die Zahlungszuflüsse um die Ab-
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schreibungen erhöht. Der Differenzbetrag aus zusätzlichen liquiden Mitteln kann 
wiederum anderweitig verwendet werden. 

Neben den Möglichkeiten der Selbstfinanzierung, Bildung von Rückstellun-
gen und dem Gegenwert der Abschreibungen gibt es weitere Möglichkeiten zur 
Innenfinanzierung eines Unternehmens. Beispielsweise können nicht mehr benö-
tigte Sachanlagen (z. B. alte Maschinen, die durch neuere ersetzt werden) verkauft 
und der Kaufpreis wieder investiert werden. Auch Forderungen werden oftmals im 
Rahmen des Factoring veräußert. Hierbei werden kurzfristige Forderungen (meist 
aus Lieferungen und Leistungen) an andere Unternehmen verkauft, die im Gegen-
zug einen entsprechenden Geldbetrag (unter Berücksichtigung eventuell nicht 
einbringbarer Forderungen) bar auf das Konto des verkaufenden Unternehmens 
überweisen. So kommt ein Unternehmen wesentlich schneller zu liquiden Mitteln, 
als durch die reguläre Begleichung der Forderungen durch die Kunden. Im besten 
Fall gleicht der hierdurch erlangte zeitliche Vorteil den betragsmäßigen Nachteil 
des Zahlungszuflusses aus. 

Eine weitere Möglichkeit der Innenfinanzierung sind Rationalisierungsmaß-
nahmen. Beispielsweise kann ein Unternehmen durch eine effizientere Lager-
haltung langfristig den durchschnittlichen Lagerbestand reduzieren. Verringerte 
durchschnittliche Lagerbestände gehen einher mit einer verringerten durch-
schnittlichen Kapitalbindungsdauer des Umlaufvermögens. Vorräte werden also 
schneller in finanzielle Mittel umgewandelt, die ihrerseits schneller zur Investition 
verwendet werden können. (Wöhe 2008; Bieg/Kussmaul 2000)

Die nachfolgende Abbildung zeigt nochmals alle zuvor erläuterten Finanzie-
rungsarten auf einen Blick.

Abb. 15: Finanzierungsarten 
(in Anlehnung an Bieg/

Kussmaul, 2000)
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7	 Nonprofit Governance 

7.1	 BEGRIFFSBESTIMMUNG UND ZIELSETZUNG

Der in sich zusammenhängende Themenkomplex aus Entscheidungsfindung, 
Führung (also Entscheidungsumsetzung) und Kontrolle hat für Nonprofit-Orga-
nisationen aus mehreren Gründen eine zentrale Bedeutung: zum einen ist der 
Nonprofit-Bereich eine der bedeutendsten Branchen in Deutschland mit deutlich 
über zwei Millionen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, so ein Ergebnis 
des Forschungsprojektes „ZiviZ“ (www.ziviz.info). D. h. es handelt sich um einen 
Bereich mit erheblichem wirtschaftlichen Gewicht und den damit verbundenen 
Umsatzvolumina und Geldflüssen. Zum anderen wird gerade an wertgebundene 
Organisationen eine höhere Erwartung hinsichtlich deren Führungsverhalten und 
Transparenz gestellt. Und nicht zuletzt haben einige „Skandale“ wie bspw. die sog. 
„Maserati-Affäre“ oder der „Unicef-Spendenskandal“ (Stern.de vom 05.02.2008) 
die Themen Führung und vor allem Kontrolle von und in gemeinnützigen Organi-
sationen stark in den Fokus der Öffentlichkeit gerückt.

In Bezug auf Entscheidungsfindung, Führung und Kontrolle sind dabei drei 
Bereiche zu betrachten: zum einen das „Handwerkszeug“, um fundierte Entschei-
dungen treffen zu können. Hierzu zählt bspw. ein betriebliches Rechnungswesen, 
welches den entscheidungsbefugten Personen aktuelle und valide Daten liefern 
muss – aber genauso zählt hierzu das Beherrschen von bestimmten Verfahren (z. 
B. den Investitionsrechenverfahren), um die Wirkung von Entscheidungen quanti-
fizieren und bewerten zu können. Neben diesem „Handwerkszeug“ ist es, speziell 
für Führungskräfte, unabdingbar, über die entsprechenden persönlichen Voraus-
setzungen und idealer Weise auch (Führungs-)Erfahrungen zu verfügen. Und nicht 
zuletzt geht es um interne und externe Strukturen, innerhalb dessen Entscheidun-
gen getroffen und umgesetzt werden. Hierzu zählen gesetzliche Bestimmungen 
ebenso wie interne Strukturen (Aufbau- und Ablauforganisation) und Instrumen-
te (wie bspw. Stellenbeschreibungen, Dienstanweisungen, Verfahrensregeln oder 
ähnliches).

Abstrahiert man die Aussagen des vorangegangenen Abschnitts unter Zuhil-
fenahme der in den Kapiteln 1 und 2 geschilderten theoretischen Grundlagen, ge-
langt man zu folgenden Feststellungen: Akteure in Organisationen funktionieren 
nicht nach der Idee des Homo oeconomicus. D. h. sie handeln nicht ausschließlich 



7 // Nonprofit Governance

1

2

3

4

4

6

7

Betriebswirtschaftliche Steuerung von Nonprofit-Organisationen Betriebswirtschaftliche Steuerung von Nonprofit-Organisationen118 119

rational (man spricht also von der bereits erwähnten „bounded rationality“), son-
dern vielfach emotional und sogar opportunistisch (wobei an dieser Stelle natür-
lich nicht in generalisierender Weise unterstellt werden soll, dass alle Menschen so 
agieren). Zweitens stehen den (bzw. allen) Akteuren nicht permanent alle für sie 
relevanten Informationen zur Verfügung. D. h. es gibt Akteure, welche in bestimm-
ten Situationen besser informiert sind – und Akteure, die in derselben Situation 
schlechter informiert sind. Man hat hier also einen Zustand der Informationsasym-
metrie, der zumindest dazu verleitet, dass diejenige Person, die besser informiert 
ist, dies zu ihrem eigenen Vorteil – und dem Nachteil der anderen Person (bzw. zum 
Nachteil der Organisation) – ausnutzt; in der Organisationssoziologie spricht man 
hier von der sog. Prinzipal-Agenten-Problematik. 

Worum geht es nun, wenn von (Nonprofit) Corporate Governance die Rede ist? 
Dieser Frage nähert man sich vielleicht am einfachsten, wenn man in einem ersten 
Schritt klarstellt, worum es nicht geht: „Es geht nicht darum, Zielkonflikte zu besei-
tigen oder typisch menschliche Verhaltensweise zu verändern (was ohnehin nicht 
möglich ist). Vielmehr besteht die Aufgabe darin, Regelwerke [und Strukturen, d. 
Verf.] zu schaffen, die die Möglichkeit opportunistischen Verhaltens eindämmen 
und helfen, vorhandene Informationsasymmetrien zu mildern.“ (Witting 2009)

Nähert man sich dem Begriff von der Bedeutung seiner lateinischen Wurzel 
her, d. h. dem Wort „gubernare“, so kann man dies umschreiben mit den Verben 
steuern, lenken und leiten. Infolgedessen befasst sich die Corporate Governance 
mit dem Steuern, Lenken und Leiten von Unternehmen, und schließlich Nonprofit 
Corporate Governance (oder kurz Nonprofit Governance) mit diesen Funktionen 
in Nonprofit-Unternehmen, oder richtiger: in Nonprofit-Organisationen. Insofern 
wäre wohl die korrekteste Bezeichnung (Nonprofit) Organizational Governance.

Zusammenfassend kann also festgestellt werden, dass sich (Nonprofit) Cor-
porate Governance mit Regelwerken und Strukturen befasst, die ein effektives und 
effizientes Steuern von (Nonprofit-) Unternehmen bzw. Organisationen gewähr-
leisten oder zumindest befördern sollen. Allerdings muss an der Stelle auch an-
gemerkt werden, dass es bislang (noch) keine allgemein akzeptierte Definition zu 
dem Begriff Nonprofit Governance (bzw. Nonprofit Corporate Governance) gibt. 
(Helmig/Boenigk 2012)
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Dabei ist das Thema Corporate Governance mitnichten ein Neues: so gibt es 
seit dem Jahr 2001 eine Regierungskommission „Deutscher Corporate Governance 
Kodex“ (weitere Informationen dazu unter www.corporate-governance-code.de) 
und auch das Aktiengesetz befasst sich in § 161 mit dem Thema Corporate Gover-
nance. Neu daran ist (lediglich), dass das Thema seit wenigen Jahren nun nicht 
mehr nur auf den Fokus gewerblicher Unternehmen beschränkt bleibt, sondern 
nun auch im Zusammenhang mit Nonprofit-Organisationen diskutiert und er-
forscht – und teilweise sogar eingefordert – wird.

7.2	 ASPEKTE ZUR UMSETZUNG IN NONPROFIT-ORGANISATIONEN

Bevor man sich mit der Umsetzung von Corporate Governance in Nonprofit-
Organisationen befasst, erscheint es sinnvoll, einen Schritt zurück zu gehen und 
sich vorab mit der Frage zu befassen, warum es eigentlich eines solchen Regelwer-
kes bzw. solcher Strukturen bedarf. 

Die Frage ist durchaus berechtigt – denn: auch der Gesetzgeber befasst sich 
direkt und indirekt mit dem Verhalten von Personen in Organisationen und den 
Strukturen von und in Organisationen. So schreibt das Gesellschaftsrecht, wie in 
Kapitel 3 ausführlich dargestellt, Mindestanforderungen an die Organstruktur von 
Gesellschaften vor. Und das Handelsgesetzbuch spricht sogar an mehreren Stellen 
von der Erfordernis der „Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns“. Nicht zu verges-
sen, dass Akteure in einer Organisation, beispielsweise also Geschäftsführer/innen, 
der Organisation zum Schadenersatz verpflichtet sind: so widmet das GmbHG der 
„Haftung der Geschäftsführer (§ 43 GmbHG) sogar einen kompletten Paragraphen 
und stellt klar, dass „die Geschäftsführer […] in den Angelegenheiten der Gesell-
schaft die Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden [haben] – 
und, wenn sie ihre „Obliegenheiten verletzen“, der Gesellschaft für den entstande-
nen Schaden haften. 

Was nun auf den ersten Blick ausreichend erscheint, erweist sich bei näherer 
Betrachtung zumindest ergänzungs- und/oder erklärungswürdig. Dabei sind die 
folgenden vier grundlegenden Feststellungen zu treffen:
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Erstens wird im Gesetz nicht abschließend – und vor allem nicht organisati-
onsbezogen – definiert, was die „Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns“ oder die 
zu beachtenden „Obliegenheiten“ sind. Und es ist anzunehmen, dass auch im be-
trieblichen Kontext vielen Führungskräften der Umfang und die Bedeutung dieser 
Anforderungen (zumindest nicht immer und vollumfänglich) bekannt sind.

Zweitens gewährt der Gesetzgeber bei der Gestaltung von Satzungen und Ge-
sellschaftsverträgen eine sehr große Vertragsfreiheit – was dazu führen kann, dass 
in den Verträgen nicht alle eigentlich erforderlichen Regelungen enthalten sind. 
Dies zeigt sich in der Regel erst in Situationen, in welchen man diese „vermisst“. 

Hinzu kommt drittens, dass es aufgrund der Vielfalt von betrieblichen Anfor-
derungen und Rahmenbedingungen für den Gesetzgeber weder möglich noch 
zweckmäßig ist, alle möglichen Regelungsbereiche durch entsprechende Bestim-
mungen zu fassen. So überlässt es der Gesetzgeber bspw. den Gründern eines 
Vereins, die Zahl der Mitglieder des Vorstands zu bestimmen – eine Empfehlung 
für eine Mindestanzahl an Vorstandsmitgliedern wird (aus gutem Grund) eben-
so wenig gegeben wie etwa Hinweise oder Bestimmungen zu Wiederwahl oder 
Regelungen zum Umgang mit Interessenkonflikten. Der Gesetzgeber beschränkt 
sich in seinem Regelungsbereich weitestgehend auf Regelungen für „typische“ Ge-
sellschaften.

Richtet man den Blick – viertens – auf Nonprofit-Organisationen, so ist zu kon-
statieren, dass diese aufgrund ihrer spezifischen Funktionen und Aufgaben (wie 
in Kapitel 2.2 beschrieben) eine besondere Vielzahl an Stakeholdern (d. h. sog. An-
spruchsgruppen) und eine besondere Verantwortung (teilweise sogar eine Rechen-
schaftspflicht) diesen gegenüber haben. D. h. der Blick darf nicht nur auf Anteilsei-
gener (wie bspw. bei einer Aktiengesellschaft oder einer GmbH) gerichtet werden, 
sondern muss breiter ausgerichtet sein.

Bei der Umsetzung von Corporate Governance in Nonprofit-Organisationen 
sind weiterhin nicht nur deren besondere Funktionen und Aufgaben zu beachten, 
sondern auch die Charakteristika bestimmter Organisationsstrukturen: so haben 
zwar die allermeisten Organisationen ein Aufsichtsorgan – dieses ist aber vielen 
Fällen ehrenamtlich besetzt. Unabhängig von den durchaus gegebenen Vorteilen 
einer solchen Organbesetzung muss dabei aber auch bedacht werden, dass speziell 
in der Konstellation Hauptamt-Ehrenamt eine Informationsasymmetrie fast schon 
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vorprogrammiert ist. Hinzu kommt, dass Nonprofit-Organisationen, zumindest in 
der Mehrzahl, kleinere und mittlere Organisationen sind – und damit weder über 
die personellen noch finanziellen Ressourcen verfügen, organisationsinterne Kon-
troll- und Überwachungsinstanzen (wie bspw. eine Revisions- oder Compliance-
Abteilung) einzurichten.

Diese Gegebenheit liefert aber zugleich einen Ansatzpunkt, wo und wie das 
Thema Governance angegangen bzw. verankert werden kann: und zwar nicht in 
eigens dafür eingerichteten Abteilungen, sondern in Form von Regelungen z. B. 
in Satzungen, Gesellschaftsverträgen, Geschäftsordnungen, Dienstanweisungen. 
Leitbildern oder speziellen Governance-Kodizes. 

Damit verbunden ist aber wiederum die Fragestellung, wie bestimmte Leitge-
danken wie „checks and balances“, Transparenz, Vermeidung von Interessenkon-
flikten und Wirksamkeit (von Schnurbein 2009) umgesetzt und überwacht werden 
können – trotz begrenzter Ressourcen. Hierzu stehen verschiedenste Instrumente 
zur Verfügung, welche in Anlehnung an die organisationalen Gegebenheiten aus-
gestaltet werden können. Zu diesen Instrumenten zählen bspw. die Schaffung von 
Anreizstrukturen oder die Formalisierung und Standardisierung von Prozessen und 
Berichtsaufgaben. 

Bei aller Sinnhaftigkeit für Nonprofit-Organisationen, sich mit dem Thema 
Governance zu befassen, sollte dennoch immer darauf geachtet werden, dass sich 
Nonprofit Governance nicht zum Selbstzweck entwickelt – denn: Nonprofit-Gover-
nance trägt zwar durchaus zur langfristigen Leistungsfähigkeit einer Organisation 
bei, nicht aber unmittelbar zu deren Leistungserstellung.
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